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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes und des 
Arbeitsgerichtsgesetzes 


A. Problem und Ziel 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die Sozialgerichtsbarkeit nachhaltig zu entlasten 
und zugleich eine Straffung der sozialgerichtlichen Verfahren herbeizuführen. 
Dies soll durch eine Vielzahl von Maßnahmen geschehen, die auf verschiedenen 
Ebenen ansetzen. 

Zum 1 . Januar 2005 ist der Sozialgerichtsbarkeit die Zuständigkeit für Angele- 
genheiten der Grundsicherang für Arbeitsuchende (Zweites Buch Sozialgesetz- 
buch - SGB II), der Sozialhilfe (Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch - SGB XII) 
sowie des Asylbewerberleistungsgesetzes übertragen worden. Dies hat zu einer 
erheblichen Mehrbelastung der Sozialgerichte geführt. Diese Mehrbelastung 
konnte durch Personalmaßnahmen der Länder teilweise kompensiert werden. 
Die Bundesregierung sieht aber die Notwendigkeit, durch eine Änderung des 
Sozialgerichtsgesetzes flankierend für weitere Entlastung zu sorgen. 

Für das arbeitsgerichtliche Verfahren greift der Entwurf Bedürfnisse der arbeits- 
gerichtlichen Praxis auf, das Verfahren einfacher, schneller und bürgerfreundli- 
cher zu gestalten, um einen zeitnahen und effektiven Rechtsschutz zu gewähren. 


B. Lösung 

I. Sozialgerichtsbarkeit 

Die Sozialgerichtsbarkeit soll insgesamt entlastet werden. Dies geschieht durch 
eine Straffung des sozialgerichtlichen Verfahrens, die es den Gerichten erlaubt, 
ihrer Amtsermittlungspflicht zum einen besser nachzukommen, zum anderen 
aber auch Verzögerungen des Verfahrens, die durch die Verfahrensbeteiligten 
selbst verursacht werden, zu sanktionieren. Die erstinstanzliche Zuständigkeit 
wird grundlegend überarbeitet. 

Die Änderungen erfolgen unter Beachtung der Besonderheiten des sozialge- 
richtlichen Verfahrens. Da mit dem Sozialgerichtsgesetz der materiell-rechtliche 
Gehalt der Sozialgesetzbücher umgesetzt wird, enthält es eine Fülle von Nor- 
men, die das Kräfteungleichgewicht auszubalancieren versuchen, das insbeson- 
dere zwischen einer hoch spezialisierten Verwaltung auf der einen Seite und den 
Versicherten, Leistungsempfängern und behinderten Menschen auf der anderen 
Seite besteht. Die Aufgabe, für eine gewisse Waffengleichheit der Parteien im 
Sozialgerichtsverfahren zu sorgen, besteht auch vor dem Hintergrund, dass die 
Betroffenen vor den Sozialgerichten häufig um sie existenziell betreffende Fra- 
gen streiten. Die Straffung und Beschleunigung des sozialgerichtlichen Verfah- 
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rens dient gleichzeitig den Prozessparteien, die an einer zügigen Klärung ele- 
mentarer Fragen ein unmittelbares Interesse haben. 

Folgerichtig setzt der Gesetzentwurf eine Vielzahl von Vorschlägen aus der so- 
zialgerichtlichen Praxis um. 

— Bereits im Widerspruchsverfahren werden die Sozialleistungsträger entlastet, 
indem der Verwaltung die Bekanntgabe der Widerspruchsentscheidung bei so 
genannten Massenwidersprüchen im Wege der öffentlichen Bekanntgabe er- 
möglicht wird. 

— Es wird eine erstinstanzliche Zuständigkeit für die Landessozialgerichte ein- 
geführt für Streitigkeiten, die Rechtsfragen betreffen, die über die individuel- 
le Beschwer einer einen Verwaltungsakt angreifenden oder begehrenden Per- 
son hinausgehen und bei denen die Sozialgerichte in der Regel keine 
endgültig streitschlichtende Instanz darstellen. 

— Zur Straffung des sozialgerichtlichen Verfahrens — insbesondere zur zeit- 
nahen Umsetzung der durch den Amtsermittlungsgrundsatz geforderten voll- 
ständigen Tatsachenermittlung — kann das Gericht unter engen Voraussetzun- 
gen den Vortrag einer Partei präkludieren. Es wird eine fiktive 
Klagerücknahme für die Fälle eingeführt, in denen der Kläger das Verfahren 
trotz Aufforderung des Gerichts für einen bestimmten Zeitraum nicht be- 
treibt. Die Anforderungen an Klageschrift und Klagebegründung werden mo- 
derat erhöht. 

— Die Sozialgerichte erhalten die Möglichkeit, bei mehr als 20 Verfahren, die 
dieselbe behördliche Maßnahme betreffen, die Verfahren auszusetzen und ein 
Musterverfahren durchzuführen. Die Leistungsträger sollen die Verwaltungs- 
akten binnen einer bestimmten Frist übersenden. Bei einstimmigem Verzicht 
der Beteiligten auf Rechtsmittel kann vom Abfassen des Tatbestandes und 
der Entscheidungsgründe abgesehen werden. 

— Die Verantwortung zu umfassender Ermittlung im Vorverfahren wird ge- 
stärkt, indem eine Kostentragungspflicht der Leistungsträger im Fall unter- 
lassener Ermittlungen eingeführt wird. Die Einbeziehung neuer Verwaltungs- 
akte in laufende Gerichtsverfahren wird strengeren Kriterien unterworfen. 

— Der Schwellenwert zur Berufung wird für natürliche Personen auf 750 Euro 
und für juristische Personen auf 10 000 Euro angehoben. 

— Die Beschwerde wird ausgeschlossen in Verfahren des einstweiligen Rechts- 
schutzes, wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zulässig wäre, in Ver- 
fahren gegen die Ablehnung von Prozesskostenhilfe, wenn das Gericht aus- 
schließlich die persönlichen oder wirtschaftlichen Voraussetzungen für die 
Gewährung von Prozesskostenhilfe verneint, und für Kostengrundentschei- 
dungen nach § 193 sowie nach § 192 Abs. 2, soweit in der Hauptsache kein 
Rechtsmittel gegeben wäre und der Wert des Beschwerdegegenstandes 
200 Euro nicht übersteigt. 

— Das Abhilfeverfahren im Beschwerdeverfahren wird aufgehoben. 

II. Arbeitsgerichtsbarkeit 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wird die Klageerhebung erleichtert, in- 
dem sie ihre Klage wahlweise auch vor dem Arbeitsgericht erheben können, in 
dessen Bezirk sie für gewöhnlich ihre Arbeit leisten (Gerichtsstand des Arbeits- 
ortes). 

Das arbeitsgerichtliche Verfahren wird durch eine Erweiterung der Alleinent- 
scheidungsbefugnis des Vorsitzenden vereinfacht und beschleunigt. Dort, wo ei- 
ne Beteiligung der ehrenamtlichen Richter sachlich nicht geboten ist, kann der 
Vorsitzende allein entscheiden. Dies betrifft die 
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- Verwerfung eines unzulässigen Einspruchs gegen ein Versäumnisurteil oder 
einen Vollstreckungsbescheid; 

- Verwerfung einer unzulässigen Berufung, sofern die Entscheidung ohne 
mündliche Verhandlung erfolgt; 

- Verwerfung einer unzulässigen Beschwerde im Beschlussverfahren, sofern 
der Beschluss ohne mündliche Verhandlung ergeht; 

- Entscheidung über die Gerichtskosten, wenn nur noch über sie zu entschei- 
den ist; 

- Berichtigung des Tatbestandes arbeitsgerichtlicher Urteile, die zwischen den 
Parteien unstreitig ist, und daher eine mündliche Verhandlung nicht beantragt 
wurde. 

Es wird klargestellt, dass im arbeitsgerichtlichen Verfahren die Einstellung der 
Zwangsvollstreckung aus dem Titel, dessen Bestand aufgrund der Einlegung ei- 
nes Rechtsbehelfs zweifelhaft sein kann, bei einem drohenden nicht zu ersetzen- 
den Nachteil für den Schuldner ohne Sicherheitsleistung erfolgt. Gegen diese 
Entscheidung ist kein Rechtsbehelf gegeben. 

Das Verfahren der nachträglichen Zulassung der Kündigungsschutzklage wird 
beschleunigt und der Rechtsweg zum Bundesarbeitsgericht eröffnet. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Durch die Straffung des sozialgerichtlichen Verfahrens ist mit Einsparungen in 
den Länderhaushalten zu rechnen. Die genaue Höhe dieser Einsparungen kann 
nicht präzise vorausgesagt werden. Durch die Vereinfachung und Beschleuni- 
gung des arbeitsgerichtlichen Verfahrens entstehen für die öffentlichen Haushal- 
te keine Kosten. 

2. Vollzugsaufwand 
Keine Änderungen. 


E. Sonstige Kosten 

Keine. Insbesondere entstehen für die Wirtschaft keine Kosten. Auswirkungen 
auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Mit dem Gesetzentwurf werden keine Informationspflichten der Wirtschaft im 
Bereich der Verwaltung eingeführt, da sich die Regelungen fast ausschließlich 
auf das gerichtliche Verfahren beziehen. Für die Verwaltung werden durch die 
Schaffung der Möglichkeit, Widerspruchsbescheide in so genannten Massenver- 
fahren bekannt zu geben, Verwaltungskosten in nicht bezifferbarer Höhe einge- 
spart. 
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Berlin, f\h Januar 2008 


I>IK Bundeskan/.i.krin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes und 
des Arbeitsgerichtsgesetzes 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG ist 
als Anlage 2 beigefügt 

Der Bundesrat hat in seiner 840. Sitzung am 20. Dezember 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes und des 
Arbeitsgerichtsgesetzes 


Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 23. September 1975 (BGBl. 1 S. 2535), zu- 
letzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe „197a“ durch die 
Angabe „197b“ ersetzt. 

2. § 10 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Für Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung 
einschließlich der Unfallversicherung für den Bergbau 
können eigene Kammern gebildet werden.“ 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und der Ar- 
beitsförderung“ gestrichen. 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern „Grund- 
sicherung für Arbeitsuchende“ die Wörter „ein- 
schließlich der Streitigkeiten aufgrund § 6a des Bun- 
deskindergeldgesetzes und der Arbeitsförderung“ 
eingefügt. 

4. In § 13 Abs. 5 werden die Wörter „und der Arbeitsförde- 
rung“ und die Wörter auf die hauptsächlichen Er- 
werbszweige, insbesondere auch auf die Gruppe der 
Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte“ gestrichen. 

5. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „und der Arbeitsförde- 
rung“ gestrichen. 

b) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende“ die Wörter „einschließlich 
der Streitigkeiten aufgrund § 6a des Bundeskinder- 
geldgesetzes und der Arbeitsförderung“ eingefügt. 

6. Nach § 16 Abs. 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der Arbeitneh- 
mer kann auch sein, wer arbeitslos ist.“ 

7. § 23 Abs. 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Er besteht aus je einem ehrenamtlichen Richter aus den 
Kreisen der ehrenamtlichen Richter, die in den bei dem 
Sozialgericht gebildeten Fachkammern vertreten sind. 
Die Mitglieder werden von den ehrenamtlichen Richtern 
aus ihrer Mitte gewählt. Das Wahlverfahren im Übrigen 
legt der bestehende Ausschuss fest.“ 

8. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 


b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 bis 4 ange- 
fügt: 

„(2) Die Landessozialgerichte entscheiden im ers- 
ten Rechtszug über 

1 . Klagen gegen Entscheidungen der Landesschieds- 
ämter nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch, 
der Schiedsstellen nach § 120 Abs. 4 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch, der Schiedsstelle nach 
§ 76 des Elften Buches Sozialgesetzbuch und der 
Schiedsstellen nach § 80 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch, 

2. Aufsichtsangelegenheiten gegenüber Trägern der 
Sozialversicherung, bei denen die Aufsicht von 
einer Landes- oder Bundesbehörde ausgeübt wird. 

(3) Das Landessozialgericht Nordrhein- Westfalen 
entscheidet im ersten Rechtszug über 

1 . Streitigkeiten zwischen gesetzlichen Krankenkas- 
sen oder ihren Verbänden und dem Bundesver- 
sicherungsamt betreffend den Risikostruktur- 
ausgleich, die Anerkennung von strukturierten 
Behandlungsprogrammen und die Verwaltung des 
Gesundheitsfonds, 

2. Streitigkeiten betreffend den Finanzausgleich der 
gesetzlichen Pflegeversicherung. 

(4) Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg 
entscheidet im ersten Rechtszug über 

1 . Klagen gegen die Entscheidung der gemeinsamen 
Schiedsämternach § 89 Abs. 4 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch und des Bundesschiedsamtes 
nach § 89 Abs. 7 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch sowie der erweiteten Bewertungsausschüsse 
nach § 87 Abs. 4 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch, soweit die Klagen von den Einrichtungen er- 
hoben werden, die diese Gremien bilden, 

2. Klagen gegen Entscheidungen und Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses (§§ 91, 92 Fünf- 
tes Buch Sozialgesetzbuch) und gegen die Festset- 
zung von Festbeträgen durch die Spitzenverbände 
der Krankenkassen sowie den Spitzenverband 
Bund. 

3 . Streitigkeiten betreffend den Ausgleich unter den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften nach dem 
Siebten Buch Sozialgesetzbuch.“ 

9. § 3 1 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Für Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung 
einschließlich der Unfallversicherung für den Bergbau 
kann ein eigener Senat gebildet werden.“ 
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10. § 40 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts ist min- 
destens ein Senat zu bilden. Für Angelegenheiten der 
Knappschaftsversicherung einschließlich der Unfall- 
versicherung für den Bergbau kann ein eigener Senat 
gebildet werden.“ 

11. § 5 1 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 87 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
findet keine Anwendung.“ 

12. § 57a wird wie folgt gefasst: 

„§ 57a 

(1) ln Vertragsarztangelegenheiten der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist, wenn es sich um Fragen der 
Zulassung oder Ermächtigung nach Vertragsarztrecht 
handelt, das Sozialgericht zuständig, in dessen Bezirk 
der Vertragsarzt, der Vertragszahnarzt oder der Psycho- 
therapeut seinen Sitz hat. 

(2) In anderen Vertragsarztangelegenheiten der ge- 
setzlichen Krankenversicherung ist das Sozialgericht 
zuständig, in dessen Bezirk die Kassenärztliche Verei- 
nigung oder die Kassenzahnärztliche Vereinigung ihren 
Sitz hat. 

(3) In Angelegenheiten, die Entscheidungen oder 
Verträge auf Landesebene betreffen, ist - soweit das 
Landesrecht nichts Abweichendes bestimmt - das 
Sozialgericht zuständig, in dessen Bezirk die Landes- 
regierung ihren Sitz hat. 

(4) ln Angelegenheiten, die Entscheidungen oder 
Verträge auf Bundesebene betreffen, ist das Sozialge- 
richt zuständig, in dessen Bezirk die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung oder die Kassenzahnärztliche Bun- 
desvereinigung ihren Sitz hat.“ 

13. Dem § 85 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Über ruhend gestellte Widersprüche kann durch 
eine öffentlich bekannt gegebene Allgemeinverfügung 
entschieden werden, wenn die den angefochtenen Ver- 
waltungsakten zugrunde liegende Gesetzeslage durch 
eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts be- 
stätigt wurde, Widerspruchsbescheide gegenüber einer 
Vielzahl von Widerspruchsführem zur gleichen Zeit er- 
gehen müssen und durch sie die Rechtsstellung der Be- 
troffenen ausschließlich nach einem für alle identischen 
Maßstab verändert wird. Die öffentliche Bekanntgabe 
erfolgt durch Veröffentlichung der Entscheidung über 
den Intemetauftritt der Behörde, im elektronischen 
Bundesanzeiger und in mindestens drei überregional 
erscheinenden Tageszeitungen. Auf die öffentliche 
Bekanntgabe, den Ort ihrer Bekanntgabe sowie die Kla- 
gefrist des § 87 Abs. 1 Satz 3 ist bereits in der Ruhens- 
mitteilung hinzuweisen.“ 

14. Dem § 87 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Bei einer öffentlichen Bekanntgabe nach § 85 Abs. 4 
beträgt die Frist ein Jahr. Die Frist beginnt mit dem Tag 
zu laufen, an dem seit dem Tag der letzten Veröffent- 
lichung zwei Wochen verstrichen sind.“ 


15. § 92 wird wie folgt gefasst: 

„§ 92 

(1) Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Zur 
Bezeichnung des Beklagten genügt die Angabe der Be- 
hörde. Die Klage soll einen bestimmten Antrag enthal- 
ten und von dem Kläger oder einer zu seiner Vertretung 
befugten Person mit Orts- und Zeitangabe unterzeich- 
net sein. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Ver- 
fügung und der Widerspruchsbescheid sollen in Ur- 
schrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

(2) Entspricht die Klage diesen Anforderungen nicht, 
hat der Vorsitzende den Kläger zu der erforderlichen 
Ergänzung innerhalb einer bestimmten Frist aufzufor- 
dem. Er kann dem Kläger für die Ergänzung eine Frist 
mit ausschließender Wirkung setzen, wenn es an einem 
der in Absatz 1 Satz 1 genannten Erfordernisse fehlt. 
Für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gilt § 67 
entsprechend.“ 

16. § 96 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Nach Klageerhebung wird ein neuer Verwal- 
tungsakt nur dann Gegenstand des Klageverfahrens, 
wenn er nach Erlass des Widerspruchsbescheides er- 
gangen ist und den angefochtenen Verwaltungsakt ab- 
ändert oder ersetzt.“ 

17. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 und 2 werden Absatz 1 . 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Die Klage gilt als zurückgenommen, wenn 
der Kläger das Verfahren trotz Aufforderung des 
Gerichts länger als drei Monate nicht betreibt. 
Absatz 1 gilt entsprechend. Der Kläger ist in der 
Aufforderung auf die sich aus Satz 1 ergebende 
Rechtsfolge hinzuweisen. 

(3) Ist die Klage zurückgenommen oder gilt sie 
als zurückgenommen, so stellt das Gericht das Ver- 
fahren auf Antrag durch Beschluss ein und entschei- 
det über Kosten, soweit diese entstanden sind. Der 
Beschluss ist unanfechtbar.“ 

18. § 104 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach dem Wort „äußern“ der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und die Wörter „§ 90 
gilt entsprechend.“ angefügt. 

b) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

„Soweit das Gericht die Übersendung von Verwal- 
tungsakten anfordert, soll diese binnen eines Monats 
nach Eingang der Aufforderung bei dem zuständi- 
gen Verwaltungsträger erfolgen. Die Übersendung 
einer beglaubigten Abschrift steht der Übersendung 
der Originalverwaltungsakten gleich, sofern nicht 
das Gericht die Übersendung der Originalverwal- 
tungsakten wünscht.“ 
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19. Nach § 106 wird folgender § 106a eingefügt: 

„§ 106a 

(1) Der Vorsitzende kann dem Kläger eine Frist set- 
zen zur Angabe der Tatsachen, durch deren Berücksich- 
tigung oder Nichtberücksichtigung im Verwaltungsver- 
fahren er sich beschwert fühlt. 

(2) Der Vorsitzende kann einem Beteiligten unter 
Fristsetzung aufgeben, zu bestimmten Vorgängen 

1 . Tatsachen anzugeben oder Beweismittel zu bezeich- 
nen, 

2. Urkunden oder andere bewegliche Sachen vorzule- 
gen sowie elektronische Dokumente zu übermitteln, 
soweit der Beteiligte dazu verpflichtet ist. 

(3) Das Gericht kann Erklärungen und Beweismittel, 
die erst nach Ablauf einer nach den Absätzen 1 und 2 
gesetzten Frist vorgebracht werden, zurückweisen und 
ohne weitere Ermittlungen entscheiden, wenn 

1. ihre Zulassung nach der freien Überzeugung des 
Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzögern 
würde und 

2. der Beteiligte die Verspätung nicht genügend ent- 
schuldigt und 

3. der Beteiligte über die Folgen einer Fristversäu- 
mung belehrt worden ist. 

Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Ge- 
richts glaubhaft zu machen. Satz 1 gilt nicht, wenn es 
mit geringem Aufwand möglich ist, den Sachverhalt 
auch ohne Mitwirkung des Beteiligten zu ermitteln.“ 

20. ln § 109 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Behinderten“ 
durch die Wörter „behinderten Menschen“ ersetzt. 

21. Nach § 114 wird folgender § 114a eingefügt: 

„§ H4a 

(1) Ist die Rechtmäßigkeit einer behördlichen Maß- 
nahme Gegenstand von mehr als zwanzig Verfahren an 
einem Gericht, kann das Gericht eines oder mehrere 
geeignete Verfahren vorab durchführen (Musterverfah- 
ren) und die übrigen Verfahren aussetzen. Die Beteilig- 
ten sind vorher zu hören. Der Beschluss ist unanfecht- 
bar. 

(2) Ist über die durchgeführten Musterverfahren 
rechtskräftig entschieden worden, kann das Gericht 
nach Anhörung der Beteiligten über die ausgesetzten 
Verfahren durch Beschluss entscheiden, wenn es ein- 
stimmig der Auffassung ist, dass die Sachen gegenüber 
dem rechtskräftig entschiedenen Musterverfahren keine 
wesentlichen Besonderheiten tatsächlicher oder recht- 
licher Art aufweisen und der Sachverhalt geklärt ist. 
Das Gericht kann in einem Musterverfahren erhobene 
Beweise einführen; es kann nach seinem Ermessen die 
wiederholte Vernehmung eines Zeugen oder eine neue 
Begutachtung durch denselben oder andere Sachver- 
ständige anordnen. Beweisanträge zu Tatsachen, über 
die bereits im Musterverfahren Beweis erhoben wurde, 
kann das Gericht ablehnen, wenn ihre Zulassung nach 
seiner freien Überzeugung nicht zum Nachweis neuer 
entscheidungserheblicher Tatsachen beitragen und die 
Erledigung des Rechtsstreits verzögern würde. Die Ab- 


lehnung kann in der Entscheidung nach Satz 1 erfolgen. 
Den Beteiligten steht gegen den Beschluss nach Satz 1 
das Rechtsmittel zu, das zulässig wäre, wenn das Ge- 
richt durch Urteil entschieden hätte. Die Beteiligten 
sind über das Rechtsmittel zu belehren.“ 

22. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Dies gilt auch bei Klagen auf Verurteilung zum Er- 
lass eines Verwaltungsaktes und bei Klagen nach 
§ 54 Abs. 4. Absatz 3 gilt entsprechend.“ 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Gericht“ 
die Wörter „in den Fällen des § 54 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 4“ eingefügt. 

23. Dem § 136 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Wird das Urteil in dem Tennin, in dem die 
mündliche Verhandlung geschlossen worden ist, ver- 
kündet, so bedarf es des Tatbestandes und der Entschei- 
dungsgründe nicht, wenn Kläger, Beklagter und sonsti- 
ge rechtsmittelberechtigte Beteiligte auf Rechtsmittel 
gegen das Urteil verzichten.“ 

24. § 144 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 1 werden nach dem Wort „Geld-“ ein 
Komma und das Wort „Dienst-“ eingefügt sowie die 
Angabe „500 Euro“ durch die Angabe „750 Euro“ 
ersetzt. 

b) ln Nummer 2 wird die Angabe „5 000 Euro“ durch 
die Angabe „10 000 Euro“ ersetzt. 

25. § 145 Abs. 4 Satz 1 wird aufgehoben. 

26. Dem § 153 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Der Senat kann in den Fällen des § 105 Abs. 2 
Satz 1 durch Beschluss die Berufung dem Bericht- 
erstatter übertragen, der zusammen mit den ehrenamt- 
lichen Richtern entscheidet.“ 

27. Nach § 157 wird folgender § 157a eingefügt: 

„§ 157a 

(1) Neue Erklärungen und Beweismittel, die im ers- 
ten Rechtszug entgegen einer hierfür gesetzten Frist 
(§ 106a Abs. 1 und 2) nicht vorgebracht worden sind, 
kann das Gericht unter den Voraussetzungen des § 106a 
Abs. 3 zurückweisen. 

(2) Erklärungen und Beweismittel, die das Sozial- 
gericht zu Recht zurückgewiesen hat, bleiben auch im 
Berufungsverfahren ausgeschlossen.“ 

28. § 160a Abs. 4 Satz 1 wird aufgehoben. 

29. § 172 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Ansprüchen“ 
die Wörter „und über die Ablehnung von Gerichts- 
personen“ eingefügt. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Beschwerde ist ausgeschlossen 

1 . in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, 
wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zu- 
lässig wäre, 
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2. gegen die Ablehnung von Prozesskostenhilfe, 
wenn das Gericht ausschließlich die persön- 
lichen oder wirtschaftlichen Voraussetzungen 
für die Prozesskostenhilfe verneint, 

3. gegen Kostengrundentscheidungen nach § 193, 

4. gegen Entscheidungen nach § 192 Abs. 2, wenn 
in der Hauptsache kein Rechtsmittel gegeben 
ist und der Wert des Beschwerdegegenstandes 
200 Euro nicht übersteigt.“ 

30. § 174 wird aufgehoben. 

31. ln § 183 Satz 1 wird das Wort „Behinderte“ durch die 
Wörter „behinderte Menschen“ ersetzt. 

32. § 192 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „in 
einem Termin“ gestrichen. 

b) Absatz la wird Absatz 2. 

c) Absatz 2 wird Absatz 3 und die Angabe „Absatz la“ 
wird durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt. 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Das Gericht kann der Behörde ganz oder teil- 
weise die Kosten auferlegen, die dadurch verursacht 
werden, dass die Behörde erkennbare und notwendi- 
ge Ermittlungen im Verwaltungsverfahren unterlas- 
sen hat, die im gerichtlichen Verfahren nachgeholt 
wurden. Die Entscheidung ergeht durch gesonderten 
Beschluss.“ 

33. Nach § 197a wird folgender § 197b eingefügt: 

„§ 197b 

Für Ansprüche, die beim Bundessozialgericht entste- 
hen, gelten die Justizverwaltungskostenordnung und 
die Justizbeitreibungsordnung entsprechend, soweit sie 
nicht unmittelbar Anwendung finden. Vollstreckungs- 
behörde ist die Justizbeitreibungsstelle des Bundes- 
sozialgerichts.“ 

Artikel 2 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 2. Juli 1979 (BGBl. 1 S. 853, 1036), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 21 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Als ehrenamtliche Richter sind Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber zu berufen, die das fünfundzwanzigste Le- 
bensjahr vollendet haben und im Bezirk des Arbeitsge- 
richts tätig sind oder wohnen.“ 

2. § 46a Abs. 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Im Fall des Einspruchs hat das Gericht von Amts 
wegen zu prüfen, ob der Einspruch an sich statthaft und 
ob er in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt ist. 
Fehlt es an einem dieser Erfordernisse, so ist der Ein- 
spruch als unzulässig zu verwerfen. Ist der Einspruch 
zulässig, hat die Geschäftsstelle dem Antragsteller un- 
verzüglich aufzugeben, seinen Anspruch binnen zwei 
Wochen schriftlich zu begründen. Nach Ablauf der Be- 


gründungsfrist bestimmt der Vorsitzende unverzüglich 
Termin zur mündlichen Verhandlung.“ 

3. § 46c wird wie folgt gefasst: 

„§ 46c 

Gerichtliches elektronisches Dokument 

Soweit dieses Gesetz dem Richter, dem Rechtspfleger, 
dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder dem 
Gerichtsvollzieher die handschriftliche Unterzeichnung 
vorschreibt, genügt dieser Form die Aufzeichnung als 
elektronisches Dokument, wenn die verantwortenden 
Personen am Ende des Dokuments ihren Namen hinzufü- 
gen und das Dokument mit einer qualifizierten elektroni- 
schen Signatur versehen.“ 

4. § 46d wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort „werden“ das 
Wort „können“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „bis“ das Wort 
„mindestens“ eingefügt. 

5. Nach § 48 Abs. 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Für Streitigkeiten nach § 2 ist auch das Arbeits- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk der Arbeitnehmer ge- 
wöhnlich seine Arbeit verrichtet oder zuletzt gewöhnlich 
verrichtet hat. Ist ein gewöhnlicher Arbeitsort im Sinne 
des Satzes 1 nicht feststellbar, ist das Arbeitsgericht ört- 
lich zuständig, von dessen Bezirk aus der Arbeitnehmer 
gewöhnlich seine Arbeit verrichtet oder zuletzt gewöhn- 
lich verrichtet hat.“ 

6. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „entscheidet“ werden die Wörter 
„außerhalb der streitigen Verhandlung“ einge- 
fügt. 

bb) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a ein- 
gefügt: 

„4a. über die Verwerfung des Einspruchs gegen 
ein Versäumnisurteil oder einen Vollstre- 
ckungsbescheid als unzulässig;“. 

cc) In Nummer 8 wird der Punkt am Satzende durch 
ein Semikolon ersetzt. 

dd) Folgende Nummern werden angefügt: 

„9. wenn nur noch über die Kosten zu entschei- 
den ist; 

10. bei Entscheidungen über eine Berichtigung 
des Tatbestandes, soweit nicht eine Partei 
eine mündliche Verhandlung hierüber bean- 
tragt.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Vorsitzende kann in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1, 3 und 4a bis 10 eine Entscheidung ohne münd- 
liche Verhandlung treffen.“ 

7. Dem § 62 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Die Einstellung der Zwangsvollstreckung nach Satz 3 
erfolgt ohne Sicherheitsleistung. Die Entscheidung er- 
geht durch unanfechtbaren Beschluss.“ 
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8. In § 64 Abs. 7 wird die Angabe „§ 55 Abs. 1, 2 und 4“ 
durch die Angabe „§ 55 Abs. 1 Nr. 1 bis 9, Abs. 2 und 
4“ ersetzt. 

9. In § 66 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „der Kammer“ 
durch die Wörter „des Vorsitzenden“ ersetzt. 

10. In § 85 Abs. 1 wird in Satz 2 die Angabe „§ 62 Abs. 1 
Satz 2 und 3“ durch die Angabe „§ 62 Abs. 1 Satz 2 
bis 5“ ersetzt. 

11. § 89 Abs. 3 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ist die Beschwerde nicht in der gesetzlichen Form oder 
Frist eingelegt oder begründet, so ist sie als unzulässig 
zu verwerfen. Der Beschluss kann ohne vorherige 
mündliche Verhandlung durch den Vorsitzenden erge- 
hen; er ist unanfechtbar.“ 


Artikel 3 

Änderung des Kündigungsschutzgesetzes 

§ 5 Abs. 4 des Kündigungsschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I 
S. 1317), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird 
durch folgende Absätze 4 und 5 ersetzt: 

„(4) Das Verfahren über den Antrag auf nachträgliche Zu- 
lassung ist mit dem Verfahren über die Klage zu verbinden. 
Das Arbeitsgericht kann das Verfahren zunächst auf die Ver- 
handlung und Entscheidung über den Antrag beschränken. 
In diesem Fall ergeht die Entscheidung durch Zwischenur- 
teil, das wie ein Endurteil angefochten werden kann. 

(5) Hat das Arbeitsgericht über einen Antrag auf nach- 
trägliche Klagezulassung nicht entschieden oder wird ein 
solcher Antrag erstmals vor dem Landesarbeitsgericht ge- 
stellt, entscheidet hierüber die Kammer des Landesarbeits- 
gerichts. Absatz 4 gilt entsprechend.“ 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 . April 2008 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

1. Notwendigkeit und Ziele 

Ziel des Gesetzentwurfes ist eine nachhaltige Entlastung der 
Sozialgerichtsbarkeit durch Vereinfachung und Straffung 
des sozialgerichtlichen Verfahrens bei gleichzeitigem Erhalt 
der besonderen Klägerzentriertheit des Verfahrens, die dem 
Versicherten gewährleistet, bei niedriger Zugangsschwelle 
und größtmöglicher Waffengleichheit in Lebensbereichen, 
die seine materielle Existenz häufig unmittelbar betreffen, 
Rechtsschutz gegen eine hoch spezialisierte Verwaltung zu 
erhalten. 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2005 ist der Zuständigkeitsbe- 
reich der Sozialgerichte für Angelegenheiten der Grund- 
sicherung für Arbeitsuchende eröffnet worden (Zweites 
Buch Sozialgesetzbuch, SGB II - Grundsicherung für 
Arbeitsuchende -, Gesetz vom 24. Dezember 2003, BGBl. I 
S. 2954) und ist die Zuständigkeit für Angelegenheiten der 
Sozialhilfe (Gesetz zur Einordnung der Sozialhilfe in das 
Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022) 
sowie des Asylbewerberleistungsrechts (Siebentes Gesetz 
zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes - 7. SGGÄndG 
vom 9. Dezember 2004, BGBl. I S. 3302) von den Verwal- 
tungsgerichten auf die Sozialgerichte übergegangen. Dies 
hat zu einer erheblichen Mehrbelastung der Sozialgerichte 
geführt. 

Über das tatsächliche Ausmaß der Belastung gibt es zurzeit 
kein belastbares Zahlenmaterial. Es ist insbesondere offen, 
inwieweit die Belastung durch die neu übernommenen Ar- 
beitsbereiche durch den Wegfall anderer Bereiche und durch 
verstärkten Personaleinsatz bereits hinreichend kompensiert 
werden konnte. 

Die Länder haben entsprechend ihren Möglichkeiten auf die- 
se Situation reagiert. Im Landessozialgerichtsbezirk Nieder- 
sachsen/Bremen beispielsweise sind im Jahr 2005 32 neue 
Richterstellen geschaffen worden. In anderen Bundeslän- 
dern wurde neben dem Instrument der Stellenneueinrichtung 
und Versetzung auch mit Abordnungen und der Zuweisung 
von Assessoren an die Sozialgerichte gearbeitet. Der Bun- 
desregierung liegen keine eigenen Kenntnisse über die Aus- 
wirkungen der Versetzungen von Verwaltungsrichterinnen 
und Verwaltungsrichtern an die Sozialgerichte vor. Eine Um- 
frage bei den insoweit betroffenen Ländern hat lediglich er- 
geben, dass diese aufgrund der Vielzahl von Faktoren, die 
Einfluss beispielsweise auf die gerichtlichen Erledigungs- 
zeiten haben, keine belastbaren Feststellungen zu den Aus- 
wirkungen dieser Personalmaßnahmen treffen konnten. 

Zur Vereinfachung des gerichtsübergreifenden Richterein- 
satzes hat der Bundesrat den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Deutschen Richtergesetzes beschlossen (Bun- 
desratsdrucksache 120/06), mit dem das Instrument der Ab- 
ordnung von Richterinnen und Richtern auf Lebenszeit ohne 
deren Zustimmung zu Vertretungszwecken erweitert und da- 
mit für die Praxis zum Ausgleich von Belastungsschwierig- 
keiten im Einzelfall nutzbarer gemacht werden kann. 


Bei der gegenwärtigen Belastungssituation in der Sozial- 
gerichtsbarkeit ist zu beachten, dass die Einführung eines 
neuen Rechtsgebietes - wie der Grundsicherung für Arbeit- 
suchende — naturgemäß einen erhöhten gerichtlichen Klä- 
rungsbedarf nach sich zieht. So kam es beispielsweise auch 
bei der Einführung der Pflegeversicherung zu einem sprung- 
haften Anstieg der Eingangszahlen, der sich allerdings nach 
höchstrichterlicher Klärung der wesentlichen Rechtsfragen 
wieder normalisiert hat. 

Der Bundesrat hat im Jahr 2006 mehrere Gesetzentwürfe zur 
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes beschlossen: 

Mit dem Gesetzentwurf zur Einführung von Gebühren (Bun- 
desratsdrucksache 45/06) soll die bisherige Kostenfreiheit 
im sozialgerichtlichen Verfahren aufgehoben werden, um 
die Anzahl der Klagen zu reduzieren. Die Bundesregierung 
hat in ihrer Stellungnahme eine Prüfung zugesagt, ob das an- 
gestrebte Ziel mit den Mitteln des Gesetzentwurfes tatsäch- 
lich erreicht werden kann und ob die Auswirkungen der Ein- 
führung von Gebühren für die Beteiligten zumutbar und 
angemessen sind. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales hat zur Klärung dieser Fragen ein Gutachten in Auf- 
trag gegeben, das Ende 2007 vorliegen soll. Die Einführung 
von Gebühren im sozialgerichtlichen Verfahren ist daher 
nicht Gegenstand dieses Gesetzentwurfes. 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Öffnung des Bundes- 
rechts für die Zusammenführung von Gerichten der Verwal- 
tungs-, Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit in den Ländern 
(Bundesratsdrucksache 47/06) soll den Ländern die Option 
eröffnet werden, die Verwaltungs-, Sozial- und Finanz- 
gerichtsbarkeit durch Fachgerichte einheitlich ausüben zu 
lassen. Voraussetzung dafür ist eine Änderung des Grund- 
gesetzes, die mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Grundgesetzes (Artikel 92 und 108) (Bundesratsdruck- 
sache 46/06) erreicht werden soll. Die Bundesregierung geht 
davon aus, dass bei den weiteren parlamentarischen Beratun- 
gen des Gesetzentwurfes sowohl dessen Argumentation als 
auch die Gründe, die für eine Beibehaltung eigenständiger 
Fachgerichtsbarkeiten sprechen, in angemessener Weise be- 
rücksichtigt werden. 

Mit dem Gesetzentwurf zur Änderung des Sozialgerichts- 
gesetzes (Bundesratsdrucksache 684/06) sollen Instrumente 
aus dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren auf das sozial- 
gerichtliche Verfahren übertragen werden. Neben der Ein- 
führung eines Vertretungszwangs, einer Präklusionsregelung 
und der Zulassung der Berufung ist unter anderem vorgese- 
hen, die ärztliche Gutachterwahl des Betroffenen im gericht- 
lichen Verfahren abzuschaffen. Die vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Änderungen wurden im Zuge des vorliegenden 
Gesetzentwurfes umfassend geprüft. 

Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder haben 
in ihrer 77. Konferenz am 1./2. Juni 2006 unter anderem be- 
schlossen, die Prozessordnungen und Gerichtsverfassungen 
zu vereinheitlichen. Der vorliegende Gesetzentwurf greift 
diese Überlegungen dort, wo dies einseitig möglich und im 
Hinblick auf das sozialgerichtliche Verfahren sinnvoll ist, 
auf. 
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Die Kommission der Präsidenten der Landessozialgerichte 
hat eine Zusammenstellung der aus Sicht der sozialgericht- 
lichen Praxis dringenden gesetzlichen Änderungen vorge- 
legt. Auch von den Verbänden und Gewerkschaften sind 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales Vorschläge 
zur Verbesserung des sozialgerichtlichen Verfahrens zuge- 
gangen. 

Die Bundesregierung sieht die Notwendigkeit, über eine Än- 
derung der in seinen Zuständigkeitsbereich fallenden Vor- 
schriften des Sozialgerichtsgesetzes einen Beitrag zur Ent- 
lastung der Sozialgerichtsbarkeit zu leisten, der auch dem 
verbesserten Rechtsschutz der Prozessparteien dient. Die ge- 
nannten Vorschläge werden in dem vorliegenden Gesetzent- 
wurf aufeinander abgestimmt und gebündelt. Sie führen in 
ihrer Gesamtheit unmittelbar zu einer nachhaltigen Entlas- 
tung der Sozialgerichte. 

2. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfes 

Der Gesetzentwurf setzt bei der Entlastung der Sozial- 
gerichtsbarkeit auf mehreren Ebenen an, beginnend im 
Widerspruchsverfahren, über die Änderung von Verfahrens- 
vorschriften vor den Sozialgerichten, die Anhebung der 
Voraussetzungen des Berufungs- und Beschwerderechts bis 
zur Schaffung einer erstinstanzlichen Zuständigkeit der Lan- 
dessozialgerichte. 

a) Entlastung im Widerspruchsverfahren 

Insbesondere die Rentenversicherungsträger sehen sich in 
jüngerer Zeit millionenfachen Widersprüchen gegen ihre 
Verwaltungsentscheidungen ausgesetzt. So haben beispiels- 
weise die Erhebung des Sonderbeitrages in der Krankenver- 
sicherung und die Nullanpassung der Renten zum 1. Juli 
2005 zu einer massenhaften Einlegung von Widersprüchen 
geführt, ln der Praxis stellen die Rentenversicherungsträger 
mit Einverständnis der Widerspruchsführer die eingelegten 
Widersprüche ruhend und entscheiden so lange nicht 
darüber, bis über einen oder mehrere Musterprozesse zu der 
Thematik ein höchstrichterliches Urteil erstritten wird. Nach 
Vorliegen der Musterentscheidung werden die ruhend ge- 
stellten Widersprüche abschließend bearbeitet. Diese ab- 
schließende Bearbeitung zieht eine extreme personelle und 
finanzielle Belastung nach sich. Um das Verfahren für die 
Leistungsträger zu erleichtern, wird die Möglichkeit der 
öffentlichen Bekanntgabe der Widerspruchsentscheidung 
geschaffen. 

b) Entlastung der Sozialgerichte 

Die Entlastung der Sozialgerichte setzt auf mehreren Ebenen 
an. 

aa) Stärkung des Amtsermittlungsgrundsatzes 

Durch eine moderate Anhebung der Anforderungen an die 
Klageerhebung und Klagebegründung (§ 92) werden die 
Sozialgerichte besser in die Lage versetzt, die ihnen nach 
dem Amtsermittlungsgrundsatz obliegende Pflicht zur Sach- 
verhaltsaufklärung zu erfüllen. Der Verwaltung wird zur 
Übersendung ihrer Verwaltungsakten eine Frist gesetzt 
(§ 104 Satz 5 und 6). 


bb) Straffung des Verfahrens 

Durch die Einführung von Präklusionsregelungen (§§ 106a, 
157a) riskieren diejenigen Beteiligten, die nach eindeutiger 
und ausdrücklicher Aufforderung des Gerichts nicht das 
ihnen Mögliche und Zumutbare dazu beitragen, den Prozess 
zu fördern, die Zurückweisung des angeforderten Vorbrin- 
gens zu einem späteren Zeitpunkt. 

Die Fiktion einer Klagerücknahme (§ 102 Abs. 2) wird für 
die Fälle eingeführt, in denen der Kläger ungeachtet einer 
Aufforderung des Gerichts nicht fristgemäß die vom Gericht 
als geboten angesehene und ihm mögliche Mitwirkungs- 
handlung erbringt oder hinreichend substantiiert darlegt, 
warum er die geforderte Handlung nicht vornehmen kann. 

Den Sozialgerichten wird die Abfassung von Tatbestand und 
Entscheidungsgründen erlassen, wenn die Beteiligten über- 
einstimmend auf Rechtsmittel verzichten (§ 136 Abs. 4). 
Dies führt in den Fällen, in denen das sozialgerichtliche Ur- 
teil nicht mehr angegriffen werden kann, zu einer Entlastung 
der Sozialgerichte. 

Die Einbeziehung eines neuen Verwaltungsaktes nach Kla- 
geerhebung ist künftig nur noch möglich, wenn jener den an- 
gefochtenen Verwaltungsakt abändert oder ersetzt (§ 96). 
Damit wird einer ausufernden Rechtsprechung begegnet und 
gewährleistet, dass die Gerichte sich nur mit solchen neuen 
Verwaltungsakten im Gerichtsverfahren auseinandersetzen, 
die die der Vorschrift zugrande liegende Zielsetzung betref- 
fen. 

cc) Verlagerung der erstinstanzlichen Zuständigkeit 

Aus den Verfahren vor den gegenwärtig primär belasteten 
Sozialgerichten werden diejenigen Verfahren herausgefil- 
tert, in denen es vorwiegend um übergeordnete Rechtsfragen 
und weniger um Tatsachenfragen des Einzelfalles geht. Es 
sind dies Verfahren, in denen die Sozialgerichte in der Regel 
keine endgültig streitschlichtende Instanz sind, sondern die 
häufig grundsätzlichen und komplexen Rechtsfragen im an- 
schließenden Berufungs- oder Revisionsverfahren letztver- 
bindlich geklärt werden. 

Die Einfühlung einer erstinstanzlichen Zuständigkeit der 
Landessozialgerichte bringt daneben prozessökonomische 
Vorteile, da die Verfahrensbeteiligten schnell Rechtssicher- 
heit erlangen und insbesondere die Sozialverwaltungen 
rasch Klarheit für die Handhabung der Nonnen gewinnen. 

dd) Abschaffung des Abhilferechts im Beschwerdeverfahren 

Die Abschaffung des für die Sozialgerichte aufwändigen 
Abhilfeverfahrens trägt zu einer weiteren Entlastung bei. 
Eine Verkürzung des Rechtswegs ist nicht zu befürchten, da 
dem Betroffenen die Möglichkeit der Beschwerde zum iudex 
ad quem belassen bleibt. 

c) Entlastung der Landessozialgerichte 

Um die mit der Einführung der erstinstanzlichen Zuständig- 
keit einhergehende Mehrbelastung der Landessozialgerichte 
aufzufangen, wird in folgenden Bereichen für Entlastung ge- 
sorgt: 
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aa) Erhöhung des Schwellenwertes zur Berufung 

Der Schwellenwert der Berufung wird in zeitgemäßer Weise 
für natürliche Personen auf 750 Euro und für juristische Per- 
sonen auf 10 000 Euro erhöht. 

bb) Beschwerdeverfahren 

Die Beschwerde wird ausgeschlossen bei wirtschaftlich 
nicht relevanten Kostengrund- und sonstigen Nebenent- 
scheidungen sowie in Verfahren des einstweiligen Rechts- 
schutzes und der Prozesskostenhilfe. 

ee) Entscheidung des Landessozialgerichts bei Gerichts- 
bescheid 

In den Fällen des § 105 Abs. 2 Satz 1 kann das Landes- 
sozialgericht durch den Berichterstatter zusammen mit den 
ehrenamtlichen Richtern entscheiden, da es bei diesen ein- 
fach gelagerten Verfahren nicht notwendig erscheint, mit 
drei Berufsrichtem und zwei ehrenamtlichen Richtern zu 
entscheiden. 

II. Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das arbeitsgerichtliche Verfahren wird einfacher, schneller 
und bürgerfreundlicher gestaltet. Der Gesetzentwurf setzt 
Vorschläge aus der arbeitsgerichtlichen Praxis um. 

Im Einzelnen sind folgende Änderungen vorgesehen: 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wird die Klageerhe- 
bung erleichtert, indem sie ihre Klage wahlweise auch vor 
dem Arbeitsgericht erheben können, in dessen Bezirk sie für 
gewöhnlich ihre Arbeit leisten. Es wird ein zusätzlicher Ge- 
richtsstand des Arbeitsortes geschaffen, der losgelöst von 
den betrieblichen Strukturen auf den Ort abstellt, an dem die 
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer die Arbeitsleistung 
erbringt. Dies kommt vor allem denjenigen Beschäftigten zu 
Gute, die, wie z. B. Außendienstmitarbeiter, ihre Arbeitsleis- 
tung fern vom Firmensitz und dem Ort der Niederlassung er- 
bringen. 

Das arbeitsgerichtliche Verfahren wird durch eine Erweite- 
rung der Alleinentscheidungsbefugnis des Vorsitzenden 
vereinfacht und beschleunigt. Dort, wo eine Beteiligung der 
ehrenamtlichen Richter sachlich nicht geboten ist, kann der 
Vorsitzende allein entscheiden. Dies betrifft: 

- die Verwerfung eines unzulässigen Einspruchs gegen ein 
Versäumnisurteil oder einen Völlstreckungsbescheid; 

- die Verwerfung einer unzulässigen Berufung; 

- die Verwerfung einer unzulässigen Beschwerde im Be- 
schlussverfahren; 

- die Entscheidung über die Gerichtskosten, wenn nur noch 
über sie zu entscheiden ist; 

- Berichtigungen des Tatbestandes arbeitsgerichtlicher Ur- 
teile, die zwischen den Parteien unstreitig sind und daher 
eine mündliche Verhandlung nicht beantragt wurde. 

Der oder die Vorsitzende kann auch in diesen Fällen seiner 
Alleinentscheidungsbefugnis ohne mündliche Verhandlung 
entscheiden. 


Darüber hinaus wird klargestellt, dass im arbeitsgericht- 
lichen Verfahren die Einstellung der vorläufigen Zwangs- 
vollstreckung in den Fällen des § 707 Abs. 1 und § 719 
Abs. 1 ZPO ohne Sicherheitsleistung erfolgt und dass gegen 
diese Entscheidung kein Rechtsbehelf gegeben ist. 

III. Änderung des Kündigungsschutzgesetzes 

Die Änderung bezieht sich ausschließlich auf die verfahrens- 
rechtlichen Vorschriften über die nachträgliche Zulassung 
der Kündigungsschutzklage in § 5 des Kündigungsschutz- 
gesetzes (KSchG). Der materiell-rechtliche Kündigungs- 
schutz bleibt unverändert. 

Das Kündigungsschutzverfahren wird in den Fällen der 
nachträglichen Klagezulassung gestrafft und beschleunigt. 
Das Verfahren der nachträglichen Klagezulassung wird mit 
dem Verfahren über die Klage verbunden. Das Arbeitsge- 
richt soll in der Regel über die nachträgliche Klagezulassung 
und Klage gemeinsam durch Urteil entscheiden. Bislang 
konnte über den Antrag nur gesondert in einem Zwischen- 
verfahren entschieden werden. 

Das Landesarbeitsgericht kann zukünftig selbst über den 
Antrag auf nachträgliche Zulassung der Kündigungsschutz- 
klage entscheiden, wenn der Antrag erstmals beim Landes- 
arbeitsgericht gestellt wird oder das Arbeitsgericht darüber 
nicht entschieden hat. Einer Zurückweisung an das Arbeits- 
gericht, die das Verfahren erheblich verzögern würde, bedarf 
es nicht mehr. 

IV. Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 und 12 des Grundgesetzes (GG). 

V. Kosten und Preise 

Für Bund, Länder und Kommunen ergeben sich keine Haus- 
haltausgaben ohne Vollzugsaufwand. Finanzielle Auswir- 
kungen auf den Bundeshaushalt sind nicht zu erwarten. Die 
Länder werden in noch nicht bezifferbarem Umfang von 
Kosten entlastet, die durch die Straffung und Beschleuni- 
gung des sozialgerichtlichen Verfahrens entstehen. Ein neuer 
Kostenaufwand für die Wirtschaft entsteht nicht; insbeson- 
dere sind keine Auswirkungen auf Einzelpreise, das allge- 
meine Preisniveau und das Verbraucherpreisniveau zu er- 
warten. 

VI. Relevanzprüfung 

Die Gesetzesänderungen wurden unter dem Aspekt des Gen- 
der Mainstreaming auf ihre Geschlechterrelevanz geprüft. 
Nach dem Ergebnis der Relevanzprüfung sind die Regelun- 
gen gleichstellungspolitisch ausgewogen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Sozialgerichtsgesetzes) 
Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis) 

Redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu Nummer 2 (§ 10) 

Angesichts des Strukturwandels im Bergbau bestehen Zwei- 
fel an der Notwendigkeit der Einrichtung von Knappschafts- 
kammern in jedem Bundesland. Da auf der anderen Seite 
dort, wo Knappschaftskammem notwendigerweise errichtet 
werden, die hohe Sachkompetenz der ehrenamtlichen Rich- 
terinnen und Richter in diesem Bereich in den Streitverfah- 
ren benötigt wird, wird die Bildung der Fachkammem in das 
Ermessen des Gerichts gestellt. 

Zu Nummer 3 (§ 12) 

Zu Buchstabe a 

Die Regelung, wonach für Angelegenheiten der Arbeitsfor- 
derung nach Absatz 2 und für Angelegenheiten der Grund- 
sicherung für Arbeitsuchende nach Absatz 5 zu besetzen 
war, hat sich in der Praxis als nicht tauglich erwiesen. Ange- 
legenheiten der Arbeitsförderung sollen daher in der Beset- 
zung der Angelegenheiten der Grundsicherung für Arbeit- 
suchende nach Absatz 5 entschieden werden. Dabei sollen 
nicht der Versicherungscharakter weiter Teile des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch verkannt werden, sondern - auch 
aus systematischen Gründen - eine einheitliche Zuordnung 
der Angelegenheiten des Arbeitslosenrechts zu einem 
Spruchkörper erfolgen und die Bildung einer „dritten Bank“ 
vennieden werden. 

Zu Buchstabe b 

ln der Praxis werden zum Teil die Fälle unterschiedlich be- 
handelt, in denen Angelegenheiten des sozialrechtlichen 
Kindergeldes zwischen Arbeitnehmern oder Arbeitsuchen- 
den streitig sind. Es besteht Unsicherheit darüber, ob in die- 
sen Fällen die Kammern mit ehrenamtlichen Richtern nach 
§ 12 Abs. 2 Satz 1 (aus dem Kreis der Versicherten) oder 
Abs. 5 Satz 1 (aus dem Kreis der Arbeitnehmer) zu besetzen 
sind. Häufig werden umfangreiche Ermittlungen über den 
Status der Partei als Arbeitnehmer/ Arbeitsuchender durch- 
geführt, bevor die Kammerbesetzung erfolgt. Für Streitig- 
keiten nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes soll künftig 
eine Kammer in der Besetzung mit ehrenamtlichen Richtern 
aus dem Kreis der Arbeitnehmer zuständig sein, um den Zu- 
sammenhang zur Grundsicherung für Arbeitsuchende deut- 
licher herauszustreichen. 

Zu Nummer 4 (§ 13) 

Folgeänderung zu § 12. 

Zu Nummer 5 (§ 14) 

Folgeänderung zu § 12. 

Zu Nummer 6 (§ 16) 

Die Änderung bezweckt die Gleichstellung von Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern und hilfebedürftigen Erwerbs- 
fähigen in Bezug auf das ehrenamtliche Richteramt. Sie 
erfolgt in Anlehnung an § 23 Abs. 1 des Arbeitsgerichtsge- 
setzes. Danach kann ehrenamtlicher Richter oder ehrenamt- 
liche Richterin aus den Kreisen der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer auch sein, wer arbeitslos ist. Da die persön- 
lichen Voraussetzungen für das Amt des ehrenamtlichen 
Richters im Zeitpunkt der Berufung gegeben sein müssen 


(§ 22), führt eine vorübergehende kurzfristige Arbeitslosig- 
keit im Zeitpunkt der Ernennung zur Entlassung aus dem 
ehrenamtlichen Richteramt. Hierfür besteht jedoch kein 
sachlicher Grand. Die für die Berufung der ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter zuständige Stelle hat durch die 
Prüfung einen erheblichen Aufwand. Die Anpassung ist ge- 
boten, um in diesen Fällen für die Betroffenen Rechtssicher- 
heit herzustellen und die gerichtliche Verwaltung zu entlas- 
ten. 

Zu Nummer 7 (§ 23) 

Aufgrund der Zuständigkeit der Sozialgerichte für Angele- 
genheiten der Grundsicherung für Arbeitsuchende und An- 
gelegenheiten der Sozialhilfe und des Asylbewerberleis- 
tungsgesetzes haben die Sozialgerichte Kammern für diese 
Rechtsgebiete zu bilden (§ 10). Die Kammern sind in Ange- 
legenheiten der Grundsicherung für Arbeitsuchende mit 
ehrenamtlichen Richtern aus den Vorschlagslisten der Ar- 
beitnehmer und der Arbeitgeber zu besetzen (§ 12 Abs. 5 
Satz 1) und in Angelegenheiten der Sozialhilfe und des 
Asylbewerberleistungsgesetzes mit ehrenamtlichen Richtern 
aus den Vorschlagslisten der Kreise und der kreisfreien 
Städte (§ 12 Abs. 5 Satz 2). 

Der Ausschuss der ehrenamtlichen Richterinnen und Rich- 
ter dient der Wahrnehmung der in § 23 Abs. 2 Satz 1 ab- 
schließend aufgezählten Anhörangsrechte. Er wird erwei- 
tert, um die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter aus 
den neuen Sachgebieten angemessen zu repräsentieren. Da 
allerdings wegen § 10 Abs. 3 nicht an allen Sozialgerichten 
alle Kreise vertreten sind - dies gilt vor allem für das Ver- 
tragsarztrecht -, ist es erforderlich, die Anzahl der Aus- 
schussmitglieder variabel zu halten. Eine solche Regelung 
verwirklicht, dass sämtliche Gruppen der ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter - unabhängig von der Zahl der 
Kreise - entsprechend der Funktion des Ausschusses vertre- 
ten sind. 

Die Mitglieder des Ausschusses werden von den ehrenamt- 
lichen Richterinnen und Richtern aus ihrer Mitte gewählt. 
Die weiteren Einzelheiten (Anzahl der zu wählenden Vertre- 
ter, Wahlvorschläge usw.) können entsprechend den jeweils 
am Gericht bestehenden Besonderheiten geregelt werden. 
Eine Übergangsregelung ist nicht erforderlich, da derzeit an 
allen Gerichten Ausschüsse bestehen, die solche Regelungen 
für die mit der Neuregelung erforderlich werdende Wahl 
festzulegen haben. 

Zu Nummer 8 (§ 29) 

Im Sozialgerichtsverfahren spielen Tatsachenfragen eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. Zudem sind existenzielle 
Leistungen häufig Streitgegenstand, ln den meisten sozial- 
gerichtlichen Rechtsbereichen ist daher eine zweite Tatsa- 
cheninstanz notwendig. Auch im sozialgerichtlichen Verfah- 
ren sind jedoch Bereiche zu identifizieren, in denen es 
vorwiegend um die Klärung von Rechtsfragen geht, ln die- 
sen Bereichen wird fast zwangsläufig der Weg in die zweite 
Instanz gegangen - zum Teil auch zum Revisionsgericht -, 
um diese Rechtsfragen endgültig durch ein Obergericht klä- 
ren zu lassen. Das Sozialgericht erfüllt in diesen Fällen häu- 
fig die Funktion einer nicht endgültig streitschlichtenden 
Instanz. 
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Zur Entlastung der Sozialgerichte und zur Verkürzung der 
Phase der Unsicherheit, mit der die Parteien während des im 
Instanzenzug teilweise über Jahre anhängigen Rechtsstreits 
belastet sind, wird eine erstinstanzliche Zuständigkeit der 
Landessozialgerichte für die genannten Rechtsstreitigkeiten 
geschaffen. Dies dient der Prozessökonomie. Die Verfah- 
rensbeteiligten erhalten schneller Rechtssicherheit; insbe- 
sondere die Sozialverwaltungen gewinnen rascher Klarheit 
für die Handhabung einzelner Normen. 

Die in den Absätzen 2 bis 4 genannten Verfahren werden in 
der Regel vor die Landessozialgerichte getrieben. Die unte- 
ren Instanzen werden mit den häufig sehr komplexen und 
schwierigen Sachverhalten in der Regel nicht befasst, um 
den Rechtsstreit einer endgültigen Klärung zuzuführen, son- 
dern um die Voraussetzungen für eine Entscheidung des 
Landessozialgerichts herbeizuführen. Richter und Urkunds- 
beamte werden durch solche durchlaufenden Verfahren in 
erheblichem Maße belastet. Für die Justizhaushalte entste- 
hen finanzielle Belastungen. Gleichzeitig wird die Erledi- 
gung vergleichsweise unkomplizierter Verfahren blockiert. 
Die Konzentration der Verfahren aus den in den Absätzen 3 
und 4 genannten Bereichen vor einem bestimmten Landes- 
sozialgericht führt dazu, dass das dort aufgebaute Erfah- 
rungswissen unmittelbar genutzt wird. 

Die Zuständigkeit erstreckt sich auch auf Verfahren im einst- 
weiligen Rechtsschutz. 

Auf die instanzliche und örtliche Zuständigkeit für vor In- 
krafttreten der Gesetzesänderung anhängige Klageverfahren 
wirkt sich die Änderung in der Zuständigkeit nicht aus 
(Grundsatz der perpetuatio fori, § 98 i. V. m. § 1 7 Abs. 1 
Satz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes - GVG). 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 begründet eine spezielle örtliche Zuständigkeit des 
Landessozialgerichts Nordrhein- Westfalen für die im Ein- 
zelnen aufgeführten Angelegenheiten. 

Zu Nummer 1 

Die Prüfung des Risikostrukturausgleichs findet nach gelten- 
dem Recht (§ 57a Abs. 2) durch das Sozialgericht Köln statt. 
Sie soll künftig erstinstanzlich vom Landessozialgericht 
Nordrhein- Westfalen durchgeführt werden. Die Erweiterung 
auf die Anerkennung von strukturierten Behandlungspro- 
grammen und Streitigkeiten, die sich aus der Verwaltung des 
mit der Gesundheitsreform zum Jahr 2009 einzuführenden 
Gesundheitsfonds ergeben, ist sachgerecht, da sie in Bezug 
auf Umfang, Komplexität und Bedürfnis nach letztinstanz- 
licher Entscheidung denen des Risikostrukturausgleichs ver- 
gleichbar sind. 

Zu Nummer 2 

Der Finanzausgleich der gesetzlichen Pflegeversicherung 
(§ 66 SGB XI) erfordert eine komplexe Prüfung. Die Durch- 
führung durch das Bundesversicherungsamt mit den Spitzen- 
verbänden der Pflegekassen wird in erster Instanz vom Lan- 
dessozialgericht Nordrhein- Westfalen überprüft. Es ist 
sachgerecht, für den Finanzausgleich in der Pflegeversiche- 
rung die gleiche erstinstanzliche und örtliche Zuständigkeit 
wie für den Risikostrukturausgleich in der Krankenversiche- 
rung vorzusehen, da auch im Bereich des Finanzausgleichs 


der Grundsatz gilt: „Pflegeversicherung folgt Krankenversi- 
cherung“. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 begründet eine spezielle örtliche Zuständigkeit des 
Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg für die im Einzel- 
nen aufgeführten Angelegenheiten. 

Zu Nummer 1 

In der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ist geklärt, 
dass die Partner der jeweiligen Verträge die Entscheidungen 
der Bundesschiedsämter (§ 89 Abs. 4 und 7 SGB V) mit 
einer Klage anfechten können. Zur Beschleunigung der Ver- 
fahren und Entlastung der Sozialgerichte sollen die 
Entscheidungen der Bundesschiedsämter vor dem Landes- 
sozialgericht Berlin-Brandenburg in erster Instanz angefoch- 
ten werden können. 

Zu Nummer 2 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch eröffnet in zahlreichen 
Konstellationen unmittelbare Klagemöglichkeiten gegen 
Entscheidungen und Richtlinien des Gemeinsamen Bundes- 
ausschusses. Das betrifft beispielsweise die Zusammenstel- 
lung von Arzneimitteln, für die Festbeträge festgesetzt wor- 
den sind (§ 92 Abs. 2 Satz 1 i. V. m § 92 Abs. 3 SGB V). In 
diesen Fällen wird die entsprechende Geltung der Vorschrif- 
ten über die Anfechtungsklage angeordnet, weil die Zusam- 
menstellung kein Verwaltungsakt, sondern Teil der dem 
Gemeinsamen Bundesausschuss beim Erlass der Arzneimit- 
telrichtlinien (AMR) obliegenden Normsetzung ist. Weiter- 
gehende Klagemöglichkeiten eröffnet § 34 Abs. 6 SGB V in 
der ab dem 1. April 2007 geltenden Fassung des GKV- Wett- 
bewerbsstärkungsgesetzes (GKV-WSG). Danach hat der 
Gemeinsame Bundesausschuss über Anträge von pharma- 
zeutischen Unternehmern auf Aufnahme bestimmter Arznei- 
mittel in die Zusammenstellung nach Absatz 1 mit Rechts- 
mittelbelehrung zu entscheiden. Es besteht eine unmittelbare 
Klagemöglichkeit der antragstellenden Unternehmen. 

Über die gesetzlich geregelten Fälle hinaus lässt die Recht- 
sprechung des Bundessozialgerichts unter bestimmten Vor- 
aussetzungen Klagen unmittelbar gegen Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses zu, obwohl das Sozial- 
gerichtsgesetz eine § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) entsprechende Vorschrift nicht kennt. Die Voraus- 
setzungen für die Zulässigkeit solcher im Rahmen der Fest- 
stellungsklage geführten Rechtsmittel sind im Urteil des Bun- 
dessozialgerichts vom 3 1 . Mai 2006 - B 6 KA 13/05 R - im 
Einzelnen dargestellt. Die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 17. Januar 2006 - 1 BvR 541/02 - 
verdeutlicht die Notwendigkeit einer fachgerichtlichen 
Rechtsschutzmöglichkeit gegen untergesetzliche Rechts- 
sätze. Hierfür kommt grundsätzlich die Feststellungsklage als 
Rechtsschutzmittel in Betracht. Da nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts die Reichweite der Normen- 
kontrollmöglichkeit bei untergesetzlichen Normen durch 
Artikel 19 Abs. 4 Satz 1 GG bestimmt wird und die oben dar- 
gestellte Rechtsprechung des Bundessozialgerichts diesen 
Anforderungen auf Basis des geltenden Rechts sachgerecht 
Rechnung trägt, bedarf es der Schaffung einer § 47 VwGO 
entsprechenden Norm nicht. 
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Im Hinblick auf die Besonderheiten von unmittelbar gegen 
den Gemeinsamen Bundesausschuss gerichteten Klagen und 
der regelmäßig das gesamte Bundesgebiet betreffenden 
Ausstrahlungswirkung einer entsprechenden Entscheidung 
sowie vor dem Hintergrund des zukünftigen Sitzes des 
Gemeinsamen Bundesausschusses ab 1. Januar 2009 in 
Berlin erscheint es insoweit geboten, auch für diese Fälle 
eine erstinstanzliche Zuständigkeit des Landessozialgerichts 
Berlin-Brandenburg zu begründen. 

Wegen des engen Zusammenhangs zu Richtlinien des Ge- 
meinsamen Bundesausschusses im Bereich der Versorgung 
mit Arzneimitteln und Hilfsmitteln sollen auch diejenigen 
Klagen, die unmittelbar gegen die Spitzenverbände der 
Krankenkassen und ab dem 1 . Oktober 2008 gegen den 
Spitzenverband Bund zu richten sind (§ 35 Abs. 7 SGB V; 
über § 36 Abs. 3 SGB V gilt dies auch für Hilfsmittel) 
erstinstanzlich vom Landessozialgericht Berlin-Branden- 
burg entschieden werden. 

Zu Nummer 3 

Auch der Ausgleich unter den gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften (§ 176 SGB VII) erfordert eine komplexe Prü- 
fung. Die örtliche und erstinstanzliche Zuständigkeit richtet 
sich nach dem Sitz der den Ausgleich durchführenden Deut- 
schen Gesetzlichen Unfallversicherung e. V. in Berlin. 

Zu Nummer 9 (§ 31) 

Auf die Begründung zu Nummer 2 (§ 10) wird Bezug ge- 
nommen. 

Zu Nummer 10 (§ 40) 

Die Erwägungen zu § 10 (Begründung zu Nummer 2) gelten 
auch für das Bundessozialgericht, in dem bislang zwingend 
ein spezieller Senat für Knappschaftsangelegenheiten zu bil- 
den war. Dieses Erfordernis entfällt künftig. Die Bildung 
eines Knappschaftssenates wird in das Ermessen des Bun- 
dessozialgerichts gestellt. Dem Bundessozialgericht soll da- 
neben die Möglichkeit eingeräumt werden, bei entsprechen- 
dem Bedarf mehr als einen Vertragsarztsenat einzurichten. 
Daraus entsteht kein Anspruch auf zusätzlichen Personal- 
bedarf. 

Zu Nummer 11 (§ 51) 

Folgeänderung aufgrund Aufhebung des § 96 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit Wirkung vom 
1. Juli 2005 durch Artikel 1 Nr. 60 i. V. m. Artikel 4 des 
Siebten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen vom 7. Juli 2005 (BGBl. 1 S. 1954). 

Zu Nummer 12 (§ 57a) 

§ 57a unterscheidet vier Fallgruppen für eine spezielle ört- 
liche Zuständigkeit der Sozialgerichte in Fragen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung. Redaktionell wird klargestellt, 
dass sich die Absätze 1 und 2 ausschließlich auf Fragen des 
Vertragsarztrechts beziehen. Absatz 3 betrifft sowohl ver- 
tragsärztliche als auch nichtvertragsärztliche Fragen auf 
Landesebene, während Absatz 4 eine Parallelregelung zu 
Absatz 3 auf Bundesebene darstellt. 


Die redaktionelle Überarbeitung ist notwendig, weil in 
Rechtsprechung und Literatur Uneinigkeit über die Ausle- 
gung der Vorschrift besteht. Das Bundessozialgericht legt 
§ 57a als „Sonderzuständigkeitsregel“ zu § 51 Abs. 1 Nr. 2 
aus und nimmt an, dass alle vier Alternativen ausschließlich 
Angelegenheiten des Vertragsarztrechts beträfen (BSG, 
Urteil vom 27. Mai 2004, Az. B 7 SG 6/04 S). Diese Ausle- 
gung wird in der Literatur kritisiert (vgl. Meyer-Ladewig, 
SGG-Kommentar, 7. Aufl. 2002, § 57a, Rn. 6; Groß, in 
Handlcommentar-SGG, 2003, § 57a, Rn. 7; vgl. auch LSG 
Niedersachsen/Bremen, L 4 B 297/02 KR). Sie wird auch 
von den Spitzenverbänden der gesetzlichen Krankenkassen 
nicht geteilt. 

Die spezielle örtliche Zuweisung der genannten Rechtsstrei- 
tigkeiten erfolgt aus Gründen der Verwaltungsökonomie und 
der Einheitlichkeit der Rechtsprechung. Die Materie des 
Vertragsarztrechts, insbesondere soweit sie auf Verträgen 
oder Entscheidungen der Bundesträger beruht, ist äußerst 
komplex. Mittels der Zuweisung kann sich das zuständige 
Sozialgericht die notwendige Fachkompetenz aneignen und 
eine einheitliche Rechtsprechung entwickeln. Auf diese 
Weise entsteht auch ein höheres Maß an Rechtssicherheit für 
die Betroffenen. Würden mehrere unterschiedliche Spruch- 
körper mit diesen Fragen befasst, würden die Verfahren län- 
ger dauern und wäre eine Klärung wesentlicher Rechtsfra- 
gen unter Umständen erst im Revisionsverfahren möglich. 

In Absatz 1 wird der Streitigkeit um die Zulassung die Strei- 
tigkeit um die Ermächtigung eines Arztes gleichgestellt, weil 
sie im Kern teilweise ähnliche Rechtsfragen wie Zulassungs- 
streitigkeiten betreffen. 

Die Sonderzuständigkeit des Sozialgerichts Köln nach § 57a 
Abs. 2 entfällt, da für Maßnahmen des Bundesversiche- 
rungsamtes bei der Durchführung des Risikostrukturaus- 
gleichs gemäß § 29 Abs. 3 Nr. 1 das Landessozialgericht 
Nordrhein- Westfalen zuständig ist. 

Zu Nummer 13 (§ 85) 

Bei den Sozialleistungsträgem kommt es immer wieder zu 
so genannten Massenwiderspruchsverfahren, bei denen eine 
Vielzahl gleichgerichteter Widersprüche gegen gleichartige 
Verwaltungsakte eingelegt werden. So wurden beispielswei- 
se gegen die Rentenanpassung nur in Höhe der Inflationsrate 
im Jahr 2000 rund zwei Millionen Widersprüche eingelegt. 
Die Aussetzung der Rentenanpassung im Jahr 2004 (so ge- 
nannte Nullanpassung) hat zur Einlegung von rund einer 
Million Widersprüche geführt, und über eine Million Wider- 
sprüche wurden gegen die Rentenanpassungsmitteilung im 
Jahr 2005, die Erhebung eines zusätzlichen Beitrages zur 
Krankenversicherung in Höhe von 0,9 Prozent und die Ein- 
führung des Beitragszuschlags für Kinderlose in der Pflege- 
versicherung eingelegt. Solche Widersprüche werden in der 
Praxis mit Einverständnis der Widerspruchsführer ruhend 
gestellt und so lange nicht beschieden, bis in einem oder 
mehreren Musterprozessen zu der Thematik ein höchstrich- 
terliches Urteil ergangen ist. Die abschließende Bearbeitung 
der Widersprüche bedeutet eine extrem hohe personelle und 
finanzielle Belastung für die Rentenversicherungsträger. 
Allein die für den Versand der Widerspruchsentscheidung 
notwendigen Portokosten belaufen sich zwischen 0,25 und 
0,55 Euro pro Fall. Um das Verfahren zu erleichtern, wird die 
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Möglichkeit der öffentlichen Bekanntgabe der Wider- 
spruchsentscheidung geschaffen. 

Die öffentliche Bekanntgabe der Widerspruchsentscheidung 
ist so ausgestaltet, dass der verfassungsrechtliche Rechts- 
schutz des Betroffenen gewährleistet ist. Nach der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts wirkt sich der 
Grundrechtsschutz auch auf die Gestaltung von Verfahren 
aus (BVerfG, NVwZ 2000, 185, 186). Zwar muss der Zu- 
gang zu den Gerichten nicht schrankenlos gewährleistet 
sein; dem Beteiligten darf aber der Zugang nicht in unzumut- 
barer, aus Sachgründen nicht zu rechtfertigender Weise 
erschwert werden (BVerfGE 61, 82, 110). Bei einer öffent- 
lichen Bekanntmachung besteht das Risiko, dass der Verwal- 
tungsakt dem Betroffenen nicht zur Kenntnis gelangt. Da der 
Verwaltungsakt aber seinem Wesen nach für eine bestimmte 
Person gilt und damit grundsätzlich bekannt zu machen ist, 
tangiert die öffentliche Bekanntgabe den Grundsatz des ef- 
fektiven Rechtsschutzes (BVerfGE, NJW 1985, 729). 

Die Ausgestaltung der öffentlichen Bekanntgabe der Wider- 
sprüche berücksichtigt auch, dass in Massenverfahren, in de- 
nen der Kreis der Betroffenen groß ist und sich nicht immer 
von vornherein überschauen lässt, auch das Verfassungsprin- 
zip der Rechtssicherheit tangiert ist und bringt dieses mit 
dem Erfordernis des effektiven Rechtsschutzes in Einklang 
(BVerwGE 67, 206, 209 f.). Für das Verwaltungsverfahrens- 
recht ist anerkannt, dass ein besonderer Rechtfertigungs- 
grund für die öffentliche Bekanntgabe nicht nur die schwie- 
rige Ermittlung der einzelnen Adressaten ist, sondern auch 
die schiere Vielzahl von Adressaten (BVerfG, NVwZ 2000, 
185, 186 f.). Dies gilt auch, wenn die ungewöhnliche Viel- 
zahl der Individualbekanntgaben Personal und Sachmittel in 
unzumutbarem Ausmaß bindet. 

Für das Sozialverwaltungsrecht hat das Bundessozialgericht 
(BSGE 69, 247, 250) weitere Anforderungen an die öffent- 
liche Bekanntgabe von Verwaltungsakten formuliert: Da- 
nach muss der Bescheid zu einer Gruppe von gleichartigen 
Verwaltungsakten in größerer Zahl gehören. Diese sind nur 
zu erlassen, wenn ein und derselbe Verwaltungsträger auf- 
grund einer ihn bindenden Rechtsvorschrift gegenüber einer 
Vielzahl von Normadressaten zur selben Zeit Verwaltungs- 
akte erlassen muss, welche die Rechtstellung der Betroffe- 
nen nach einem für alle identischen Maßstab verändern. 
Hierunter fallen nur schematische Entscheidungen, also Ver- 
waltungsakte, die ausschließlich eine in einer Rechtsnorm 
vorgegebene Rechtsänderungsformel für die davon Betroffe- 
nen konkretisieren (z. B. Rentenanpassungsbescheide nach 
gesetzlichen, prozentualen Rentenerhöhungen; Beitrags- 
bescheide nach satzungsgemäßen Beitragssatzänderungen). 
Für die Gleichartigkeit der Verwaltungsakte kommt es somit 
vor allem darauf an, dass die Rechtmäßigkeit der durch sie 
bewirkten Änderungen in den Rechtstellungen der Betroffe- 
nen allein von der richtigen Anwendung einer abstrakten und 
deshalb für alle gleichen Rechtsformel abhängt, hingegen 
nicht von individuellen Umständen, insbesondere nicht von 
den jeweiligen persönlichen oder wirtschaftlichen Umständen. 

Neben den „klassischen“ Bekanntmachungsmedien behörd- 
licher Verfügungen, dem elektronischen Bundesanzeiger 
und überregionalen Tageszeitungen wahrt die Intemetbe- 
kanntmachung das Kenntnisnahmeinteresse der betroffenen 
Widerspruchsführer in der heutigen Lebenswirklichkeit am 
ehesten. Sie ist gleichzeitig für die betroffene Behörde ohne 


großen Verwaltungsaufwand zu bewerkstelligen. Die Inter- 
netbekanntmachung muss für die Widerspruchsführer leicht 
auffindbar sein. Das Medium der öffentlichen Bekanntgabe 
sowie ihr Ort sind bereits in der Ruhensmitteilung aufzufüh- 
ren, um dem Widerspruchsführer die bestmögliche Kennt- 
nisnahme der späteren Entscheidung zu ermöglichen. Die 
Klagefrist gegen im Wege der öffentlichen Bekanntmachung 
ergangenen Widerspruchsentscheidungen beträgt gemäß 
§ 87 Abs. 1 Satz 3 ein Jahr. Auch auf diese Frist ist bereits in 
der Ruhensmitteilung hinzuweisen. 

Zu Nummer 14 (§ 87) 

Wegen der Gefahr, dass die von einer öffentlichen Bekannt- 
gabe nach § 85 Abs. 4 betroffenen Widerspruchsführer nicht 
hinreichend Kenntnis von der Entscheidung der Wider- 
spruchsbehörde erlangen, wird die Klagefrist in § 87 Abs. 1 
Satz 3 auf ein Jahr erstreckt. Die Frist beginnt mit dem Tage 
an zu laufen, an dem seit dem Tag der letzten Veröffent- 
lichung zwei Wochen verstrichen sind. Damit soll sicherge- 
stellt werden, dass der Ort der Veröffentlichung keinen Ein- 
fluss auf das eventuelle Verstreichen einer Frist hat. 

Zu Nummer 15 (§ 92) 

Um den Sozialgerichten die Erledigung der eingehenden 
Klagen zeitnah zu ermöglichen, wird die Soll- Vorschrift be- 
treffend die Klagebegründung in den Punkten Beteiligte und 
Streitgegenstand zu einer Muss-Vorschrift umgestaltet. 
Durch die Festlegung dieser Mindestvoraussetzungen soll 
das Gericht in die Lage versetzt werden, seiner Aufklärungs- 
pflicht nach § 106 besser nachzukommen. 

Sind diese Anforderungen nicht erfüllt, muss der Vorsitzen- 
de den Kläger zu einer entsprechenden Ergänzung auffor- 
dem. Hierzu hat er ihm eine angemessene Frist zu setzen. 
Der Vorsitzende kann dem Kläger für die Ergänzung eine 
Frist mit ausschließender Wirkung setzen, wenn es an einem 
der in Absatz 1 Satz 1 genannten Erfordernisse fehlt. 

Für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gilt § 67 ent- 
sprechend. 

Die Fristsetzung des § 82 Abs. 2 der Verwaltungsverfahrens- 
ordnung wird übernommen, damit das Gericht die Möglich- 
keit erhält, eine mangelhafte Klage zu sanktionieren. Bei der 
Ermessensausübung sind die im sozialgerichtlichen Verfah- 
ren herrschenden Grundsätze der Barriere- und Formfreiheit 
zu beachten. 

Eine Verletzung der in § 92 genannten Erfordernisse macht 
die Klage unzulässig, soweit es sich nicht nur um Soll-Be- 
stimmungen handelt oder der Mangel jedenfalls bis zum 
Abschluss der mündlichen Verhandlung bzw. - wenn dem 
Kläger dafür nach Absatz 2 Satz 2 eine Ausschlussfrist ge- 
setzt wurde - bis zu deren Ablauf beseitigt wird (vgl. Kopp/ 
Schenke, VwGO, § 82 Rn. 1). Das Gericht ist verpflichtet, 
eine am Einzelfall orientierte, sachgerechte und begründete 
Entscheidung zu treffen, die etwa das Vorhandensein oder 
Fehlen anwaltlicher Vertretung oder die intellektuellen Mög- 
lichkeiten eines unvertretenen Klägers berücksichtigt. 

Zu Nummer 16 (§ 96) 

Die Vorschrift verfolgt die Ziele, eine schnelle, erschöpfende 
Entscheidung über das gesamte Streitverhältnis in einem 
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Verfahren zu ermöglichen, divergierende Entscheidungen zu 
vermeiden und den Kläger vor Rechtsnachteilen zu schüt- 
zen, die ihm daraus erwachsen, dass er im Vertrauen auf den 
eingelegten Rechtsbehelf bezüglich weiterer Verwaltungsak- 
te rechtliche Schritte unterlässt. Die Sozialgerichte haben die 
Vorschrift in der Vergangenheit verschiedentlich extensiv 
ausgelegt. Teilweise wurde sogar die Einbeziehung des neu- 
en Verwaltungsaktes in das anhängige Verfahren schon dann 
als gerechtfertigt angesehen, wenn der neue Verwaltungsakt 
mit dem anhängigen Streitgegenstand in irgendeinem tat- 
sächlichen oder rechtlichen Zusammenhang stand. Die neu- 
ere Rechtsprechung des Bundessozialgerichts schränkt den 
Anwendungsbereich der Norm wieder ein. 

Künftig soll die Einbeziehung des neuen Verwaltungsaktes 
- entsprechend der ursprünglichen Zielsetzung der Norm - 
nur noch möglich sein, wenn nach Klageerhebung der Ver- 
waltungsakt durch einen neuen Verwaltungsakt ersetzt oder 
abgeändert wird. Die Regelung wird erstreckt auf den Zeit- 
raum zwischen Erlass des Widerspruchsbescheides und 
Klageerhebung. 

Zu Nummer 17 (§ 102) 

Die Fiktion einer Klagerücknahme wird für die Fälle einge- 
führt, in denen der Kläger oder die Klägerin ungeachtet einer 
Aufforderung des Gerichts nicht fristgemäß die vom Gericht 
als geboten angesehene Mitwirkungshandlung erbringt oder 
hinreichend substantiiert darlegt, warum er oder sie die 
geforderte Handlung nicht vornehmen kann. Die Klage- 
rücknahmefiktion des Absatzes 2 ist an § 92 Abs. 2 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung (VwGO) angelehnt, der mit dem 
6. VwGOÄndG vom 1. November 1996 (BGBl. 1 S. 1626) 
eingefügt wurde und § 81 des Asylverfahrensgesetzes 
(Asyl VfG) nachgebildet ist. Die Verkürzung auf die 
Zweimonatsfrist durch das 1. Justizmodernisierungsgesetz 
vom 24. August 2004 (BGBl. 1 S. 2198) wurde wegen der 
Besonderheiten des sozialgerichtlichen Verfahrens auf drei 
Monate erstreckt. Damit soll insbesondere dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass die vor den Sozialgerichten 
vorwiegend klagenden bedürftigen oder kranken Menschen 
zur Entscheidungsfindung über die Klagerücknahme unter 
Umständen mehr Zeit brauchen. 

Der Gedanke einer gesetzlichen Rücknahmefiktion beruht 
auf einem ab einem gewissen Zeitpunkt zu unterstellenden 
Wegfall des Rechtsschutzinteresses des Klägers oder der 
Klägerin. Die Vorschrift unterliegt keinen grundsätzlichen 
verfassungsrechtlichen Bedenken (BVerfG, NVwZ 1994, 
62, 63). Da eine fiktive Klagerücknahme aber weit reichende 
Konsequenzen hat, darf die Auslegung und Anwendung der 
Norm nur vor dem Hintergrund ihres strengen Ausnahme- 
charakters erfolgen (BVerfG, NVwZ 1994, 62, 63; BVerwG 
NVwZ 2001, 918). 

Eine fiktive Klagerücknahme setzt - wie zu § 92 Abs. 2 
Satz 1 VwGO bereits entschieden ist - aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen (Artikel 19 Abs. 4, Artikel 103 Abs. 1 GG) 
voraus, dass im Zeitpunkt des Erlasses der Betreibensauffor- 
derung bestimmte, sachlich begründete Anhaltspunkte für 
einen Wegfall des Rechtsschutzinteresses des Klägers be- 
standen haben (vgl. BVerfG, Beschluss der 1 . Kammer des 
2. Senats vom 27. Oktober 1998 -2 BvR 2662/95 - DVB1 
1999, 166, 167; BVerwG, Urteil vom 23. April 1985 - 
BVerwG 9 C 48.84 - BVerwGE 71, 213, 218 f.). Dieses in 


ständiger Rechtsprechung zu den entsprechenden asylver- 
fahrensrechtlichen Regelungen entwickelte ungeschriebene 
Tatbestandsmerkmal gilt auch für die dem Asylverfahrens- 
recht nachgebildete Vorschrift des § 92 Abs. 2 Satz 1 VwGO 
und somit auch im vorliegenden Fall (vgl. zu § 92 VwGO 
BVerwG, Beschluss vom 12. April 2001 - BVerwG 8 B 
2.01 - Buchholz 310 § 92 VwGO Nr. 13, S. 5 f. m. w. N.). 
Hinreichend konkrete Zweifel an einem Fortbestand des 
Rechtsschutzinteresses können sich etwa aus dem fallbezo- 
genen Verhalten des jeweiligen Klägers, aber auch daraus er- 
geben, dass er prozessuale Mitwirkungspflichten verletzt 
hat. Stets muss sich daraus aber der Schluss auf den Wegfall 
des Rechtsschutzinteresses, also auf ein Desinteresse des 
Klägers an der weiteren Verfolgung seines Begehrens ablei- 
ten lassen (BVerwG, Beschlüsse vom 12. April 2001 a. a. O. 
S. 6 und vom 18. September 2002 - BVerwG 1 B 103/02 - 
Buchholz 310 § 92 VwGO Nr. 16, S. 12). Nicht geboten ist 
insoweit allerdings ein sicherer, über begründete Zweifel am 
Fortbestand des Rechtsschutzinteresses hinausgehender 
Schluss. Gegenteiliges ergibt sich auch nicht aus den Kam- 
merbeschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 27. Okto- 
ber 1998 (a. a. O., S. 168). Dort ist ein solches Erfordernis 
nur für den Fall angenommen worden, dass ein Gericht das 
Rechtsschutzinteresse verneinen will, ohne - anders als nach 
§ 92 Abs. 2 VwGO - vorher auf Zweifel an dessen Fortbe- 
stand hingewiesen und Gelegenheit gegeben zu haben, sie 
auszuräumen. 

Es bedarf für eine gesetzliche Fiktion der Klagerücknahme 
zunächst einer deutlichen und in den Handlungsaufträgen 
klaren Betreibensaufforderung durch das Gericht. Die Be- 
treibensaufforderung darf nur ergehen, wenn das Gericht 
sachlich begründete Anhaltspunkte für einen Wegfall des 
Rechtsschutzinteresses des Klägers hat. Diese Anhalts- 
punkte müssen so gravierend sein, dass der spätere Eintritt 
der Klagerücknahmefiktion als gerechtfertigt erscheint 
(BVerfG, NVwZ 1994, 62, 63; BVerwG, NVwZ 2000, 1297; 
BVerwG, NVwZ 2001, 918). Eine Verletzung der sich aus 
§103 ergebenden prozessualen Mitwirkungspflichten des 
Klägers kann solche Anhaltspunkte liefern und tut dies in der 
Regel dann, wenn das Gericht konkrete Auflagen verfügt 
hat. Verweigert der Kläger beispielsweise Angaben zu einem 
bestimmten Sachverhalt, obwohl ihm dies möglich wäre, 
legt er vom Gericht näher bezeichnete Unterlagen nicht vor 
oder erscheint er nicht zu einer ihm zumutbaren ärztlichen 
Untersuchung, spricht dies für das Desinteresse des Klägers 
an der weiteren Verfolgung seines Begehrens und ist 
indiziell für den Wegfall des Rechtsschutzinteresses 
(BVerwG, NVwZ 2001, 918; BVerwG, NVwZ 2000, 1297). 
Die Betreibensaufforderung als solche muss für den Kläger 
angesichts der mit ihr verbundenen Rechtsfolgen klar und 
eindeutig sein. Sie muss sich auf konkrete, verfahrensför- 
demde Handlungen beziehen. Sie muss als prozessleitende 
Maßnahme erkennbar sein, eine Belehrung über die Fik- 
tionswirkung enthalten und förmlich zugestellt werden 
(BVerwG, NVwZ 1986, 46, 47). 

Die Fiktionswirkung des Absatzes 2 tritt nur ein, wenn das 
Verfahren länger als drei Monate nicht betrieben wird. Nicht- 
betreiben liegt vor, wenn der Kläger sich gar nicht oder nur 
unzureichend innerhalb von drei Monaten äußert, sodass 
nicht oder nur unzureichend dargelegt ist, dass das 
Rechtschutzbedürfnis im konkreten Fall ungeachtet der vor- 
liegenden Indizien fortbesteht (vgl. BVerfG, NVwZ 1994, 
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62, 63). Diese Indizwirkung kann der Kläger aufheben, in- 
dem er binnen der Dreimonatsfrist substantiiert darlegt, dass 
und warum das Rechtsschutzinteresse trotz des Zweifels an 
seinem Fortbestehen, aus dem sich die Betreibensaufforde- 
rung ergeben hat, nicht entfallen ist (BVerfG, NVwZ 1994, 
62, 63). Nur wenn beide Voraussetzungen vorliegen, kann 
von einer willkürfreien, durch Sachgründe gerechtfertigten 
Beschränkung des Zugangs zum weiteren Verfahren gespro- 
chen werden. 

Die Folge der Klagerücknahme ist die Erledigung der Haupt- 
sache. In die Kostenentscheidung sind in der Zwischenzeit 
ergangene Entscheidungen nach § 193, die wirkungslos 
geworden sind, mit einzubeziehen. Die Kostenentscheidung 
erfolgt im Anwendungsbereich des § 1 93 nach billigem Er- 
messen. Den Kläger trifft also anders als in den anderen Ver- 
fahrensordnungen nicht ohne weiteres die Kostenlast. In den 
Verfahren, in denen Gerichtskosten erhoben werden und 
über § 197a bestimmte Vorschriften der Verwaltungsge- 
richtsordnung entsprechend anzuwenden sind, sind die Kos- 
ten gemäß § 155 Abs. 2 VwGO dem Kläger aufzuerlegen. 

Das Gericht stellt das Verfahren auf Antrag durch Beschluss 
ein und entscheidet über die Kosten. Der Beschluss ist unan- 
fechtbar. Dadurch wird die „Schieflage“ beseitigt, dass bei 
Kostenentscheidungen nach Klagerücknahme und Anwen- 
dung des § 183 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) eine Be- 
schwerde gegeben war, in den übrigen Fällen des § 197a 
i. V. m. § 158 Abs. 2 VwGO aber nicht. 

Die Regelungen über die fiktive Klagerücknahme gelten 
auch im einstweiligen Rechtsschutz. 

Zu Nummer 18 (§ 104) 

Zu Buchstabe a 

ln Anlehnung an § 85 Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz der Ver- 
waltungsgerichtsordnung wird auch im sozialgerichtlichen 
Verfahren die Möglichkeit geschaffen, die Äußerung durch 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle vor- 
zunehmen. 

Zu Buchstabe b 

Die Aufforderung zur Stellungnahme soll dem Vorsitzenden 
die nach § 103 obliegende Aufklärung des Sachverhalts er- 
leichtern. Mit der Übermittlung der Klageschrift soll der 
Vorsitzende zugleich weitere prozessfördemde Maßnahmen 
treffen, damit der Rechtsstreit möglichst in einer mündlichen 
Verhandlung beendet werden kann, vgl. § 106 Abs. 2. 
Bereits mit der Übermittlung der Klageschrift treffen die 
Sozialgerichte daher bestimmte Anordnungen. Hierzu ge- 
hört in der Regel die Übersendung der Verwaltungsakten, da 
sich hieraus der Sach- und Streitstand betreffend das Vorver- 
fahren umfassend ergibt. Bei medizinischen Sachverhalten 
betrifft dies insbesondere eventuelle bereits im Verwaltungs- 
verfahren eingeholte Gutachten. Um dem Gericht eine zeit- 
nahe Erledigung des Rechtsstreits zu ermöglichen, soll die 
Verwaltung die Akten binnen eines Monats nach der Über- 
sendungsaufforderung dem Gericht vorlegen. 

Die Übersendung einer von der Behörde beglaubigten Ab- 
schrift steht der Übersendung der Originalakten gleich. Das 
Gericht kann jedoch die Übersendung der Originalverwal- 
tungsakten anfordem, um zu gewährleisten, dass das Gericht 
zumindest im Streitfall die Vollständigkeit der Akten nach 


§106 überprüfen kann. Bei elektronischer Aktenführung hat 
die Behörde einen vollständigen Ausdruck der elektronisch 
geführten Akte vorzulegen. 

Zu Nummer 19 (§ 106a) 

Teilweise wird die Erledigung eines Rechtsstreits verzögert, 
weil Beteiligte nicht oder nur verspätet am Verfahren mitwir- 
ken, indem sie beispielsweise den behandelnden Arzt nicht 
nennen oder Unterlagen, die sich nur in ihrem Besitz befin- 
den, nicht übergeben. Mit der Einführung der fakultativen 
Präklusionsregelungen soll erreicht werden, dass Beteiligte, 
die nach eindeutiger und ausdrücklicher Aufforderung des 
Gerichts nicht das ihnen Mögliche und Zumutbare dazu bei- 
tragen, den Prozess zu fördern, die Zurückweisung des ange- 
forderten Vorbringens zu einem späteren Zeitpunkt riskieren. 
Die Präklusion basiert auf der Annahme, dass die Zulassung 
des Vorbringens den Rechtsstreit erheblicher verzögern wür- 
de, als wenn der Vortrag zurückgewiesen wird (BGHZ 86, 
31). Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 87b der 
Verwaltungsgerichtsordnung. 

Die Zurückweisung verspäteten Vorbringens tangiert den 
Grundsatz der Amtsermittlung im öffentlich-rechtlichen Ge- 
richtsverfahren, da nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts Artikel 103 Abs. 1 GG in Ver- 
bindung mit der Verpflichtung zur rechtsstaatsgemäßen Aus- 
gestaltung des Verfahrensrechts nicht nur der Herbeiführung 
gesetzmäßiger und unter diesem Blickpunkt richtiger Ent- 
scheidungen dient, sondern darüber hinaus auch im Rahmen 
der Richtigkeit gerechter Entscheidungen eine Ausstrah- 
lungswirkung entfaltet (BVerfGE 55, 72, 94; 42, 64, 73; 46, 
325, 333). Den Prozessparteien ist im Rahmen der Verfah- 
rensordnung daher gleichennaßen die Möglichkeit einzuräu- 
men, alles für die gerichtliche Entscheidung Erhebliche vor- 
zutragen und alle zur Abwehr des gegnerischen Angriffs 
erforderlichen prozessualen Verteidigungsmittel geltend ma- 
chen zu können (BVerfGE 55, 72, 94; 52, 131, 156). Diese 
Notwendigkeit, verfahrensrechtlich eine Waffengleichheit 
der Parteien herzustellen, tritt besonders deutlich im sozial- 
gerichtlichen Verfahren zutage, wo private Kläger häufig um 
existenzielle Grundfragen streiten und sich in der Regel 
einem an materiellen und finanziellen Ressourcen überlege- 
nen Verwaltungsträger gegenübersehen. 

Die Möglichkeit zur Rechtsverfolgung und Rechtsverteidi- 
gung wird durch Präklusionsvorschriften beschränkt. 
Gleichwohl sind solche Präklusionsvorschriften, die auf eine 
Verfahrensbeschleunigung hinwirken sollen, vom Bundes- 
verfassungsgericht auch unter dem Gesichtspunkt des Arti- 
kels 103 Abs. 1 GG als verfassungsgemäß beurteilt worden 
(BVerfGE 55, 72, 94; 36, 92, 98; 51, 188, 191). Erforderlich 
ist, dass die betroffene Partei hinreichend Gelegenheit hatte, 
sich in allen für sie wichtigen Fragen zur Sache zu äußern, 
diese Gelegenheit aber schuldhaft ungenutzt verstreichen 
ließ. Präklusionsvorschriften müssen wegen der einschnei- 
denden Folgen, die sie für die säumige Partei nach sich zie- 
hen, strengen Ausnahmecharakter haben (BVerfGE 69, 126, 
136; 69, 145, 149; st. Rspr.). Die Fachgerichte sind daher bei 
der Auslegung und Anwendung der Präklusionsvorschriften 
einer strengeren verfassungsgerichtlichen Kontrolle unter- 
worfen, als dies üblicherweise bei der Anwendung einfachen 
Rechts geschieht. Wie das Bundesverfassungsgericht bereits 
mehrfach entschieden hat, ist eine Präklusion insbesondere 
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dann nicht mit dem Anspruch auf Gewährung rechtlichen 
Gehörs zu vereinbaren, wenn eine unzulängliche Verfah- 
rensleitung oder eine Verletzung der gerichtlichen Fürsorge- 
pflicht die Verzögerung mitverursacht hatte (BVerfGE 81, 
264, 273 m. w. N.). 

Da die Beurteilung der Prozesslage dem Gericht obliegt, ist 
die Zurückweisung fakultativ ausgestaltet. 

Zu Nummer 20 (§ 109) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 21 (§ 114a) 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 93a der Verwal- 
tungsgerichtsordnung und dient der Vereinheitlichung der 
Verfahrensordnungen. Ein Musterverfahren kann durchge- 
führt werden, wenn die Rechtmäßigkeit einer behördlichen 
Maßnahme Gegenstand von mehr als 20 Verfahren an einem 
Gericht ist. Aus der gerichtlichen Praxis wurde das Bedürf- 
nis für die Übernahme dieser Regelung in das sozialgericht- 
liche Verfahren geäußert. 

Die Vorwegdurchführung von Musterverfahren als solche 
unterliegt keinen verfassungsrechtlichen Bedenken 
(BVerfG, NJW 1980, 1511). Auch das Bundessozialgericht 
sieht die Vereinbarung der Durchführung eines Musterpro- 
zesses grundsätzlich als zulässig an (BSG, SozR 3100 § 18c 
Nr. 5). Die in Absatz 2 Satz 2 und 3 vorgenommenen Er- 
leichterungen bei der Beweiserhebung tangieren zwar den 
Anspruch auf rechtliches Gehör aus Artikel 103 Abs. 1 GG 
sowie den Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnah- 
me; letztlich sind sie jedoch darauf ausgerichtet, dem Bürger 
durch ein zügiges Verfahren effektiven und zeitnahen 
Rechtsschutz zu ermöglichen, damit aus der Menge der Ver- 
fahren nicht eine unbeherrschbare richterliche und adminis- 
trative Last resultiert. Das Gericht hat eine anhörungsbe- 
wusste Praxis zu üben (vgl. Maunz/Dürig, Kommentar zum 
Grundgesetz, Artikel 19 Abs. 4, Rn. 268, Fn. 7 m. w. N.). 

Die Auswahl der Verfahren hat nach sachgemäßen Kriterien 
zu erfolgen. Sämtliche Verfahren müssen ein und dieselbe 
behördliche Maßnahme betreffen. Es reicht nicht aus, dass 
mehrere behördliche Entscheidungen eine Rechtsfolge in 
Bezug auf einen jeweils gleich gelagerten Sachverhalt aus- 
sprechen (so genannte unechte Massenverfahren). Aus die- 
sem Grund wird der Anwendungsbereich der Vorschrift im 
Sozialrecht relativ begrenzt sein. Zwar führen insbesondere 
im Rentenversicherungsrecht häufig unechte Massenverfah- 
ren zu einer Überforderung der Verwaltung und Gerichte; 
echte Massenverfahren hingegen stellen im Sozialverwal- 
tungsverfahren die Ausnahme dar. 

Zu Nummer 22 (§ 131) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung in Satz 2 ist erforderlich, da bei Verpflich- 
tungs- und Leistungsbegehren der Rechtsstreit allein durch 
die Aufhebung der Bescheide nicht in vollem Umfang erle- 
digt ist. Mit dem dritten Satz wird klargestellt, dass das 
Rechtsschutzbegehren mit der Aufhebung des Ablehnungs- 
bescheides noch nicht erschöpft ist. Nach der Rechtspre- 
chung des Bundessozialgerichts (Urteil des BSG vom 
17. April 2007 - B 5 R 30/05 R; vgl. auch BVerwGE 107, 


128, 130 f.) darf das Verpflichtungs- bzw. Leistungsbegehren 
aber nicht unentschieden bleiben. Nach der Rechtsschutz- 
systematik des Sozialgerichtsgesetzes kommt dafür nur ein 
Bescheidungsurteil in Betracht, das ohne eine entsprechende 
Ermächtigung im Gesetz unzulässig wäre. 

Zu Buchstabe b 

Die Ergänzung erfolgt um klarzustellen, dass die Zurück- 
verweisung an die Verwaltung auch für die praktisch wichti- 
gen Bereiche der Sozialgerichtsbarkeit, insbesondere bei 
Verpflichtungs- und kombinierten Anfechtungs-/Leistungs- 
klagen gilt. 

Zu Nummer 23 (§ 136) 

Die Änderung bezweckt eine weitere Entlastung der Sozial- 
gerichtsbarkeit. Dem Gericht soll ermöglicht werden, von 
der schriftlichen Begründung eines in der mündlichen Ver- 
handlung verkündeten Urteils abzusehen, wenn alle Betei- 
ligten einstimmig auf ein Rechtsmittel verzichten. Die Norm 
ist § 313a der Zivilprozessordnung (ZPO) nachempfunden. 

Anders als in § 313a ZPO wird es nicht für ausreichend er- 
achtet, dass lediglich die Parteien den Verzicht auf Abfassen 
des Tatbestandes und der Entscheidungsgründe erklären. Er- 
geht eine Entscheidung ohne Tatbestand und Entscheidungs- 
gründe, so können sich Schwierigkeiten bei der Bestimmung 
des Streitgegenstandes und damit der Grenzen der materiel- 
len Rechtskraft ergeben. Um diesen Problemen zu entgehen, 
muss auch der Beigeladene den Verzicht erklären. 

Wird ein Urteil ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe 
erlassen, obwohl die Voraussetzungen des § 136 Abs. 4 nicht 
erfüllt sind, stellt dies einen wesentlichen Verfahrensmangel 
dar, der die Anfechtbarkeit des Urteils begründet. Dagegen 
ist es unschädlich, wenn das Gericht ein Urteil in vollständi- 
ger Fonn abfasst, obwohl die Voraussetzungen der Abkür- 
zung nach § 136 Abs. 4 gegeben sind. 

Zu Nummer 24 (§ 144) 

Zu Buchstabe a 

Der Begriff der Sachleistung umfasst keine Dienstleistun- 
gen. Diese sind jedoch der Ratio der Norm nach nicht von ih- 
rem Anwendungsbereich ausgeschlossen. Im Sinne einer 
Klarstellung werden daher Dienstleistungen ausdrücklich in 
den Geltungsbereich der Norm einbezogen. 

Zu Buchstabe b 

Zur Entlastung der Landessozialgerichte wird der Beschwer- 
dewert für die Zulassungsberufung für Klagen, die Geld-, 
Sach- oder Dienstleistungen oder einen hierauf gerichteten 
Verwaltungsakt betreffen, auf 750 Euro und für Erstattungs- 
streitigkeiten auf 1 0 000 Euro erhöht. Die Anhebung der 
500-Euro-Grenze entspricht im Übrigen in etwa einem an 
der Kaufkraftreduzierung orientierten Ausgleich. Schriebe 
man die seinerzeit geltende 1 000-DM-Grenze aus dem Jahr 
1991 fort, ergäbe sich für das Jahr 2008 eine Wertgrenze von 
ca. 710 Euro, die auf 750 Euro aufzurunden wäre. 

Zu Nummer 25 (§ 145) 

Folgeänderung aufgrund der Aufhebung des Abhilfeverfah- 
rens (§ 174). 
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Zu Nummer 26 (§ 153) 

Nach § 153 Abs. 4 kann das Landessozialgericht die Beru- 
fung gegen ein Urteil durch Beschluss zurückweisen, wenn 
es sie einstimmig für unbegründet und eine mündliche Ver- 
handlung für nicht erforderlich hält. Wird hingegen in erster 
Instanz in Sachen ohne besonderen Schwierigkeitsgrad tat- 
sächlicher oder rechtlicher Art und bei geklärtem Sachver- 
halt durch den Kammervorsitzenden oder die Kammervor- 
sitzende ohne ehrenamtliche Richter mit Gerichtsbescheid 
(§ 105) entschieden, ist der Senat des Landessozialgerichts 
gezwungen, bei diesen einfach gelagerten Verfahren auf- 
grund mündlicher Verhandlung mit drei Berufsrichterinnen 
oder -richtem und zwei ehrenamtlichen Richterinnen oder 
Richtern zu entscheiden. 

Es ist sachgerecht, es in diesen Fällen dem Senat zu ermög- 
lichen, durch den oder die Berichterstatter/Berichterstatterin 
- mit den ehrenamtlichen Richtem und Richterinnen - zu 
entscheiden. Die Entscheidung ergeht aufgrund mündlicher 
Verhandlung, da die Beteiligten jedenfalls in einer Tatsa- 
cheninstanz das Recht auf Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung haben. Eine Ausnahme gilt dann, wenn die Par- 
teien hierauf ausdrücklich verzichten. 

Den teilweise aus der gerichtlichen Praxis geäußerten Be- 
denken gegen die Veränderung der Richterbank, da nicht 
durchgehend davon ausgegangen werden könne, dass die 
Voraussetzungen des § 105 Abs. 1 in erster Instanz zutref- 
fend bejaht worden sind, wird dadurch Rechnung getragen, 
dass die Übertragung auf den Berichterstatter von einem Be- 
schluss des Senats abhängig gemacht wird. 

Zu Nummer 27 (§ 157a) 

Folgeändemng wegen der Einführung der Präklusionsvor- 
schrift in § 106a im erstinstanzlichen Verfahren. Dies zieht 
die Notwendigkeit einer entsprechenden Vorschrift im 
Rechtsmittelverfahren nach sich. § 157a gilt über § 165 auch 
für Verfahren vor dem Bundessozialgericht. 

Zu Nummer 28 (§ 160a) 

Folgeändemng wegen Aufhebung des Abhilfeverfahrens 
(§ 174). 

Zu Nummer 29 (§ 172) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung bewirkt eine Anpassung an § 146 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung im Interesse der Vereinheitlichung der 
Verfahrensordnungen. 

Zu Buchstabe b 

Zur Entlastung der Landessozialgerichte soll ein Ausschluss 
der Beschwerde bei den genannten wirtschaftlich nicht rele- 
vanten Kostengrundentscheidungen und sonstigen Neben- 
entscheidungen sowie in Verfahren des einstweiligen 
Rechtsschutzes und der Prozesskostenhilfe greifen. 

Zu Nummer 1 

Der Ausschluss der Beschwerde gegen Entscheidungen im 
einstweiligen Rechtsschutz, wenn in der Hauptsache die Be- 
rufung nicht zulässig wäre, führt dazu, dass die Rechts- 


schutzmöglichkeiten im einstweiligen Rechtsschutz nicht 
gegenüber denjenigen im Hauptsacheverfahren privilegiert 
werden. 

Zu Nummer 2 

Die Ablehnung von Prozesskostenhilfe kann mit der Be- 
schwerde nur noch angefochten werden, wenn die Erfolgs- 
aussichten in der Hauptsache vom Gericht verneint wurden. 
Hat das Gericht hingegen die persönlichen oder wirtschaftli- 
chen Voraussetzungen verneint, ist die Beschwerde gegen 
diese Entscheidung nicht statthaft. 

Zu Nummer 3 

Beschlüsse nach § 193 Abs. 1 Satz 3 sind unanfechtbar. 

Zu Nummer 4 

Die Beschwerde in den genannten Angelegenheiten wird 
wegen der relativ geringen wirtschaftlichen Bedeutung sol- 
cher Streitigkeiten im Interesse einer Entlastung der Be- 
schwerdegerichte ausgeschlossen. Nach § 567 Abs. 2 ZPO, 
dem die Vorschrift nachgebildet ist, fallen nur solche Strei- 
tigkeiten über Kosten darunter, die im Zusammenhang mit 
dem gerichtlichen Verfahren entstanden sind, z. B. die An- 
fechtung der Festsetzung von Zeugen- und Sachverständi- 
gengebühren, die Ablehnung einer Reisekostenbeihilfe zur 
Teilnahme an der mündlichen Verhandlung, nicht aber Strei- 
tigkeiten über die Erhebung von Kosten für Verwaltungshan- 
deln. 

Zu Nummer 30 (§ 174) 

Das Abhilfeverfahren führt für die Sozialgerichte zu einem 
erhöhten Arbeitsaufwand, ist jedoch für den Abhilfesuchen- 
den in der Praxis in der Regel nicht ertragreich. Die tatsäch- 
liche Abhilfe bewegt sich im Promillebereich. Der iudex a 
quo ist zur Prüfung der Zulässigkeit und Begründetheit der 
Abhilfe verpflichtet. Der Prüfaufwand, ob eine Abhilfe in 
Betracht kommt, ist angesichts der großen Aktenmengen im 
sozialgerichtlichen Verfahren zunehmend erheblich. Für die 
Begründung des Abhilfegesuches muss teilweise eine 
Akteneinsicht des Abhilfesuchenden abgewartet werden. 
Auch offensichtlich unzulässige oder unbegründete Abhilfe- 
gesuche müssen vorgelegt werden. Die Abgabe an den iudex 
ad quem hat nach der Rechtsprechung unverzüglich zu erfol- 
gen. Von einem Abhilfegesuch geht daher ein erheblicher 
Druck auf die Sozialgerichte aus, der unter Umständen dazu 
führt, dass andere Verfahren liegen bleiben. 

Aus diesen Gründen erscheint es sachgerecht, das Abhilfe- 
verfahren zu streichen. Dies gilt insbesondere vor dem Hin- 
tergrund, dass den Rechtschutzsuchenden der Rechtsweg 
nicht abgeschnitten wird, sondern die Möglichkeit der Be- 
schwerde zum iudex ad quem belassen bleibt. 

Zu Nummer 31 (§ 183) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 32 (§ 192) 

Zu Buchstabe a 

Nach der geltenden Rechtslage ist die Auferlegung von Ver- 
schuldenskosten nur bei einer Belehrung in einem Termin 
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möglich. Das bedeutet einen zusätzlichen Aufwand in den 
Verfahren, in denen ansonsten auch ohne diesen eine Ent- 
scheidung möglich wäre, ln Eilverfahren wird die Verhän- 
gung von Verschuldenskosten damit praktisch ausgeschlos- 
sen. Die entsprechende Darlegung soll künftig auch in einer 
gerichtlichen Verfügung möglich sein. 

Zu den Buchstaben b, c und d 

Neuanordnung der Absätze wegen des durch Artikel 4 des 
Vertragsarztrechtsänderungsgesetzes vom 22. Dezember 

2006 (BGBl. I S. 3439) - in Kraft getreten am 1. Januar 

2007 - eingefügten Absatzes la. 

Teilweise werden Ermittlungen im Verwaltungsverfahren 
unterlassen oder nur unzureichend betrieben und müssen im 
Sozialgerichtsverfahren nachgeholt werden. Dies führt zu 
einer Verzögerung des Rechtsstreits. Gleichzeitig findet eine 
Kostensteigerung statt, da die Ermittlungen im gerichtlichen 
Verfahren - beispielsweise durch Einschalten externer Gut- 
achter - teurer sind. Schließlich findet auch eine Kostenver- 
lagerung von den Haushalten der Leistungsträger zu den 
Landesjustizhaushalten statt. 

Vor diesem Hintergrund soll den Sozialgerichten die Mög- 
lichkeit gegeben werden, die Kosten für Ermittlungen, die 
von der Verwaltung vorzunehmen gewesen wären, dieser 
aufzubürden. Dies soll unabhängig vom Verfahrensausgang 
möglich sein. Die Norm hat mangels eines Sanktionsappara- 
tes eine eher präventive Wirkung. Sie hat zum Ziel, die Ver- 
waltungen vor dem Hintergrund der möglichen Kostenfolge 
zu sorgfältiger Ermittlung anzuhalten, die bei den Gerichten 
zu Entlastungseffekten führt. 

Behörden, die wegen sachwidrig unterlassener Ennittlungen 
mit unter Umständen erheblichen Kosten belastet werden, 
soll die Beschwerde offen stehen, soweit das Sozialgericht 
entscheidet. Die Entscheidung nach Absatz 2 soll deshalb 
immer durch gesonderten Beschluss und nicht im Zusam- 
menhang mit der Hauptsacheentscheidung ergehen. Bei Ent- 
scheidung durch das Landessozialgericht verbleibt es beim 
Ausschluss der Beschwerde nach § 177. § 12 Abs. 1 Satz 1 
findet Anwendung. 

Zu Nummer 33 (§ 197b) 

Die Vollstreckung titulierter Forderungen spielte beim Bun- 
dessozialgericht bis zum Inkrafttreten des 6. SGGÄndG 
(BGBl. 12001 S. 2 144) in der Praxis keine Rolle. Die Einfüh- 
rung von Gerichtskosten für die in § 197a genannten Verfah- 
ren zieht die Notwendigkeit einer Rechtsgrundlage für die 
Vollstreckung von Gerichtskosten durch das Bundessozial- 
gericht nach sich. Gegenwärtig ist das Bundessozialgericht 
bei der Beitreibung von Gerichtskosten darauf angewiesen, 
sich vor den Zivilgerichten einen vollstreckbaren Titel zu be- 
schaffen. Die Rechtsgrundlage für die Kostenbeitreibung des 
Bundessozialgerichts orientiert sich am Vorbild des § 12 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes. Es wird eine Justizbeitreibungsstel- 
le errichtet und die Justizverwaltungskostenordnung und die 
Justizbeitreibungsordnung werden für entsprechend an- 
wendbar erklärt. Vollstreckungsbehörde ist für Ansprüche, 
die beim Bundessozialgericht entstehen, die Justizbeitrei- 
bungsstelle des Bundessozialgerichts. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Arbeitsgerichts- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 21) 

Die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung als 
ehrenamtlicher Richter werden erweitert. Künftig können 
außer den im Gerichtsbezirk als Arbeitnehmer oder Arbeit- 
geber tätigen Personen auch Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
als ehrenamtliche Richter berufen werden, die im Gerichts- 
bezirk ihren Wohnsitz haben. Ein ehrenamtlicher Richter ist 
mit den Gepflogenheiten des Arbeitslebens im Gerichtsbe- 
zirk auch dann vertraut, wenn er dort wohnt. Aufgrund der 
Neuregelung können ehrenamtliche Richter auch nach 
einem Wechsel ihres Arbeitsplatzes in einen anderen Ge- 
richtsbezirk weiterhin am bisherigen Gericht tätig sein. 

Zu Nummer 2 (§ 46a) 

Die Neuregelung stellt klar, dass der Vorsitzende einen unzu- 
lässigen Einspruch gegen einen Vollstreckungsbescheid als 
unzulässig verwerfen kann. Nach der Neureglung des § 55 
Abs. 1 Nr. 4a und Abs. 2 kann der Vorsitzende dies durch 
Urteil allein und ohne mündliche Verhandlung tun. Darüber 
hinaus wird zugleich geklärt, dass nach dem Übergang aus 
dem Mahnverfahren in das streitige Verfahren wie im Zivil- 
prozess zunächst eine Güteverhandlung stattzufinden hat. 
Eine Verhandlung über den Einspruch und die Hauptsache 
im Gütetermin ermöglicht eine zeitnahe Erörterung des 
Streitstands und eine schnelle Beilegung des Rechtsstreits. 

Zu Nummer 3 (§ 46c) 

Die Regelung für gerichtliche elektronische Dokumente 
wird auf Gerichtsvollzieher erweitert und redaktionell an 
§ 130b ZPO angepasst. 

Zu Nummer 4 (§ 46d) 

Die Streichung des Wortes „können“ in Absatz 1 Satz 2 und 
das Einfügen des Wortes „mindestens“ in Absatz 2 Satz 2 
gleicht die Regelung an den nunmehr wortgleichen § 298a 
ZPO an. Ab dem von der Bundesregierung und den Landes- 
regierungen bestimmten Zeitpunkt, ab dem elektronische 
Akten geführt werden, ist das Führen der elektronischen Ak- 
ten obligatorisch. In Papierform eingereichte Schriftstücke 
und Unterlagen müssen, sofern sie in Papierform weiter be- 
nötigt werden, mindestens bis zum rechtskräftigen Ab- 
schluss des Verfahrens aufbewahrt werden. 

Zu Nummer 5 (§ 48) 

Die Neuregelung ergänzt die Regelungen der örtlichen Zu- 
ständigkeit des Arbeitsgerichts um den besonderen Gerichts- 
stand des Arbeitsortes. Das nach § 35 der Zivilprozessord- 
nung bestehende Wahlrecht des Klägers bei mehreren 
zulässigen Gerichtsständen wird erweitert. Die Neuregelung 
ermöglicht es der Arbeitnehmerin und dem Arbeitnehmer, 
Klage vor dem Arbeitsgericht zu erheben, in dessen Bezirk 
die Arbeit verrichtet wird. Die Formulierung entspricht Arti- 
kel 19 Nr. 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 
des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen. 
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Der Gerichtsstand des Arbeitsortes kommt vor allem den Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu Gute, die Ihre Arbeit 
gewöhnlich nicht am Firmensitz oder am Ort der Niederlas- 
sung leisten. Vor allem Beschäftigten in der Dienstleistungs- 
branche, wie im Bereich der Gebäudereinigung, und Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern im Außendienst wird die 
Durchsetzung ihrer Ansprüche und Rechte erleichtert. Auch 
bei kurzzeitigen Arbeitsverhältnissen können die Beschäftig- 
ten den Gerichtsstand des Arbeitsortes nutzen. Unerheblich 
ist, ob an dem Ort der Arbeitsleistung eine räumliche Verfes- 
tigung der Betriebsstruktur des Arbeitgebers besteht, ob und 
von wo aus Arbeitsanweisungen erteilt werden oder wo die 
Zahlung der Vergütung veranlasst wird. Die insoweit bei der 
Bestimmung des besonderen Gerichtsstandes des Erfüllungs- 
ortes (§29 ZPO) bestehenden Zweifelsfragen treten beim Ge- 
richtsstand des Arbeitsortes nicht auf. 

Für den besonderen Gerichtstand des Arbeitsortes ist der Ort 
maßgeblich, an dem die Arbeitnehmerin oder der Arbeitneh- 
mer die geschuldete Arbeitsleistung tatsächlich erbringt. Er- 
folgt die Erbringung der Arbeitsleistung gewöhnlich an 
mehreren Orten, ist der Ort zu bestimmen, an dem die Ar- 
beitsleistung überwiegend erbracht wird. Dies kann auch der 
Ort sein, an dem die Arbeit gemessen an der Gesamtdauer 
des Arbeitsverhältnisses erst kurzzeitig geleistet wurde, 
wenn auf der Grundlage des Arbeitsvertrages an diesem Ort 
die Arbeitsleistung bis auf weiteres verrichtet werden soll. 
Der gewöhnliche Arbeitsort ändert sich nicht dadurch, dass 
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer die Arbeitsleis- 
tung vorübergehend an einem anderen Ort erbringt. Bei 
einem beendeten Arbeitsverhältnis ist der Arbeitsort derjeni- 
ge Ort, an dem die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer 
die Arbeitsleistung zuletzt gewöhnlich verrichtet hat. 

Satz 2 regelt den Fall, dass ein Schwerpunkt der Tätigkeit 
nicht ermittelt werden kann, z. B. weil Tätigkeiten vertrags- 
gemäß in mehreren Gerichtsbezirken zu erbringen sind. Es 
ist dann auf den Ort abzustellen, von dem aus die Arbeitneh- 
merin oder der Arbeitnehmer die Arbeitsleistung erbringt. 
Der Wohnort kann Arbeitsort sein, wenn dort mit der Ar- 
beitsleistung verbundene Tätigkeiten erbracht werden, z. B. 
wenn ein Außendienstmitarbeiter zu Hause seine Reisetätig- 
keit für den ihm zugewiesenen Bezirk plant, Berichte 
schreibt oder andere mit der Arbeitsleistung verbundene Tä- 
tigkeiten verrichtet. Kein Arbeitsort ist gegeben, wenn sich 
z. B. ein Montagearbeiter oder ein Kraftfahrer im Rahmen 
einer Vielzahl einzelner weisungsgebundener Entsendungen 
vom Wohnort aus zum jeweiligen Einsatzort begibt. 

Zu Nummer 6 (§ 55) 

Zu Buchstabe a (§ 55 Abs. 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Alleinentscheidungsbefugnis des Vorsitzenden besteht 
nur außerhalb der streitigen Verhandlung. Erfolgt eine Ent- 
scheidung in Anwesenheit der ehrenamtlichen Richter, sind 
diese auch in den in § 55 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 genannten Fäl- 
len zu beteiligen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Durch die neue Nummer 4a wird die Alleinentscheidungsbe- 
fugnis des Vorsitzenden auf die Verwerfung unzulässiger 
Einsprüche gegen ein Versäumnisurteil oder einen Vollstre- 


ckungsbescheid erweitert. Für eine Entscheidung der Kam- 
mer besteht kein sachliches Bedürfnis. Die Zulässigkeit des 
Einspruchs ist durch den Vorsitzenden von Amts wegen zu 
prüfen. Es handelt sich um die Prüfung einfacher Rechtsfra- 
gen, wie die Einhaltung der Einspruchsfrist. Eine Beteili- 
gung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter ist nicht 
erforderlich, zumal der Vorsitzende nach geltendem Recht 
befugt ist, das mit dem Einspruch angegriffene Versäumnis- 
urteil allein zu erlassen (§ 55 Abs. 1 Nr. 4 und 5). 

Zu den Doppelbuchstaben ec und dd 

Die neue Nummer 9 vereinheitlicht, vereinfacht und be- 
schleunigt die Kostenentscheidung. Die Alleinentschei- 
dungsbefugnis des Vorsitzenden besteht künftig auch dann, 
wenn ein Teilurteil vorausgegangen ist und deshalb die nach- 
folgende Kostenentscheidung eines Urteils bedarf (§46 
Abs. 2 ArbGG i. V. m. § 308 Abs. 2 ZPO). Eine Beteiligung 
der ehrenamtlichen Richter ist auch bei zuvor ergangenem 
Teilurteil nicht geboten. Bei der Kostenentscheidung handelt 
es sich um die Ermittlung der Kostentragungspflicht für das 
gerichtliche Verfahren nach prozessualen Grundsätzen. Dies 
ist eine originäre Aufgabe des Berufsrichters. Eine Beteili- 
gung der ehrenamtlichen Richter ist hier nicht erforderlich. 
Die Neuregelung sorgt für eine einheitliche Handhabung der 
Kostenentscheidung. Bei Klagerücknahme oder beidseitiger 
Erledigungserklärung entscheidet der Vorsitzende bereits 
nach geltendem Recht allein, wenn er über die Kosten durch 
Beschluss ohne mündliche Verhandlung entscheidet (§53 
Abs. 1 Satz 1). Die Neuregelung passt § 55 an § 349 ZPO an, 
wonach der Vorsitzende der Kammer für Handelssachen 
über Kosten, Gebühren und Auslagen ohne Beteiligung der 
ehrenamtlichen Richter entscheidet. 

Die neu eingefügte Nummer 1 0 vereinfacht und beschleunigt 
die Berichtigung des Tatbestands außerhalb der mündlichen 
Verhandlung. Eine Berichtigung kommt in Betracht, wenn 
der Tatbestand Auslassungen, Dunkelheiten oder Widersprü- 
che enthält (§ 320 Abs. 1 ZPO). Der Vorsitzende entscheidet 
allein, wenn keine der Parteien von ihrem Recht Gebrauch 
macht, eine mündliche Verhandlung zu beantragen (§46 
Abs. 2 ArbGG i. V. m. § 320 Abs. 3 ZPO), der Fehler im Tat- 
bestand und seine Berichtigung demnach zwischen den Par- 
teien unstreitig ist. Die Beteiligung der ehrenamtlichen Rich- 
ter kann auch deshalb unterbleiben, weil in der ersten Instanz 
der Berufsrichter allein den Tatbestand formuliert und die eh- 
renamtlichen Richter somit an der Entstehung der Unrichtig- 
keit nicht beteiligt waren. Bei erstinstanzlichen Entscheidun- 
gen reicht es aus, die Beteiligung der ehrenamtlichen Richter 
auf die Fälle der Tatbestandsberichtigung zu beschränken, in 
denen eine Partei eine mündliche Verhandlung beantragt hat. 

Zu Buchstabe b (§ 55 Abs. 2 Satz 1) 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeregelung zu der 
Erweiterung des Absatzes 1 um die Nummern 4a, 9 und 10, 
die zu einer Vereinfachung und Beschleunigung gericht- 
licher Entscheidungen führt. Der Vorsitzende kann über die 
Verwerfung des Einspruchs gegen ein Versäumnisurteil oder 
einen Vollstreckungsbescheid ohne mündliche Verhandlung 
entscheiden. Dasselbe gilt, wenn nur noch über die Kosten 
zu entscheiden ist. Ohne mündliche Verhandlung kann der 
Vorsitzende auch über eine Berichtigung des Tatbestandes 
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entscheiden, wenn keine Partei beantragt hat, über den Be- 
richtigungsantrag mündlich zu verhandeln. 

Zu Nummer 7 (§ 62) 

Die Regelung stellt klar, dass nur in den Fällen des § 707 
Abs. 1 und des § 719 Abs. 1 ZPO die Einstellung der 
Zwangsvollstreckung ohne Sicherheitsleistung durch unan- 
fechtbaren Beschluss erfolgt. 

Zu Nummer 8 (§ 64 Abs. 7) 

Die Änderung ist eine Folgeregelung zu der Erweiterung des 
§ 55 Abs. 1 um die Nummer 10 (Berichtigung des Tatbestan- 
des des Urteils). Wegen der besonderen Bedeutung des lan- 
desarbeitsgerichtlichen Urteils für die Revision sollen die 
ehrenamtlichen Richter bei der Berichtigung des Tatbestan- 
des beteiligt werden. Die Beschränkung des Alleinentschei- 
dungsrechts des Vorsitzenden auf das erstinstanzliche Ver- 
fahren trägt zugleich dem Umstand Rechnung, dass die 
Entscheidung in der zweiten Instanz auch von den ehrenamt- 
lichen Richtern unterschrieben wird. Sie sollen deshalb an 
der Berichtigung des Tatbestandes des landesarbeitsgericht- 
lichen Urteils auch dann beteiligt sein, wenn die Berichti- 
gung außerhalb der mündlichen Verhandlung erfolgt. 

Zu Nummer 9 (§ 66 Abs. 2) 

Die Alleinentscheidungsbefugnis des Vorsitzenden wird auf 
die Verwerfung einer unzulässigen Berufung erweitert. Die 
Alleinentscheidung außerhalb der mündlichen Verhandlung 
dient der Verfahrensbeschleunigung und der Rechtsmittel- 
vereinfachung. Für eine Entscheidung der Kammer besteht 
kein sachliches Bedürfnis. Wie bei der Verwerfung eines 
unzulässigen Einspruchs gegen ein Versäumnisurteil oder 
einen Vollstreckungsbescheid ist zu berücksichtigen, dass 
bei der Verwerfung einer unzulässigen Berufung nicht mate- 
rielle Rechtsfragen, sondern formale Kriterien im Vorder- 
grund der Prüfung stehen. Eine Beteiligung der ehrenamt- 
lichen Richterinnen und Richter, die sich in der Prüfung 
einfacher prozessualer Fonnalien erschöpfen würde, ist da- 
her nicht geboten. 

Zu Nummer 10 (§ 85 Abs. 1) 

Folgeregelung zur Ergänzung des § 62 Abs. 1. 

Zu Nummer 11 (§ 89 Abs. 3) 

Die Alleinentscheidungsbefugnis des Vorsitzenden wird auf 
die Verwerfung einer unzulässigen Beschwerde im Be- 
schlussverfahren erweitert. Für eine Entscheidung der 
Kammer besteht kein sachliches Bedürfnis. Wie bei der 
Verwerfung eines unzulässigen Einspruchs gegen ein Ver- 
säumnisurteil oder einen Vollstreckungsbescheid ist zu be- 


rücksichtigen, dass bei der Verwerfung einer unzulässigen 
Beschwerde nicht materielle Rechtsfragen, sondern formale 
Kriterien im Vordergrund der Prüfung stehen. Eine Beteili- 
gung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter, die sich 
in der Prüfung einfacher prozessualer Formalien erschöpfen 
würde, ist daher nicht geboten. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Kündigungsschutz- 
gesetzes) 

Das Verfahren der nachträglichen Zulassung der Kündi- 
gungsschutzklage wird beschleunigt, die besondere Prozess- 
förderung im Kündigungsverfahren nach § 61a ArbGG ge- 
stärkt. Das Verfahren über die nachträgliche Klagezulassung 
wird mit dem Verfahren über die Klage verbunden. Das Ver- 
fahren wird dadurch insgesamt beschleunigt, weil über die 
nachträgliche Zulassung nicht gesondert entschieden werden 
muss. Beschleunigt wird das Verfahren auch in der Beru- 
fungsinstanz, weil das Landesarbeitsgericht stets auch in der 
Sache selbst entscheiden kann. Erscheint dem Arbeitsgericht 
zunächst eine Klärung über die nachträgliche Klagezulas- 
sung geboten, weil schwierige tatsächliche oder rechtliche 
Fragen zu klären sind, kann es gesondert über die nachträg- 
liche Zulassung durch Zwischenurteil entscheiden. Das Zwi- 
schenurteil kann mit dem gleichen Rechtsmittel angefochten 
werden wie das Endurteil über die Kündigungsschutzklage. 

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen ist die Berufung 
zum Landesarbeitsgericht und die Revision zum Bundesar- 
beitsgericht zulässig, weil über die nachträgliche Zulassung 
der Kündigungsschutzklage stets durch Urteil zu entschei- 
den ist. Die Revision zum Bundesarbeitsgericht ermöglicht 
eine bundeseinheitliche Rechtsanwendung und verbessert 
den Rechtsschutz des Einzelnen. 

Absatz 5 beschleunigt die Entscheidung des Landesarbeits- 
gerichts über den Antrag der nachträglichen Zulassung der 
Kündigungsschutzklage und führt damit zu einer Beschleu- 
nigung des gesamten Kündigungsschutzprozesses. Das Lan- 
desarbeitsgericht kann über den Antrag auch dann entschei- 
den, wenn dieser erstmals beim Landesarbeitsgericht gestellt 
wird oder das Arbeitsgericht nicht über den Antrag entschie- 
den hat, z. B. weil es die erhobene Kündigungsschutzklage 
für fristgemäß erachtet hat. Die Neuregelung vermeidet eine 
Zurückverweisung an das Arbeitsgericht, die zu einer erheb- 
lichen Verzögerung des Verfahrens führt. Auch das Landes- 
arbeitsgericht entscheidet über die nachträgliche Zulassung 
und die Kündigungsschutzklage in der Regel gemeinsam 
durch Urteil. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Es wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes, des Arbeits- 
gerichtsgesetzes und anderer Gesetze auf Bürokratiekosten, 
die durch Informationspflichten begründet werden, geprüft. 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden keine Informations- 
pflichten für Unternehmen, Bürger und Verwaltung einge- 
führt. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat daher im Rahmen sei- 
nes gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Re- 
gelungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 840. Sitzung am 20. Dezember 

2007 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 

Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zur Eingangsformel 

In der Eingangsformel sind nach dem Wort „hat“ die 
Wörter „mit Zustimmung des Bundesrates“ einzufugen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf sieht zur Entlastung der Sozialleis- 
tungsträger bei so genannten Massenwidersprüchen die 
Möglichkeit einer Bekanntgabe der Widerspruchsent- 
scheidung im Wege der öffentlichen Bekanntgabe vor 
(Artikel 1 Nr. 13). Dies begründet die Zustimmungsbe- 
dürftigkeit des Gesetzes nach Artikel 84 Abs. 1 Satz 6 in 
Verbindung mit Satz 5 GG. Der Entwurfsbegründung ist 
nämlich inzident zu entnehmen, dass der Bund ein beson- 
deres Bedürfnis nach bundeseinheitlicher Regelung an- 
nimmt und er den Ländern eine Abweichungsmöglichkeit 
versperren will. Zwar ist der Bundesgesetzgeber befugt, 
gestützt auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG (gerichtliches Ver- 
fahren), ein Vorverfahren als Sachurteilsvoraussetzung 
einzuführen (vgl. BVerfGE 35,65 <72> unter Hinweis auf 
BVerwGE 17, 246 <248>); gleichwohl kann das Vorver- 
fahren nicht — jedenfalls nicht mehr - in vollem Umfang 
dem Kompetenztitel „gerichtliches Verfahren“ zugewie- 
sen werden, da es zugleich auch verwaltungsverfahrens- 
rechtlichen Charakter hat (vgl. BVerwG, NVwZ 1987, 
S. 224 <225>). Jedenfalls nach der mit dem Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 
(BGBl. I S. 2034) vorgenommenen Änderung des Arti- 
kels 84 GG, die zwar auf Entflechtung der Bund- 
Länder-Beziehungen abzielt, zugleich aber auch die 
Organisationsgewalt der Länder im Bereich Behörden- 
und Verwaltungsorganisation stärken wollte, verbietet es 
sich, Regelungen über die Form der Bekanntgabe des 
Widerspruchsbescheides als Bestandteil der konkurrie- 
renden Gesetzgebungskompetenz aus Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 1 GG zu betrachten. 

2. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat hält eine nachhaltige Entlastung der Ge- 
richte der Sozialgerichtsbarkeit für dringend geboten. Die 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Änderungen 
des Verfahrensrechts erscheinen zwar grundsätzlich ge- 
eignet, einen Beitrag zur Entlastung der Gerichte der So- 
zialgerichtsbarkeit und zur Straffung der Verfahren zu 
leisten. Eine dauerhafte Entlastung der Sozialgerichtsbar- 
keit kann jedoch allein mit den im Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung vorgeschlagenen Maßnahmen nicht erreicht 
werden. Es ist vielmehr erforderlich, alle Ziel führenden 
Möglichkeiten auszuschöpfen, um die verfassungsrecht- 
liche Gewährleistung wirkungsvollen Rechtsschutzes in 
der Sozialgerichtsbarkeit nachhaltig sicherzustellen. Ge- 
boten sind daher - neben weitergehenden Änderungen des 


Sozialgerichtsgesetzes - auch strukturelle Änderungen, 
die den Ländern eine bedarfsgerechte Verteilung der 
knappen richterlichen Personalressourcen ermöglichen. 

Zur Erreichung dieser Ziele hat der Bundesrat mehrere 
Gesetzentwürfe beim Deutschen Bundestag eingebracht: 

- Entwurf eines Gesetzes zur Öffnung des Bundes- 
rechts für die Zusammenführung von Gerichten der 
Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit in 
den Ländern - Zusammenführungsgesetz - (Bundes- 
tagsdrucksache 16/1040); 

- Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundge- 
setzes (Artikel 92 und 108) (Bundestagsdrucksache 
16/1034); 

- Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Sozial- 
gerichtsgesetzes (Bundestagsdrucksache 16/1028); 

- Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Sozial- 
gerichtsgesetzes (Bundestagsdrucksache 16/3660). 

Die Gesetzentwürfe des Bundesrates lassen in ihrer Ge- 
samtheit erwarten, dass der gegenwärtigen Überlastung 
der Sozialgerichtsbarkeit dauerhaft begegnet und die 
Zahl und die Dauer der Verfahren deutlich verringert 
werden können. 

Die Zusammenführung der Gerichte der Verwaltungs- 
und Sozialgerichtsbarkeit ist der einzig Erfolg verspre- 
chende Weg, die dringend erforderliche nachhaltige und 
systemgerechte Flexibilisierung des Einsatzes des rich- 
terlichen Personals zu bewirken. 

Daneben sind weitere Änderungen des Verfahrensrechts 
erforderlich. Dazu gehören vor allem Änderungen der 
kostenrechtlichen Vorschriften des Sozialgerichtsgeset- 
zes, die es gestatten, von unterlegenen Beteiligten so- 
zialverträgliche Gerichtsgebühren in pauschalierter Form 
zu erheben (Bundestagsdrucksache 16/1028). 

Schließlich ist der Zugang zur Berufungsinstanz in ähn- 
licher Weise auszugestalten wie in der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit. Durch die Einführung einer Zulassungs- 
berufung, wie sie der Gesetzentwurf des Bundesrates auf 
Bundestagsdrucksache 16/3660 vorschlägt, muss ge- 
währleistet werden, dass nur die wirklich berufungswür- 
digen Fälle in die zweite Instanz gelangen. 

Im Übrigen empfiehlt der Bundesrat, das Gesetz ge- 
schlechtergerecht zu formulieren und einseitig männliche 
Formulierungen zu venneiden. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 10 Abs. 1 Satz 2 SGG), 

Nr. 9 (§ 31 Abs. 1 Satz 2 SGG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) lnNummer2§ 10 Abs. 1 Satz 2 sind die Wörter „Berg- 
bau können“ durch die Wörter „Bergbau und für Streit- 
sachen im internationalen und supranationalen Sozial- 
versicherungsrecht können jeweils“ zu ersetzen. 
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b) In Nummer 9 § 31 Abs. 1 Satz 2 sind die Wörter 
„Bergbau kann“ durch die Wörter „Bergbau und für 
Streitsachen im internationalen und supranationalen 
Sozialversicherungsrecht kann jeweils“ zu ersetzen. 

Begründung 

Mit Blick auf die wachsende Bedeutung des internationa- 
len und supranationalen Sozialversicherungsrechts gilt es, 
die diesbezügliche Fachkompetenz der nationalen Sozial- 
gerichtsbarkeit zu stärken und zu bündeln. Einen wesent- 
lichen Beitrag hierzu kann die Einrichtung von Fachkam- 
mem bei den Sozialgerichten und von F achsenaten bei den 
Landessozialgerichten für Angelegenheiten des interna- 
tionalen und supranationalen Sozialversicherungsrechts 
leisten. Damit kann zur Sicherung einer hohen Akzeptanz 
der einschlägigen Rechtsprechung, auch auf europäischer 
Ebene, beigetragen werden. Die Eröffnung der Möglich- 
keit, die Zuständigkeiten auf dem schwierigen Rechts- 
gebiet des internationalen und supranationalen Sozialver- 
sicherungsrechts zu bündeln, entspricht überdies dem 
Gebot eines ökonomischen Verfahrens. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe b (§ 29 Abs. 2 Nr. 2 SGG) 

In Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe b § 29 Abs. 2 Nr. 2 sind nach 
den Wörtern „Trägem der Sozialversicherung“ die Wör- 
ter „sowie den Kassenärztlichen und Kassenzahnärzt- 
lichen Vereinigungen“ einzufügen. 

Begründung 

Auch mit den Kassenärztlichen und Kassenzahnärztli- 
chen Vereinigungen (KV und KZV) gibt es diverse Streit- 
fragen, deren Beantwortung weitreichende rechtliche und 
finanzielle Folgen hat. Die erste Instanz bei den Sozialge- 
richten ist im Normalfall nicht Streit schlichtend. Mit der 
Ergänzung der KV und der KZV, die keine Träger der So- 
zialversicherung sind, sind dann auch aufsichtsrechtliche 
Streitigkeiten gemäß § 71 Abs. 4 Satz 2 SGB V vollstän- 
dig erfasst. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 57a Abs. 1 SGG) 

In Artikel 1 Nr. 12 § 57a Abs. 1 sind die Wörter „Ver- 
tragsarzt, der Vertragszahnarzt oder der Psychotherapeut 
seinen Sitz hat.“ durch die Wörter „Vertragsarztsitz, der 
Vertragszahnarztsitz oder der Psychotherapeutensitz 
liegt.“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es handelt sich um eine redaktionelle Präzisiemng. Die 
vorgesehene Neufassung hätte auf das Sozialgericht ab- 
gestellt, in dessen Bezirk der Vertragsarzt seinen Sitz hat. 
Diese Formulierung ist insofern missverständlich, als sie 
etwa in Zulassungssachen auf den Sitz des Zulassungsbe- 
werbers hindeutet. 

In zulassungsrechtlichen Streitigkeiten ist häufig die 
Möglichkeit einer Zulassung und damit die Erlangung ei- 
nes (weiteren) Vertragsarztsitzes umstritten. An den 
Streitigkeiten ist zum Teil kein bereits zugelassener Ver- 
tragsarzt beteiligt, sondern lediglich der Zulassungsbe- 
werber. Daher sollte in diesem Punkt die bisherige Fas- 
sung von § 57a SGG beibehalten werden, die auf das 
Sozialgericht abstellt, in dessen Bezirk der streitbefange- 
ne Vertragsarztsitz liegt. Dadurch werden Schwierigkei- 


ten vermieden, die entstehen können, wenn sich mehrere 
Ärzte um eine freie Vertragsarztstelle bewerben und je- 
weils vor dem Gericht ihres Wohn- oder bereits bestehen- 
den Vertragsarztsitzes klagen könnten. Die Vorschrift be- 
wirkt, dass ein mit den örtlichen Verhältnissen vertrautes 
Gericht entscheidet. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 12a - neu - (§ 73 SGG) 

ln Artikel 1 ist nach Nummer 12 folgende Nummer 12a 
einzufügen: 

,12a. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Vor Absatz 1 werden folgende Absätze 0 1 bis 
03 eingefügt: 

„(01) Vor dem Bundessozialgericht und 
dem Landessozialgericht muss sich jeder Be- 
teiligte, soweit er einen Antrag stellt, durch 
einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Das 
gilt auch für die Einlegung der Revision sowie 
der Beschwerde gegen deren Nichtzulassung 
und der Beschwerde in Fällen des § 17a Abs. 4 
Satz 4 des Gerichtsverfassungsgesetzes und 
für den Antrag auf Zulassung der Bemfung 
sowie für Beschwerden und sonstige Neben- 
verfahren, bei denen in der Hauptsache Vertre- 
tungszwang besteht, mit Ausnahme der Be- 
schwerden gegen Beschlüsse im Verfahren der 
Prozesskostenhilfe. 

(02) Als Bevollmächtigte sind die Mitglieder 
und Angestellten von Gewerkschaften, von 
selbständigen Vereinigungen von Arbeitneh- 
mern mit sozial- oder berufspolitischer Zweck- 
setzung, von Vereinigungen von Arbeitgebern, 
von berufsständischen Vereinigungen der 
Landwirtschaft und von den in § 14 Abs. 3 
Satz 2 genannten Vereinigungen zugelassen, 
sofern sie kraft Satzung oder Vollmacht zur 
Prozessvertretung befugt sind. Gleiches gilt für 
Bevollmächtigte, die als Angestellte juristi- 
scher Personen, deren Anteile sämtlich im 
wirtschaftlichen Eigentum einer der in Satz 1 
genannten Organisationen stehen, handeln, 
wenn die juristische Person ausschließlich die 
Rechtsberatung und Prozessvertretung der 
Mitglieder der Organisation entsprechend de- 
ren Satzung durchführt und wenn die Vereini- 
gung für die Tätigkeit der Bevollmächtigten 
haftet. Jeder Rechtsanwalt ist ebenfalls als Be- 
vollmächtigter vor dem Bundessozialgericht 
und dem Landessozialgericht zugelassen. 

(03) Juristische Personen des öffentlichen 
Rechts, Behörden, Vereinigungen im Sinne 
des § 14 Abs. 3 Satz 2, Gewerkschaften und 
private Pflegeversicherungsuntemehmen kön- 
nen sich auch durch Beamte oder Angestellte 
mit Befähigung zum Richteramt, Diplomjuris- 
ten sowie sonstige Mitarbeiter, die kraft Voll- 
macht oder Satzung zur Prozessvertretung zu- 
gelassen sind, Gebietskörperschaften auch 
durch zur Prozessvertretung bevollmächtigte 
Mitarbeiter der zuständigen Aufsichtsbehörde 
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oder des jeweiligen kommunalen Spitzenver- 
bandes des Landes, dem sie als Mitglied zuge- 
hören, vertreten lassen.“ 

b) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefugt: 

„Durch Beschluss kann angeordnet werden, 
dass ein Bevollmächtigter bestellt werden 
muss.“ 

c) In Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefugt: 

„Durch Beschluss kann angeordnet werden, 
dass ein Beistand hinzugezogen werden 
muss.“ ‘ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung des § 73 SGG entspricht 
weitgehend § 67 Abs. 1 Satz 2 VwGO. Dies dient zum 
einen dem Gesichtspunkt der Vereinheitlichung von So- 
zialgerichtsgesetz und Verwaltungsgerichtsordnung und 
ist zum anderen deshalb sinnvoll, weil sich die Vorschrif- 
ten der Verwaltungsgerichtsordnung in der Praxis bewährt 
haben. Die Norm führt dabei aber nur die im Sozialge- 
richtsgesetz bestehenden Rechtsbehelfe an: § 119 SGG 
kennt anders als § 99 Abs. 2 VwGO keinen Beschluss des 
Gerichts zur Vorlagepflicht einer Behörde, daher fehlt eine 
Regelung des Vertretungszwangs für den entsprechenden 
Rechtsbehelf. Die Beschwerde im Prozesskostenhilfever- 
fahren bleibt vom Vertretungszwang befreit. 

Im Unterschied zur entsprechenden Regelung in der 
VwGO ist klargestellt, dass sich der Vertretungszwang 
auch auf die Einlegung der Beschwerde bezieht; wegen 
der nicht eindeutigen Formulierung des § 67 VwGO ist 
diese Frage dort streitig. 

Personell erstreckt sich der Vertretungszwang auf die Be- 
teiligten (§ 69 SGG), also auch auf Beigeladene, sofern 
diese einen Antrag stellen. Er gilt nicht für Körperschaf- 
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts bzw. Behörden 
und Verbände, diese haben ein Selbstvertretungsrecht 
(vgl. BSGE 36, 234; 2, 159). Sie sind in der Lage, sich 
durch einen sachkundigen und erfahrenen Beamten oder 
Angestellten vertreten zu lassen, was in Absatz 02 noch- 
mals ausdrücklich ausgesprochen wird. 

Die bisherige Vorschrift des § 166 SGG über den Vertre- 
tungszwang vor dem Bundessozialgericht müsste daher 
aufgehoben werden. Sämtliche Vorschriften über den 
Vertretungszwang in der Sozialgerichtsbarkeit finden 
sich dann in der allgemeinen Vorschrift des § 73 SGG im 
Abschnitt „Gemeinsame Verfahrensvorschriften“. 

Die Regelung des § 73 Abs. 1 Satz la - neu - SGG dient 
der Anpassung des Sozialprozessrechts an das Verwal- 
tungsprozessrecht (vgl. dort § 67 Abs. 2 Satz 2 VwGO). 
Sie ermöglicht es dem Gericht, durch Beschluss die Be- 
stellung eines Bevollmächtigten anzuordnen. Hierzu 
kann Anlass bestehen, wenn der Beteiligte zu sachgemä- 
ßem Vortrag nicht fähig erscheint. 

Die Regelung des § 73 Abs. 5 Satz la - neu - SGG dient 
ebenfalls der Anpassung an das Verwaltungsprozessrecht 
(vgl. dort auch § 67 Abs. 2 Satz 2 VwGO). Sie ermög- 
licht es dem Gericht, durch Beschluss die Hinzuziehung 
eines Beistandes anzuordnen. Hierzu kann Anlass beste- 


hen, wenn der Beteiligte nicht in der Lage erscheint, in 
der mündlichen Verhandlung sachgemäße Erklärungen 
abzugeben. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 92 Abs. 1 SGG) 

In Artikel 1 Nr. 15 § 92 Abs. 1 sind die Sätze 2 und 3 
durch folgenden Satz zu ersetzen: 

„Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.“ 

Begründung 

Die in § 92 Abs. 1 Satz 2 und 3 SGG-E im Gegensatz 
zum Referentenentwurf enthaltenen Zusätze „Zur Be- 
zeichnung des Beklagten genügt die Angabe der Behör- 
de.“, „... und von dem Kläger oder einer zu seiner Ver- 
tretung befugten Person mit Orts- und Zeitangabe 
unterzeichnet sein.“ sind zu streichen. Die auch in der Be- 
gründung des Gesetzentwurfes zum Teil zum Ausdruck 
gebrachte Parallelität mit den Vorschriften der Verwal- 
tungsgerichtsordnung sollte bei den Normen, bei denen 
Änderungen vorgenommen werden, konsequent durch- 
gehalten werden. Hier bestehen keine spezifischen Diffe- 
renzen zwischen dem sozial- und verwaltungsgericht- 
lichen Verfahren, die eine unterschiedliche Formulierung 
rechtfertigten. Wie jede Willenserklärung unterliegt auch 
die Klageschrift der Auslegung nach allgemeinen Grund- 
sätzen; im Zweifel ist nach dem verfassungsrechtlichen 
Gebot der Effektivität des Rechtsschutzes ein Schriftsatz 
zu Gunsten des Klägers in dem Sinne zu verstehen, der 
für ihn nach dem erkennbaren Rechtsschutzziel am ehes- 
ten zum Erfolg führt. Beklagter ist danach, wer erkennbar 
gemeint ist. Im Zweifel sind zur ergänzenden Auslegung 
einer Klageschrift auch angefochtene oder in Bezug ge- 
nommene Bescheide heranzuziehen. Es genügt eine zur 
Identifikation des Beklagten ausreichende allgemeine 
Bezeichnung (vgl. hierzu Kopp/Schenke, VwGO 
15. Auflage, § 82 Rn. 1, 5). § 92 Abs. 1 Satz 2 SGG-E ist 
danach überflüssig. 

Gleiches gilt auch für § 92 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 
SGG-E. Bei dem Erfordernis der Unterzeichnung der Kla- 
ge handelt es sich lediglich um eine „Soll-Vorschrift“, so 
dass diese Regelung als gesetzlicher Formalismus er- 
scheint. Bereits § 90 SGG macht mit der Formulierung 
„schriftlich“ deutlich, dass die Klage eigenhändig unter- 
schrieben sein muss. Eine fehlende Unterschrift macht die 
Klage nicht von vornherein unwirksam. Aus dem Schrift- 
stück muss sich ergeben, wer Klage erhoben hat; zudem 
dürfen keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Kla- 
ge ohne Willen des Klägers in den Verkehr gelangt ist. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 17 Buchstabe c (§ 102 Abs. 2, 3, 4 

- neu - SGG) 

Artikel 1 Nr. 17 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen: 

,c) Die folgenden Absätze 2 bis 4 werden angefügt: 

„(2) Die Zurücknahme nach Stellung der Anträge 
in der mündlichen Verhandlung setzt die Einwilli- 
gung des Beklagten voraus. Die Einwilligung gilt als 
erteilt, wenn der Klagerücknahme nicht innerhalb 
von zwei Wochen seit Zustellung des die Rücknahme 
enthaltenden Schriftsatzes widersprochen wird; das 
Gericht hat auf diese Folge hinzuweisen. 
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(3) Die Klage gilt als zurückgenommen, wenn der 
Kläger das Verfahren trotz Aufforderung des Ge- 
richts länger als zwei Monate nicht betreibt. Die Ab- 
sätze 1 und 2 gelten entsprechend. Der Kläger ist in 
der Aufforderung auf die sich aus Satz 1 ergebende 
Rechtsfolge hinzuweisen. 

(4) Ist die Klage zurückgenommen oder gilt sie 
als zurückgenommen, so stellt das Gericht das Ver- 
fahren auf Antrag durch Beschluss ein und entschei- 
det über Kosten, soweit diese entstanden sind. Der 
Beschluss ist unanfechtbar.“ ‘ 

Begründung 

Der im Gesetzentwurf im Gegensatz zum Referenten- 
entwurf nicht enthaltene Absatz zur Einwilligung des 
Beklagten in der mündlichen Verhandlung ist in das 
Gesetz aufzunehmen (Absatz 2). Die auch in der Be- 
gründung des Gesetzentwurfes zum Teil zum Ausdruck 
gebrachte Parallelität mit den Vorschriften der Verwal- 
tungsgerichtsordnung sollte bei den Normen, bei denen 
Änderungen vorgenommen werden, konsequent durch- 
gehalten werden. Hier sind spezifische Differenzen 
zwischen dem sozial- und verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren, die eine unterschiedliche Formulierung 
rechtfertigten, nicht ersichtlich. Dies gilt insbesondere 
auch für die Frist von zwei Monaten in § 102 Abs. 3 
SGG-E in der Fassung des Antrags. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 18 Buchstabe b (§ 104 Satz 6 SGG) 

ln Artikel 1 Nr. 18 Buchstabe b § 104 Satz 6 sind der 
abschließende Punkt zu streichen und folgende Wörter 
anzufügen: 

„und die Akten beim Verwaltungsträger nicht nur als 
elektronische Dokumente vorliegen.“ 

Begründung 

Die Ergänzung trägt dem Umstand Rechnung, dass 
einige Versicherungsträger keine Papierakten mehr füh- 
ren, sondern ganz auf die elektronische Aktenführung 
setzen. Die Originaldokumente werden in diesen Fällen 
nach der elektronischen Erfassung vernichtet. Mit der 
vorgeschlagenen Ergänzung der in Artikel 1 Nr. 18 
Buchstabe b vorgesehenen Regelung wird klargestellt, 
dass diese Versicherungsträger an ihrer Praxis festhal- 
ten können und durch die Änderung von § 104 SGG 
nicht veranlasst sind, künftig für den Fall Papierakten 
zu führen, dass das Gericht die Übersendung der Origi- 
nalverwaltungsakten wünscht. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 18a - neu - (§ 105 Abs. 2 SGG), 

Nr. 23a - neu - (§ 143 SGG), 

Nr. 24 (§ 144 SGG), 

Nr. 25 (§ 145 SGG), 

Nr. 25a - neu - (§§ 151, 152 SGG), 

Nr. 26 (§ 153 Abs. 4, 5 - neu - SGG), 
Nr. 26a - neu - (§ 154 Abs. 1, 2 SGG), 
Nr. 34 - neu - (§ 207 SGG), 

Artikel 2a - neu - (Kostenverzeichnis zu § 3 Abs. 2 
GKG) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 


aa) Nach Nummer 18 ist folgende Nummer 18a 
einzufügen: 

,18a. § 105 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Beteiligten können innerhalb 
eines Monats nach Zustellung des Ge- 
richtsbescheides 

1 . Berufung einlegen, wenn sie zugelas- 
sen worden ist (§ 145), 

2. Zulassung der Berufung oder münd- 
liche Verhandlung beantragen; wird 
von beiden Rechtsbehelfen Gebrauch 
gemacht, findet mündliche Verhand- 
lung statt, 

3. Revision einlegen, wenn sie zugelas- 
sen worden ist, 

4. Nichtzulassungsbeschwerde einlegen 
oder mündliche Verhandlung bean- 
tragen, wenn die Revision nicht zu- 
gelassen worden ist; wird von beiden 
Rechtsbehelfen Gebrauch gemacht, 
findet mündliche Verhandlung statt, 

5. mündliche Verhandlung beantragen, 
wenn ein Rechtsmittel nicht gegeben 
ist.“ 1 

bb) Nach Nummer 23 ist folgende Nummer 23a 
einzufügen: 

„23a. § 143 wird aufgehoben.“ 

cc) Die Nummern 24 bis 26 sind durch folgende 
Nummern 24 bis 26a zu ersetzen: 

,24. § 144 wird wie folgt gefasst: 

„§ 144 

(1) Gegen die Urteile der Sozialge- 
richte steht den Beteiligten die Berufung 
zu, wenn sie von dem Sozialgericht oder 
auf Antrag durch Beschluss des Landes- 
sozialgerichts zugelassen wird. 

(2) Die Berufung ist nur zuzulassen, 
wenn 

1 . ernstliche Zweifel an der Richtigkeit 
des Urteils bestehen, 

2. die Rechtssache besondere tatsächli- 
che oder rechtliche Schwierigkeiten 
aufweist, 

3. die Rechtssache grundsätzliche Be- 
deutung hat, 

4. das Urteil von einer Entscheidung des 
Landessozialgerichts, des Bundesso- 
zialgerichts, des gemeinsamen Senats 
der obersten Gerichtshöfe des Bun- 
des oder des Bundesverfassungsge- 
richts abweicht und auf dieser Ab- 
weichung beruht oder 

5. ein der Beurteilung des Berufungsge- 
richts unterliegender Verfahrensman- 
gel geltend gemacht wird und vor- 
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liegt, auf dem die Entscheidung 

beruhen kann. 

(3) Die Berufung ist ausgeschlossen, 
wenn es sich um die Kosten des Verfah- 
rens handelt.“ 

25. § 145 wird wie folgt gefasst: 

„§ 145 

(1) Das Sozialgericht lässt die Beru- 
fung in dem Urteil zu, wenn die Gründe 
des § 144 Abs. 2 Nr. 3 oder 4 vorliegen. 
Das Landessozialgericht ist an die Zulas- 
sung gebunden. Zu einer Nichtzulassung 
der Berufung ist das Sozialgericht nicht 
befugt. 

(2) Die Berufung ist, wenn sie von 
dem Sozialgericht zugelassen worden 
ist, innerhalb eines Monats nach Zustel- 
lung des vollständigen Urteils bei dem 
Sozialgericht einzulegen. Die Berufung 
muss das angefochtene Urteil bezeich- 
nen. 

(3) Die Berufung ist in den Fällen des 
Absatzes 2 innerhalb von zwei Monaten 
nach Zustellung des vollständigen Ur- 
teils zu begründen. Die Begründung ist, 
sofern sie nicht zugleich mit der Einle- 
gung der Berufung erfolgt, bei dem Lan- 
dessozialgericht einzureichen. Die Be- 
gründungsfrist kann auf einen vor ihrem 
Ablauf gestellten Antrag von dem Vor- 
sitzenden des Senats verlängert werden. 
Die Begründung muss einen bestimmten 
Antrag enthalten sowie die im Einzelnen 
anzuführenden Gründe der Anfechtung 
(Berufungsgründe). Mangelt es an einem 
dieser Erfordernisse, so ist die Berufung 
unzulässig. 

(4) Wird die Berufung nicht in dem 
Urteil des Sozialgerichts zugelassen, so 
ist die Zulassung innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des vollständigen Ur- 
teils zu beantragen. Der Antrag ist bei 
dem Sozialgericht zu stellen. Er muss 
das angefochtene Urteil bezeichnen. In- 
nerhalb von zwei Monaten nach Zustel- 
lung des vollständigen Urteils sind die 
Gründe darzulegen, aus denen die Beru- 
fung zuzulassen ist. Die Begründung ist, 
sofern sie nicht zugleich mit der Antrag- 
stellung erfolgt, bei dem Landessozial- 
gericht einzureichen. Die Stellung des 
Antrags hemmt die Rechtskraft des Ur- 
teils. 

(5) Über den Antrag entscheidet das 
Landessozialgericht durch Beschluss. 
Die Berufung ist zuzulassen, wenn einer 
der Gründe des § 144 Abs. 2 dargelegt 
ist und vorliegt. Der Beschluss soll kurz 
begründet werden. Mit der Ablehnung 


des Antrags wird das Urteil rechtskräf- 
tig. Lässt das Landessozialgericht die 
Berufung zu, wird das Antragsverfahren 
als Berufungsverfahren fortgesetzt; der 
Einlegung einer Berufung bedarf es 
nicht. 

(6) Die Berufung ist in den Fällen des 
Absatzes 5 innerhalb eines Monats nach 
Zustellung des Beschlusses über die Zu- 
lassung der Berufung zu begründen. Die 
Begründung ist bei dem Landessozialge- 
richt einzureichen. Absatz 3 Satz 3 bis 5 
gilt entsprechend.“ 

25a. Die §§ 151 und 152 werden aufgehoben. 

26. § 153 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden die Wörter 
„, außer in den Fällen des § 105 
Abs. 2 Satz 1,“ gestrichen. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Der Senat kann in den Fällen 
des § 195 Abs. 2 Satz 1 durch Be- 
schluss die Berufung dem Berichter- 
statter übertragen, der zusammen mit 
den ehrenamtlichen Richtern ent- 
scheidet.“ 

26a. ln § 154 Abs. 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „die Beschwerde“ durch die 
Wörter „der Antrag auf Zulassung der 
Berufung“ ersetzt. 1 

dd) Folgende Nummer 34 ist anzufügen: 

,34. § 207 wird wie folgt gefasst: 

„§ 207 

(1) Die Zulässigkeit der Berufung 
richtet sich nach dem bis zum . . . [einset- 
zen: Datum des Tages vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes] geltenden Recht, 
wenn vor dem . . . [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] 

1. die mündliche Verhandlung, auf die 
das anzufechtende Urteil ergeht, ge- 
schlossen worden ist, 

2. in Verfahren ohne mündliche Ver- 
handlung die Geschäftsstelle zum 
Zwecke der Zustellung die anzufech- 
tende Entscheidung an die Parteien 
herausgegeben hat. 

(2) ln Verfahren über Klagen, die vor 
dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes] erhoben worden 
sind oder für die eine Klagefrist vor die- 
sem Tage begonnen hat, sowie in Verfah- 
ren über Rechtsmittel gegen gerichtliche 
Entscheidungen, die vor dem . . . [einset- 
zen: Datum des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes] verkündet oder von Amts wegen 
an Stelle einer Verkündung zugestellt 
worden sind, gelten für die Prozessver- 
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tretung der Beteiligten die bis dahin gel- 
tenden Vorschriften. 

(3) Hat das Gericht vor dem . . . [ein- 
setzen: Datum des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes] angeordnet, dass ein Beteilig- 
ter nach § 109 Abs. 1 Satz 2 Kosten vor- 
zuschießen beziehungsweise vorbehalt- 
lich einer anderen Entscheidung des 
Gerichts endgültig zu tragen hat, so be- 
hält diese Anordnung ihre Wirkung. 1 “ 

b) Nach Artikel 2 ist folgender Artikel 2a einzufügen: 

.Artikel 2a 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Anlage 1 (Kostenverzeichnis) zu § 3 Abs. 2 des 
Gerichtskostengesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. 1 
S. 718), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . In der Gliederung, Teil 7, Hauptabschnitt 1 wird 
die Bezeichnung von Abschnitt 2 wie folgt ge- 
fasst: 

„Abschnitt 2 Zulassung und Durchführung der 
Berufung“. 

2. Teil 7 wird wie folgt geändert: 

a) Hauptabschnitt 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Abschnitt 1 wird nach Nummer 7111 
folgende Nummer 7112 eingefügt: 

„7112 Beendigung des gesamten Verfah- 
rens durch Urteil nach § 136 
Abs. 4 SGG 2,0“. 

bb) Abschnitt 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Überschrift wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Abschnitt 2 

Zulassung und Durchführung 
der Berufung“. 

bbb) Nach Nummer 7122 werden fol- 
gende Nummern 7123, 7124 und 
7125 eingefügt: 

„7123 Beendigung des gesamten 
Verfahrens durch Urteil 
nach § 136 Abs. 4 
SGG 3,0 

7124 Verfahren über die Zulas- 
sung der Berufung: 

Soweit der Antrag abge- 
lehnt wird 1,5 

7125 Verfahren über die Zulas- 
sung der Berufung: 

Soweit der Antrag zurück- 
genommen oder das 
Verfahren durch ander- 
weitige Erledigung been- 
det wird 0,75 


Die Gebühr entsteht nicht, 
soweit die Berufung zuge- 
lassen wird.“ 

cc) ln Abschnitt 3 wird nach Nummer 7132 
folgende Nummer 7133 eingefugt: 

„7133 Beendigung des gesamten Verfah- 
rens durch Urteil nach § 136 
Abs. 4 SGG 4,0“. 

b) In Hauptabschnitt 5 werden die Nummern 
7500 und 7501 aufgehoben. 1 

Begründung 

Zu Artikel 1 Nr. 18a - neu - (§ 105 Abs. 2 SGG) 

Die Neuregelung passt die Vorschrift an die entspre- 
chende Regelung der VwGO (§ 84 Abs. 2) an. Dies ist 
notwendige Folge der Einführung der Zulassungsberu- 
fung und dient zudem der Vereinheitlichung der Verfah- 
rensordnungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 23a - neu - (§ 143 SGG) 

Die Regelung des § 143 wird durch die generelle Ein- 
führung einer Zulassungsberufung überflüssig und fällt 
weg. 

Zu Artikel 1 Nr. 24 (§ 144 SGG) 

Die Vorschrift ist dem § 124 VwGO nachempfunden. 
Zukünftig soll die Berufung bzw. der Antrag auf deren 
Zulassung zunächst beim Sozialgericht gestellt werden. 
Dies entspricht der Verfahrensweise im Verwaltungsge- 
richtsverfahren und ist im Sinne der Entlastung der 
Landessozialgerichte sowie einer Harmonisierung des 
Sozialgerichtsgesetzes mit der Verwaltungsgerichtsord- 
nung sinnvoll. Die Vorschrift bezieht sich auf alle Urtei- 
le, also auch etwa auf solche im Sinne des § 130 SGG. 

Absatz 2 beschränkt die Zulassung auf die bereits in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit erfahrungsgemäß vorkom- 
menden Fälle, in denen eine Berufung erforderlich er- 
scheint. 

Der bisherige Absatz 3 der Vorschrift kann wegfallen, 
da sein Regelungsgehalt in den neu gefassten § 145 auf- 
genommen wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 145 SGG) 

Die Vorschrift ist § 124a VwGO nachempfunden. Sie 
nonniert, dass die Berufung bzw. der Antrag auf deren 
Zulassung stets beim Sozialgericht zu stellen ist. Das 
Sozialgericht wird damit wie im Verwaltungsgerichts- 
verfahren zur Eingangsstation für das zweitinstanzliche 
Verfahren. Wie dort leitet es die Akten sodann ohne 
Verzögerung an das Landessozialgericht weiter; das er- 
spart einen Aktenanforderungsvorgang. 

Auch die Fristen zur Berufungsbegründung sind der 
Verwaltungsgerichtsordnung angeglichen worden. 

In Absatz 4 Satz 5 ist zusätzlich klargestellt, dass die 
Begründung des Antrags auf Zulassung der Berufung 
regelmäßig direkt beim Landesozialgericht erfolgen 
muss, was wiederum einen Übersendungsvorgang er- 
spart. Insofern liegt eine Abweichung zur Regelung der 
VwGO vor. 
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11. Zu Artikel 1 Nr. 20 (§ 1 09 SGG) 


Der Regelungsgehalt des § 144 Abs. 3 SGG wird in 
§ 145 Abs. 1 SGG-E mit aufgenommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 25a-neu-(§§ 151, 152 SGG) 

Da die Berufung bzw. der Antrag auf deren Zulassung 
künftig beim Sozialgericht zu stellen ist, besteht für die 
Vorschriften kein Anwendungsbereich mehr. Die Ein- 
führung des Vertretungszwangs in der zweiten Instanz 
macht es überflüssig, dem Kläger die nach bisherigem 
Recht in § 151 Abs. 1 und 2 SGG bestehende Möglich- 
keit zu erhalten, die Berufung entweder beim Sozialge- 
richt oder beim Landessozialgericht einzureichen. 

Der Regelungsgehalt des § 1 5 1 SGG (Berufungseinle- 
gung, Frist, Form) wird von § 145 Abs. 2 und 3 SGG-E 
in der oben vorgeschlagenen Fassung abgedeckt. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 (§ 153 Abs. 4, 5 SGG) 

§ 153 Abs. 4 SGG regelt die Zurückweisung der Beru- 
fung durch einstimmigen Beschluss. Da sie bisher auf 
§ 105 Abs. 2 SGG Bezug nimmt, muss sie angepasst 
werden. Dies wird zum Anlass genommen, die Be- 
schlusszurückweisung in Abweichung zur bisherigen 
Rechtslage auch dann zuzulassen, wenn in der ersten 
Instanz durch Gerichtsbescheid entschieden wurde. 

Dies entspricht der Rechtslage in der Verwaltungsge- 
richtsordnung (dort § 130a) und dient der Verfahrens- 
beschleunigung. Rechtliche Bedenken im Hinblick auf 
die Entscheidung ohne mündliche Verhandlung beste- 
hen schon deshalb nicht, weil der Unterlegene in erster 
Instanz nach Gerichtsbescheid mündliche Verhandlung 
beantragen kann und eine mündliche Verhandlung in 
zweiter Instanz nicht erforderlich ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 26a - neu - (§ 154 SGG) 

Redaktionelle Folgeänderungen infolge des Wegfalls 
der Beschwerde nach § 144 Abs. 1 SGG. 

Zu Artikel 1 Nr. 34 - neu - (§ 207 SGG) 

ln § 207 SGG-E werden die Übergangsvorschriften ge- 
regelt. Es wird bestimmt, auf welche Verfahren die neu- 
en Vorschriften über die Zulassungsberufung und den 
Vertretungszwang Anwendung zu finden haben. Ferner 
wird klargestellt, dass auch nach Streichung des Hin- 
weises auf § 109 in § 183 SGG bereits gerichtlich ange- 
ordnete Kostenübemahmen und Kostenvorschüsse 
nach § 109 wirksam bleiben; dies ist für Fälle erforder- 
lich, in welchen noch vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nach § 109 SGG verfahren wurde, der Rechts- 
streit aber noch nicht beendet ist. Hinsichtlich der 
Präklusionsvorschriften bedurfte es keiner Übergangs- 
regelungen. 

Zu Artikel 2a - neu - (Kostenverzeichnis zu § 3 Abs. 2 
GKG) 

Es handelt sich zum einen um redaktionelle Folgeände- 
rungen, die sich an die Änderungen der §§ 144 und 145 
SGG durch Artikel 1 Nr. 24 und 25 anschließen. Zum 
anderen handelt es sich um Änderungen, mit denen für 
die Verfahrensbeteiligten finanzielle Anreize geschaf- 
fen werden, es dem Gericht zu ermöglichen, von der 
schriftlichen Begründung eines in der mündlichen Ver- 
handlung verkündeten Urteils abzusehen. 


Artikel 1 Nr. 20 ist wie folgt zu fassen: 

„20. § 109 wird aufgehoben.“ 

Begründung 

§ 109 SGG gibt den Verfahrensbeteiligten das Recht, 
einen bestimmten Arzt gutachterlich hören zu lassen, 
obwohl das Gericht das im Rahmen seiner Amtsaufklä- 
rung nicht für nötig hält. Die Vorschrift ist geeignet, im 
Einzelfall erhebliche Verfahrensverzögerungen hervor- 
zurufen, zumal entsprechende Anträge der Beteiligten 
nur unter äußerst engen Voraussetzungen abgelehnt 
werden können. Sie stellt zudem eine systemwidrige 
Durchbrechung des das SGG beherrschenden Amtsauf- 
klärungsgrundsatzes dar. Entsprechende Regelungen 
finden sich in keiner anderen Verfahrensordnung. 

Die Vorschrift sollte daher aufgehoben werden. Die 
Beteiligten sind durch den Amtsaufklärungsgrundsatz 
hinreichend geschützt. Sie haben weiterhin die Mög- 
lichkeit, Ärzte ihres Vertrauens als Privatgutachter hin- 
zuzuziehen beziehungsweise das von diesen Ärzten er- 
langte Wissen in anderer Form in den Rechtsstreit 
einzubringen. 

Erfahrungen der Ziviljustiz in der vergleichbaren Mate- 
rie des Arzthaftungsrechts zeigen, dass es einer solchen 
Vorschrift durchaus nicht bedarf. Dabei ist sogar noch 
zu beachten, dass im Zivilprozess der Amtsermittlungs- 
grundsatz nicht gilt (wenngleich die Rechtsprechung 
für den Bereich der Arzthaftung sehr weitreichende 
Amtsaufklärungserfordernisse fordert) und zudem die 
Anforderungen an Darlegung und Nachweis eines ärzt- 
lichen Verschuldens in aller Regel deutlich höher sein 
werden als die Anforderungen an die Begründetheit ei- 
ner Klage beim Sozialgericht, in der regelhaft kein Ver- 
schuldensnachweis zu erbringen ist, sondern es nur auf 
die Feststellung eines gewissen Gesundheitszustandes 
ankommt. 

Als Folge 

wären § 73a Abs. 3 SGG aufzuheben und § 160 Abs. 2 
Nr. 3 und § 1 83 Satz 4 SGG zu ändern. 

12. Zu Artikel 2 Nr. la - neu - (§ 46 Abs. 2 Satz 2, 4 

- neu - ArbGG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 1 folgende Nummer la 
einzufügen: 

,1a. § 46 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter über die Ent- 
scheidung ohne mündliche Verhandlung 
(§ 128 Abs. 2 der Zivilprozessordnung)“ ge- 
strichen. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 128 Abs. 2 der Zivilprozessordnung findet 
nach Durchführung der Güteverhandlung 
Anwendung. 1 “ 

Begründung 

§ 46 Abs. 2 Satz 2 ArbGG schließt in seiner derzeitigen 
Fassung die Entscheidung ohne mündliche Verhand- 
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lung (§ 128 Abs. 2 ZPO) im erstinstanzlichen Urteils- 
verfahren aus. Dies gilt selbst dann, wenn beide Partei- 
en mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren 
einverstanden sind. Hingegen ist im Beschlussverfah- 
ren trotz des dort geltenden Amtsermittlungsgrundsat- 
zes in § 83 Abs. 4 Satz 3 ArbGG vorgesehen, dass mit 
Einverständnis der Beteiligten das Arbeitsgericht ohne 
mündliche Verhandlung entscheiden kann. 

Um einerseits dem Mündlichkeitsprinzip Rechnung zu 
tragen und andererseits den Parteien zur Vereinfachung 
des Verfahrens mit ihrer Zustimmung eine Entschei- 
dung ohne weitere mündliche Verhandlung zu ermög- 
lichen, wird § 46 Abs. 2 dahingehend geändert, dass 
§ 128 Abs. 2 ZPO nach Durchführung der Gütever- 
handlung Anwendung findet. 

Hierdurch wird gewährleistet, dass der Rechtsstreit zu- 
mindest einmal mit den Parteien mündlich erörtert 
wird. Nach Durchführung der Güteverhandlung kann 
das Arbeitsgericht eine Entscheidung ohne mündliche 
Verhandlung treffen, wenn beide Parteien hierzu ihre 
Zustimmung erteilen. Auf diese Weise kann insbeson- 
dere dann, wenn die Sach- und Rechtslage einfach ge- 
lagert ist oder wenn die Parteien eine weite Anreise zum 
Gerichtsort in Kauf nehmen müssen, das Verfahren pro- 
zessökonomisch fortgesetzt werden. 

13. Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 48 ArbGG), 

Nr. 6 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe Oec - neu - (§ 55 Abs. 1 ArbGG) 

Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 5 ist wie folgt zu fassen: 

,5. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Für die Zulässigkeit des Rechtswegs 
und der Verfahrensart sowie für die sach- 
liche und örtliche Zuständigkeit gelten die 
§§ 17 bis 1 7b des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes mit der Maßgabe entsprechend, dass Be- 
schlüsse entsprechend § 17a Abs. 2 und 3 
des Gerichtsverfassungsgesetzes über die 
örtliche Zuständigkeit unanfechtbar sind.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la 
eingefügt: 

„(la) <wie Gesetzentwurf^.'“ 

b) ln Nummer 6 Buchstabe a ist nach Doppelbuchsta- 
be bb folgender Doppelbuchstabe bbj einzufügen: 

.bb^ Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. über die örtliche Zuständigkeit sowie über 
die Zulässigkeit des Rechtswegs und der 
Verfahrensart;“. ‘ 

Begründung 

Die Alleinentscheidungsbefugnis des Vorsitzenden soll 
auch auf die Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Rechtswegs und der Verfahrensart erstreckt werden. 

§ 55 Abs. 1 Nr. 7 ArbGG sieht für die Entscheidung 
über die örtliche Zuständigkeit eines Arbeitsgerichts 


ausdrücklich das Alleinentscheidungsrecht des Vorsit- 
zenden vor. Anders verhält es sich bei der Entscheidung 
über die Zulässigkeit des Rechtswegs und der Verfah- 
rensart. Hierüber hat nach § 48 Abs. 1 Nr. 2 ArbGG 
stets die Kammer zu entscheiden. 

Ebenso wie die Entscheidung über die örtliche Zustän- 
digkeit betrifft die Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Rechtswegs und der Verfahrensart die formelle Vor- 
frage, welches Gericht zuständig ist bzw. in welcher 
Verfahrensart zu entscheiden ist. Bei der Prüfung for- 
meller Vorfragen können die ehrenamtlichen Richter 
ihre betriebliche Sachkunde und Erfahrung in aller Re- 
gel nicht einbringen. Da ihre Beteiligung nicht zwin- 
gend geboten ist, wird § 48 Abs. 1 Nr. 2 gestrichen. 
Durch die Einführung der Alleinentscheidungsbefugnis 
des Vorsitzenden wird zudem das Verfahren beschleu- 
nigt, weil die Erörterung der Sache im gesamten 
Spruchkörper entfällt. 

14. Zu Artikel 2 Nr. 10 (§ 85 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 
ArbGG) 

Artikel 2 Nr. 10 ist wie folgt zu fassen: 

,10. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 62 
Abs. 1 Satz 2 und 3“ durch die Angabe „§ 62 
Abs. 1 Satz 2 bis 5“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „die Ent- 
scheidungen durch Beschluss der Kammer er- 
gehen,“ gestrichen.' 

Begründung 

Die Präsidentinnen und Präsidenten der Landesarbeits- 
gerichte haben auf ihrer 69. Konferenz im Mai 2007 in 
Hamburg unter anderem beschlossen, eine Änderung 
des Arbeitsgerichtsgesetzes dahingehend anzustrengen, 
dass im arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahren eine 
einstweilige Verfügung in dringenden Fällen entspre- 
chend § 944 ZPO allein durch den Vorsitzenden erlas- 
sen werden kann. 

Der Vorschlag sollte durch Änderung von Artikel 2 
Nr. 10 des Gesetzentwurfes aufgegriffen werden. Das 
Beschlussverfahren findet nach § 2a ArbGG in Angele- 
genheiten nach dem Betriebsverfassungsgesetz, dem 
Sprecherausschussgesetz, dem Mitbestimmungsgesetz 
und in Streitigkeiten über die Tariffähigkeit und Tarif- 
zuständigkeit statt. Gemäß § 85 Abs. 2 Satz 2 ArbGG 
gelten für den Erlass einer einstweiligen Verfügung die 
Vorschriften der Zivilprozessordnung entsprechend. 
Allerdings hat die Entscheidung durch Beschluss der 
Kammer zu ergehen. Das Bundesarbeitsgericht hat un- 
ter Berufung auf diese ausdrückliche Gesetzeslage 
§ 944 ZPO, der ein Alleinentscheidungsrecht des Vor- 
sitzenden in dringenden Fällen (soweit eine mündliche 
Verhandlung nicht erforderlich ist) vorsieht, im arbeits- 
gerichtlichen Verfahren nicht für anwendbar gehalten. 
Die Gerichtsorganisation habe sicherzustellen, dass in 
derartigen dringenden Fällen rechtzeitig eine Entschei- 
dung der Kammer unter Hinzuziehung der ehrenamt- 
lichen Richter ergehen könne (vgl. BAG, Beschluss 
vom 28. August 1991-7 ABR 72/90 -, Rn. 27, BAGE 
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68, 232). ln der Literatur wird zwar ausnahmsweise zur 
Sicherstellung effektiven Rechtsschutzes eine Allein- 
entscheidung durch den Vorsitzenden dann für zulässig 
gehalten, wenn in einem äußerst eiligen Fall ehrenamt- 
liche Richter nicht mehr rechtzeitig geladen werden 
können und daher mit einer zwischenzeitlichen Erledi- 
gung der Hauptsache zu rechnen ist. Dies führe andern- 
falls zu einer Rechtsverweigerung durch das Gericht. 
Hierbei sei jedoch genau zu prüfen, ob im Fall einer 
Rechtsverweigerung Rechtsgüter von erheblichem Ge- 
wicht verletzt würden und ob mit großer Wahrschein- 
lichkeit ein Erfolg des Antragstellers im Hauptsache- 
verfahren zu erwarten sei (vgl. Hauck, ArbGG, 3. Aufl. 
2006, § 85 Rn. 14; Eisemann, in: Erfurter Kommentar 
zum Arbeitsrecht, Miiller-Glöge, Preis, Schmidt, 
8. Auflage 2008, § 85 Rn. 7 m. w. N.). 

Angesichts der dargestellten Gesetzeslage und der 
Schwierigkeiten in der praktischen Anwendung der Re- 
gelung, die den Beschluss der Landesarbeitsgerichts- 
präsidenten ausgelöst haben, sollte die Anwendbarkeit 
des § 944 ZPO auch im arbeitsgerichtlichen Beschluss- 
verfahren vorgesehen werden. 

Dies dient auch dem Ziel der Vereinheitlichung der Pro- 
zessordnungen. Für das arbeitsgerichtliche Urteilsver- 
fahren sieht § 62 Abs. 2 ArbGG eine dem § 85 Abs. 2 
Satz 2 ArbGG entsprechende Einschränkung nicht vor. 
In personalvertretungsrechtlichen Verfahren, in denen 
nach § 83 Abs. 1 des Bundespersonalvertretungsgeset- 
zes (BPersVG) die Verwaltungsgerichte zuständig sind, 
gelten nach § 83 Abs. 2 BPersVG die Vorschriften des 
arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahrens zwar entspre- 
chend, die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte 
hält jedoch mehrheitlich entweder § 85 Abs. 2 Satz 2 
ArbGG unter Verweis auf die Regelungen der Verwal- 
tungsgerichtsordnung zur Zusammensetzung des Ge- 
richts schon nicht für anwendbar oder lässt jedenfalls 
§ 944 ZPO neben § 85 Abs. 2 Satz 2 ArbGG bestehen, 
sodass im Ergebnis Eilentscheidungen durch den Vor- 
sitzenden allein getroffen werden können. 

Entgegenstehende sachliche Gründe sind nicht ersicht- 
lich. Die Rechte der Parteien im einstweiligen Rechts- 
schutz werden durch eine Entscheidung des Vorsitzen- 
den ohne ehrenamtliche Richter nicht gefährdet. Eine 
mögliche Verzögerung des Rechtsschutzes in Eilfallen 
wegen nicht rechtzeitig einberufener Kammern stellt 
demgegenüber einen schwerwiegenderen Nachteil für 
den Rechtsuchenden dar. Zudem wird - da eine Ent- 
scheidung ohne mündliche Verhandlung Voraussetzung 
für die Alleinentscheidung durch den Vorsitzenden ist - 
ein Widerspruch des Antragsgegners zu einer münd- 
lichen Anhörung und einer Entscheidung der Kammer 
führen. 

15. Zu Artikel 2 Nr. 10a - neu - (§ 87 Abs. la - neu - 

ArbGG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 10 folgende Nummer 10a 
einzufügen: 

,10a. In § 87 wird nach Absatz 1 folgender Absatz la 
eingefügt: 


„(la) Die Beschwerde kann nur eingelegt wer- 
den, 

a) wenn sie in dem Beschluss des Arbeitsge- 
richts zugelassen worden ist oder 

b) wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 
600 Euro übersteigt. § 64 Abs. 3 Nr. 1 und 3 
sowie Abs. 3a bis 5 finden entsprechende 
Anwendung.“ 1 

Begründung 

Die Beschwerde im Beschlussverfahren findet nach 
§ 87 Abs. 1 ArbGG gegen alle das Verfahren erster In- 
stanz beendenden Beschlüsse ohne Rücksicht auf die 
Höhe der Beschwer statt. Eine Zulassung der Be- 
schwerde ist nicht erforderlich. Demgegenüber ist die 
Berufung im Urteilsverfahren nur in den in § 64 Abs. 2 
ArbGG aufgeführten Fällen statthaft. Zur Vereinheitli- 
chung von Urteils- und Beschlussverfahren und zur 
Entlastung des Beschwerdegerichts von Bagatellstrei- 
tigkeiten ist vorgesehen, dass auch im Beschlussverfah- 
ren die Beschwerde nur dann statthaft ist, wenn sie ent- 
weder in dem Beschluss des Arbeitsgerichts zugelassen 
worden ist oder der Wert des Beschwerdegegenstands 
600 Euro übersteigt. 

16. Zu Artikel 3 (§ 5 KSchG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob bei einer Neufassung des 
§ 5 KSchG zur Vereinfachung der Rechtsanwendung 
und Schaffung von Rechtssicherheit die folgenden 
Punkte berücksichtigt werden können: 

a) Angleichung des Verschuldensmaßstabes des § 5 
Abs. 1 Satz 1 KSchG an den des § 233 Satz 1 ZPO 
und 

b) Aufnahme einer gesetzlichen Regelung, dass sich 
der Antragsteller das Verschulden seines Prozessbe- 
vollmächtigten an der Versäumung der Klagefrist 
entsprechend § 85 Abs. 2 der ZPO zurechnen lassen 
muss. 

Begründung 

§ 5 KSchG ist verwandt mit der Wiedereinsetzung in den 
vorigen Standnach § 233 ff. ZPO sowie § 17 ff. FamFG. 
Die Praxis hat sich dafür ausgesprochen, § 5 KSchG 
weiter an § 233 ff. ZPO anzugleichen, um die umfang- 
reiche Rechtsprechung zu § 233 ff. ZPO nutzen zu kön- 
nen. Die Vereinheitlichung der Prozessordnungen ist 
dort, wo Differenzierungen sachlich nicht geboten sind, 
zur anwenderfreundlichen Gestaltung der Rechtsord- 
nung fortzuführen. 

Insbesondere hat die Praxis die Ablösung des an die in- 
dividuellen Möglichkeiten des Antragstellers anknüp- 
fenden Verschuldensmaßstabes des § 5 Abs. 1 Satz 1 
KSchG durch den bei der Prozessführung allgemein üb- 
lichen objektiven Sorgfaltsmaßstab des § 233 Satz 1 
ZPO befürwortet. Dadurch könnten die Probleme der 
Arbeitsgerichte, den für den jeweiligen Antragsteller 
geltenden Sorgfaltsmaßstab zu bestimmen, und die da- 
mit verbundene teilweise unüberschaubare Kasuistik 
im Interesse der Rechtsuchenden gelöst werden. In der 
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Sache ist kein Grund ersichtlich, bei § 5 Abs. 1 Satz 1 
KSchG einen strengeren Beurteilungsmaßstab als bei 
§ 233 Satz 1 ZPO zu Grunde zu legen. Dafür spricht 
insbesondere auch die Herkunft der Regelung zur nach- 
träglichen Klagezulassung aus § 90 BRG 1920, der ge- 
gen die Versäumung der Frist für die Kündigungsein- 
spruchsklage eine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand vorgesehen hatte (vgl. v. Hoyningen-Huene, 
Linck, Kündigungsschutzgesetz, 14. Auflage 2007, § 5 
Rn. 1). 

Die Frage, ob sich der Arbeitnehmer gemäß § 85 Abs. 2 
ZPO das Verschulden seines Prozessbevollmächtigten 
bei Versäumung der dreiwöchigen Klagefrist des § 4 
Satz 1 KSchG zurechnen lassen muss, ist in Literatur 
und Rechtsprechung der Landesarbeitsgerichte äußerst 
umstritten (vgl. Kiel, in: Erfurter Kommentar zum Ar- 
beitsrecht, 8. Auflage 2008, Rn. 7 zu § 5 KSchG mit 
einer Vielzahl von weiteren Nachweisen). Da nach gel- 
tendem Recht keine Rechtsbeschwerde gegen die diver- 
gierenden Entscheidungen der Landesarbeitsgerichte 
zulässig ist (vgl. BAG, NZA-RR 2006, 211), konnte 
eine Klärung dieser Rechtsfrage durch das Bundes- 
arbeitsgericht bislang nicht erfolgen. Durch den Ge- 
setzentwurf ist auf Grund der in § 5 Abs. 4 KSchG-E 
eröffneten Möglichkeit der (Zulassungs-)Revision zwar 
zu erwarten, dass das Bundesarbeitsgericht sich zu 
einem — jedoch ungewissen - Zeitpunkt nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes mit dieser Frage befassen 
wird. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte diese für 
die Parteien des Rechtsstreits bedeutsame rechtspoliti- 
sche Entscheidung jedoch alsbald und vom Gesetzge- 
ber getroffen werden. Eine Angleichung an die entspre- 


chende Regelung der Zivilprozessordnung kann die 
Streitfrage lösen und zugleich die Rechtsanwendung 
durch eine - wenn sachliche Gründe eine Differenzie- 
rung nicht gebieten — möglichst weitgehende Verein- 
heitlichung der Verfahrensordnungen vereinfachen. 

17. Zu Artikel 3 (§ 5 Abs. 4 Satz 3 KSchG) 

In Artikel 3 § 5 Abs. 4 Satz 3 sind die Wörter „, das wie 
ein Endurteil angefochten werden kann“ zu streichen. 

Begründung 

In der Begründung des Gesetzentwurfes wird zu Recht 
davon ausgegangen, dass sich das bisherige Zwischen- 
verfahren der nachträglichen Zulassung der Kündi- 
gungsschutzklage tendenziell verfahrensverlängemd 
auswirkt und schwierige prozessuale Fragen zum Ver- 
hältnis von Zwischen- und Klageverfahren hervorruft. 
Der Entwurf ist auf Grund der Anfechtbarkeit des Zwi- 
schenurteils jedoch nur eingeschränkt geeignet, das 
Ziel der Prozessbeschleunigung und Verfahrensverein- 
fachung zu erreichen. 

Bereits unter dem Gesichtspunkt der Rechtsvereinheit- 
lichung sollte ein gesondertes Rechtsmittel gegen das 
Zwischenurteil nicht zugelassen werden. Im Rahmen 
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 236 ff. 
ZPO) ist ein Rechtsmittel gegen die Wiedereinsetzung 
nicht vorgesehen. Es sollten nicht neue überflüssige 
Abweichungen geschaffen werden. 

Die Anfechtbarkeit soll auf das Endurteil beschränkt 
sein. 
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Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Nach Auf- 
fassung der Bundesregierung gehören die Regelungen über 
das Vorverfahren zum gerichtlichen Verfahren i. S. d. Arti- 
kels 74 Abs. 1 Nr. 1 GG und sind nicht zugleich Verfahrens- 
regelungen i. S. d. Artikels 84 Abs. 1 GG. Artikel 84 GG ist 
in diesem Punkt im Rahmen der Föderalismusreform I nicht 
geändert worden. 

Selbst wenn man die Auffassung vertritt, dass es sich beim 
Widerspruchsverfahren um Verfahrensregelungen handelt, 
ergibt sich daraus keine Zustimmungspflichtigkeit. Die Zu- 
stimmungspflichtigkeit tritt bei Bundesgesetzen, die Verfah- 
rensregelungen für die Länder vorsehen, nur dann ein, wenn 
der Bund eine solche Bestimmung abweichungsfest gestal- 
tet. Die Abweichungsfestigkeit ist dabei schon aus rechts- 
förmlichen Gründen entweder in der betreffenden Norm 
oder in einer Schlussbestimmung des Stammgesetzes zu re- 
geln. Beides ist hier nicht der Fall. 

Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, dass mit dem vorgelegten Ge- 
setzentwurf ein umfassendes Maßnahmenpaket zur nachhalti- 
gen Entlastung der Sozialgerichtsbarkeit geschnürt worden ist, 
dessen Wirkungen abgewartet und evaluiert werden sollten. 

Dabei berücksichtigt der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung insbesondere die Besonderheit des sozialgerichtlichen 
Verfahrens, dass die Betroffenen vor den Sozialgerichten in 
der Regel um ihre wirtschaftliche Existenzsicherung für lan- 
ge Zeiträume streiten und die Fragestellungen häufig einen 
komplexen medizinischen Flintergrund haben. Dies erfordert 
eine besonders umfängliche Tatsachenaufklärung. 

Hinzu kommt, dass die Beteiligten im sozialgerichtlichen 
Verfahren in der Regel unterschiedliche Startvoraussetzung 
haben. Auf der einen Seite stehen Leistungsempfänger, Ver- 
sicherte oder behinderte Menschen, die zum Teil in ihrer 
Handlungsfähigkeit beispielsweise durch Krankheit oder 
Behinderung eingeschränkt sind. Ihnen gegenüber steht in 
der Regel eine hoch spezialisierte Verwaltung, die über einen 
erheblichen Professionalisiemngsvorsprung verfügt. Das so- 
zialgerichtliche Verfahren hat daher auch die Aufgabe, zwi- 
schen diesen ungleichen Parteien ein gewisses Kräftegleich- 
gewicht herzustellen. 

Zur Frage der Notwendigkeit der Einführung von Gebühren 
in das sozialgerichtliche Verfahren hat das Bundesministeri- 
um für Arbeit und Soziales ein Gutachten in Auftrag gege- 
ben, das die damit zusammenhängenden Fragen erörtert und 
bewertet. Die Ergebnisse des Gutachtens sollten abgewartet 
werden. 

Zu Nummer 3 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren prüfen. 


Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren prüfen. 

Zu Nummer 5 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Bei der For- 
mulierung „Sitz des Vertragsarztes“ handelt es sich lediglich 
um eine redaktionelle Änderung gegenüber dem alten Recht 
im Zuge der Neuformulierung der Norm. Eine inhaltliche 
Änderung ist nicht bezweckt und kommt auch weder im 
Wortlaut noch in der Begründung zum Ausdruck. Bei ver- 
nünftiger Auslegung ist daher weiterhin nicht der Wohnsitz 
des Bewerbers entscheidend, sondern der angestrebte Ver- 
tragsarztsitz. 

Zu Nummer 6 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Durch das 
Rechtsdienstleistungsgesetz hat die sozialgerichtliche Ver- 
tretungsbefugnis eben erst eine umfassende Überarbeitung 
erfahren. Dabei wurde auch die Einführung eines Vertre- 
tungszwangs vor den Landessozialgerichten geprüft. § 73 
SGG, der jetzt durch den Antrag wieder geändert werden 
soll, ist dabei bereits so weitgehend wie möglich an die an- 
deren Verfahrensordnungen angepasst worden. 

Zu Nummer 7 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag, das Unterschrif- 
tenerfordemis aufzugeben, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren prüfen. Die Bundesregierung lehnt jedoch die Strei- 
chung des Zusatzes, dass für die Bezeichnung des Beklagten 
die Angabe der Behörde ausreicht, ab. Der Zusatz bewirkt 
eine Angleichung an § 78 Abs. 1 Nr. 1 letzter Teilsatz 
VwGO. 

Zu Nummer 8 

Die Bundesregierung lehnt die Vorschläge ab. Die Einfüh- 
rung einer fiktiven Klagerücknahme muss wegen ihrer Klä- 
gerrechte einschränkenden Wirkung besonders gründlich die 
Besonderheiten des sozialgerichtlichen Verfahrens reflektie- 
ren. 

Das Einwilligungserfordemis bei der echten Klagerücknah- 
me besteht nach geltendem Recht nicht. Insbesondere die 
sozialgerichtliche Praxis hat darauf hingewiesen, dass die 
Einführung eines Einwilligungserfordernisses in der gericht- 
lichen Praxis ein Erledigungshindernis darstellt und die Pro- 
zesse verlängert. 

Das Gleiche gilt für das Erfordernis, das Verfahren auch bei 
der echten Klagerücknahme durch Beschluss einstellen zu 
müssen. Auch dies bedeutet für die Sozialrichterinnen und 
Sozialrichter eine nicht zu rechtfertigende zusätzliche Ar- 
beitsbelastung. 
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Kläger im sozialgerichtlichen Verfahren benötigen häufig 
länger für die Entscheidungsfindung als andere Personen, 
weil sie durch Krankheit oder Behinderung in ihrer Entschei- 
dungsfähigkeit eingeschränkt sind und die Entscheidung 
langfristige Folgen für sie nach sich ziehen kann. Da ange- 
sichts des Klägerkreises nicht sicher ist, dass die Betroffenen 
in der Lage sind, innerhalb einer Zweimonatsfrist substanti- 
iert darzulegen, warum ihr Rechtsschutzbedürfnis weiter 
fortbesteht, sollte es bei der erweiterten Dreimonatsfrist blei- 
ben. 

Zu Nummer 9 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren prüfen. Mit der Norm soll nicht die 
elektronische Aktenführung durch Vorrätighalten von Akten 
in Papierform erschwert werden. Es ist vielmehr davon aus- 
zugehen, dass die Rechtsvorschriften, die die elektronische 
Aktenführung der Behörden jeweils ermöglichen, auch Re- 
gelungen darüber treffen, was mit den Originalpapierakten 
zu geschehen hat. Besteht danach keine gesetzliche Ver- 
pflichtung, die Papierakten aufzubewahren, kann nach 
Ansicht der Bundesregierung ihre Vorlage im gerichtlichen 
Verfahren auch nicht verlangt werden. 

Zu Nummer 10 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Einfüh- 
rung einer Berufungszulassung wird allein mit der Harmo- 
nisierung des Sozialgerichtsgesetzes mit der Verwal- 
tungsgerichtsordnung begründet. Die Besonderheiten des 
sozialgerichtlichen Verfahrens werden nicht berücksichtigt. 

Im Hinblick auf die häufig komplexen und für die Betroffe- 
nen existenziell entscheidenden Tatsachenfragen, die sich im 
Sozialgerichtsprozess stellen, erscheint die schwellenlose 
Beibehaltung einer zweiten Tatsacheninstanz notwendig. 

Durch die Einführung einer Berufungszulassung ist zudem mit 
einer Mehrbelastung der gegenwärtig besonders belasteten 
ersten Instanz zu rechnen, da davon auszugehen ist, dass die 
Parteien durch den möglichen Wegfall der zweiten Tatsachen- 
instanz mehr Sachvortrag vor den Sozialgerichten halten. 

Zu Nummer 11 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Der Anspruch 
nach § 1 09 SGG dient der Herstellung eines Kräftegleichge- 
wichts zwischen dem rechtlich und medizinisch unkundigen 
Einzelnen und der ihm gegenüber an Ressourcen und finan- 
ziellen Mitteln überlegenen Verwaltung. 

§ 109 SGG erfüllt eine wichtige Befriedungsfunktion. Die 
Erstellung eines Gutachtens durch einen frei gewählten Arzt 
erhöht die Akzeptanz des Urteils durch die betroffene Partei 
deutlich. Dies gilt grundsätzlich unabhängig davon, ob das 
Urteil zu seinen Gunsten oder zu seinen Ungunsten ausgeht. 
§ 109 SGG gibt dem Betroffenen die Gewissheit, dass seine 
Belange umfassend gewürdigt werden. Oft kann hierdurch 
der langwierige und für die Justiz kostenintensive Gang in 
die zweite Instanz vermieden werden. 

Die Bundesregierung teilt die Einschätzung des Bundesrates 
nicht, dass § 109 SGG eine Verfahrensverzögerung herbei- 
führt. Aus den o. g. Gründen beschleunigt die Norm eher 
eine umfassende Streitbeilegung. Das Gericht kann im Übri- 
gen einen Antrag auf Erstellung eines § 109er-Gutachtens 


ablehnen, wenn es der Ansicht ist, dass dadurch das Verfah- 
ren verschleppt wird oder wenn es meint, dass der Antrag le- 
diglich aus grober Nachlässigkeit nicht früher vorgebracht 
wurde. Das Gericht kann dem Gutachter zudem eine ange- 
messene Frist zur Erstellung des Gutachtens setzen, um zü- 
gige Erledigung des Rechtsstreits zu erwirken. 

Zu Nummer 12 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Eine Entscheidung im schriftlichen Verfahren auf Antrag der 
Parteien wird dem Mündlichkeitsprinzip nicht gerecht. Die 
im Antrag angeführte Begründung, eine Anhörung der Par- 
teien im Gütetermin sei ausreichend, überzeugt nicht, ln der 
Güteverhandlung wird die Möglichkeit einer einvemehm- 
lichen Einigung der Parteien erörtert. Eine Erörterung der 
Probleme und Besonderheiten des Streitfalls in sachlicher 
und rechtlicher Hinsicht erfolgt nur am Rande. 

Den ehrenamtlichen Richtern würde die Möglichkeit ge- 
nommen, sich im Rahmen der mündlichen Verhandlung ein 
eigenes Bild von den Parteien und dem Streitfall zu machen, 
weil sie an der Güteverhandlung nicht teilnehmen. Da sie in 
der ersten Instanz keine Einsicht in die Akten erhalten, sind 
sie allein auf die Darstellung des Vorsitzenden angewiesen. 
Die Entscheidung würde von drei Richtern getroffen, von 
denen zwei nicht an der mündlichen Erörterung teilgenom- 
men haben. 

Zu Nummer 13 

Die Bundesregierung lehnt die Vorschläge ab. 

Die Entscheidung über die Zulässigkeit des Rechtswegs be- 
trifft, anders als die Frage der örtlichen Zuständigkeit, nicht 
nur formelle Fragen. Die Frage, ob der Kläger Arbeitnehmer 
ist, ist nicht nur für die sachliche Zuständigkeit des Arbeits- 
gerichts entscheidend. Wesentliche materielle Ansprüche, 
wie der Kündigungsschutz nach dem Kündigungsschutzge- 
setz oder der Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub, hän- 
gen ebenso von der Beantwortung dieser Frage ab. 

Auch die Entscheidung über die zulässige Verfahrensart ist 
von ganz erheblicher Bedeutung für das weitere Verfahren. 
Hiervon hängt sowohl die Frage ab, wer die Verfahrenskos- 
ten zu tragen hat, als auch, ob der Amtsermittlungsgrundsatz 
gilt, oder die Parteien den Streitstoff von sich aus in das Ver- 
fahren einbringen müssen. 

Zu Nummer 14 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Das Beschlussverfahren trägt den arbeitsrechtlichen Beson- 
derheiten Rechnung. Es betrifft kollektivrechtliche Fälle von 
weitreichender Bedeutung. Dieser Bedeutung trägt die Be- 
teiligung der ehrenamtlichen Richter Rechnung. Die ehren- 
amtlichen Richter sollen auch in Eilverfahren ihre besonde- 
ren Kenntnisse in die Entscheidungsfindung einbringen. 

In der Praxis ist auch bei Beteiligung der ehrenamtlichen 
Richter eine rechtzeitige Entscheidung gewährleistet. Diese 
wohnen oder arbeiten im Gerichtsbezirk und können daher 
kurzfristig herangezogen werden. Arbeitsgerichte können 
für den Fall unvorhergesehener Verhinderung eine Hilfsliste 
von ehrenamtlichen Richtern aufstellen, die am Gerichtssitz 
oder in der Nähe wohnen oder ihren Dienstsitz haben (§31 
Abs. 2 ArbGG). 
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Zu Nummer 15 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Das arbeitsgerichtliche Beschlussverfahren unterscheidet 
sich wesentlich vom Urteilsverfahren. Es handelt sich um 
kollektivrechtliche Streitgegenstände, die regelmäßig eine 
Vielzahl von Arbeitnehmern betreffen. Dieser Umstand 
rechtfertigt eine generelle Zulassung der Beschwerde im Be- 
schlussverfahren. Eine Angleichung der Beschwerdevoraus- 
setzungen an die Voraussetzungen der Berufung verkennt die 
weitreichende Bedeutung von Beschlussverfahren. 

Es ist zudem nicht ersichtlich, ob oder inwieweit eine Ein- 
schränkung der Beschwerde auf Fälle mit einem Streitwert 
von mehr als 600 Euro zu einer nennenswerten Entlastung 
der Obergerichte führen würde. Viele Beschlussverfahren 
überschreiten diesen Wert deutlich, ln Ermangelung genü- 
gender tatsächlicher Anhaltspunkte für eine Schätzung ist in 
nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten der Gegenstands- 
wert nach § 23 Abs. 3 RVG mit 4 000 Euro anzunehmen. 

Zu Nummer 16 

Die Bundesregierung wird die Vorschläge im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren prüfen. 


Zu Nummer 17 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Der Vorschlag, bei einer gesonderten Entscheidung über die 
nachträgliche Zulassung der Kündigungsschutzklage kein 
Rechtsmittel zuzulassen, steht der Zielsetzung der Gesetzes- 
änderung entgegen, in dieser Frage eine bundeseinheitliche 
Rechtsprechung zu ennöglichen. Die nachträgliche Zulas- 
sung der Kündigungsschutzklage ist für den Ausgang des 
Kündigungsschutzverfahrens häufig streitentscheidend. Ei- 
ne bundeseinheitliche Rechtsprechung in dieser Frage erhöht 
die Rechtssicherheit. Eine Anrufung des Bundesarbeitsge- 
richts soll daher auch in den Fällen möglich sein, in denen 
das Arbeitsgericht oder das Landesarbeitsgericht gesondert 
über die nachträgliche Klagezulassung entscheidet. Eine ge- 
sonderte Entscheidung kommt in den Fällen in Betracht, in 
denen eine Bestätigung der nachträglichen Klagezulassung 
durch die höhere Instanz zweifelhaft erscheint. Eine Ent- 
scheidung über die Kündigungsschutzklage erwiese sich 
nachträglich als überflüssig, wenn die nächste Instanz die 
nachträgliche Zulassung nicht gewährt. Besonders in diesen 
rechtlich schwierigen Fällen ist eine bundeseinheitliche 
Rechtsprechung und damit die Eröffnung des Rechtswegs 
zum Bundesarbeitsgericht erforderlich. 
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